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Schadet Deutschlands Exportpolitik den Nachbarn?

In den letzten Monaten stand das deutsche »Exportmodell« in der Kritik. Die deut-
schen Überschüsse seien mitverantwortlich für die Defizite der Nachbarländer und
schaden den Handelspartnern, lautet der Vorwurf. Ist diese Einschätzung gerecht-
fertigt? Für Gabriel Felbermayr, Universität Hohenheim, entbehren die Behauptun-
gen einer soliden Grundlage. Dies bedeute nicht, dass die Ungleichgewichte nicht
Anlass zu Sorge bieten, doch das fundamentale Problem liege in den Finanzmarkt-
institutionen, und nicht auf den Güter- oder Arbeitsmärkten, und es handele sich
dabei auch nicht um ein Problem »made in Germany«. Eine »wirkliche« Exportpoli-
tik Deutschlands im Sinn der klassischen Instrumente der Exportförderung gebe es
nicht, der Vorwurf laute eher, dass Deutschland durch seine Arbeitsmarktpolitik in-
direkt Exportpolitik betreibe und durch die Lohnzurückhaltung seine Wettbewerbs-
fähigkeit auf unfaire Weise und zum Schaden der Nachbarn verbessert hätte. Aber
langfristig führen Arbeitsmarktreformen in einem Land zu geringer Arbeitslosigkeit
bei den Handelspartnern. Allerdings wirken, laut Felbermayr, Fehlanreize aus dem
»De-facto-Haftungsverbund Währungsunion« in Deutschland wie eine Exportför-
derungspolitik, nutzen aber den Nachbarn und schaden den Deutschen. Nach An-
sicht von Eckhard Janeba, Universität Mannheim, ist Deutschland zwar auf makro-
ökonomischer Ebene kein Vorwurf zu machen, da die maßvolle Haushaltspolitik
den langfristigen konstitutionellen Vorgaben entspricht. Gleichwohl habe der deut-
sche Staat – und nicht nur dieser – auf mikroökonomischer Ebene Politikentschei-
dungen getroffen, die sich in Handelsverzerrungen niederschlagen. Dies zu ändern,
wäre eine Aufgabe für die deutsche Politik. Holger Görg, Universität Kiel, betrach-
tet die Frage von der Eben der Firmen aus. Eine relativ kleine Anzahl von Firmen
zeichnet verantwortlich für einen Großteil der deutschen Exporte. Dies sind hoch-
produktive Unternehmen, die im ausländischen Wettbewerb bestehen können. Für
Importeure gilt jedoch genau das Gleiche: es sind relativ wenige, und sie sind hoch-
produktiv. Durch Importe kommt neue Technologie ins Importland, die von diesen
einheimischen Firmen angewendet werden kann. Wenn nun beispielsweise Frank-
reichs Exporte nicht so sind, wie von Regierungsseite gewünscht, liegt das zu ei-
nem gewissen Teil mit an den beteiligten Unternehmen. Diese könnten durchaus
von Importen profitieren, indem sie Zugang zu Technologie bekommen. Ansgar
Belke, Universität Duisburg-Essen, verdeutlicht, dass die Exporterfolge Deutsch-
lands auf Wettbewerbsvorteilen, die man sich durch Innovationen, technischen
Fortschritt und einer moderaten Lohnpolitik über Jahre hinweg erarbeitet hat, be-
ruhen. Deutschland sei an den Weltmärkten in erster Linie bei Investitionsgütern
führend. Diese Produkte würden von Spanien, Portugal oder Griechenland nicht in
vergleichbarer Qualität hergestellt, von daher gehen für diese Länder auch keine
Marktanteile verloren. Außerdem habe Deutschland durch sein Exportmodell auch
die Rolle einer europäischen Konjunkturlokomotive ausgefüllt, da seine hohen Ex-
porte als Vorleistungen auch regelmäßig hohe Importe nach sich ziehen. Deutsch-
lands Exporte nützen also den Nachbarn gegenwärtig mehr, als sie ihnen schaden.
Dennoch sollte Deutschland durch Erhöhung seiner Kaufkraft Verantwortung für
die Rückführung der Leistungsbilanzungleichgewichte in der Eurozone überneh-
men – am besten durch eine stärkere Flexibilisierung seines Dienstleistungssektors
und eine Senkung der Lohnnebenkosten. Auch Michael Pflüger und Stefan Ebner,
Universität Passau, sehen vor allem hausgemachte Ursachen für die Spannungen
innerhalb des Euroraums. Richtig sei jedoch, dass die – wohlbegründete – Lohn-
zurückhaltung, die in den letzten Jahren in Deutschland geübt wurde, den europäi-
schen Nachbarn kontraktive Impulse und Anpassungslasten beschert habe. Ange-
sichts der gegenwärtigen Lage der Weltkonjunktur fordere die amerikanische Ad-
ministration von Deutschland zu Recht stärkere Impulse für die Weltkonjunktur.
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Nur langsame Erholung im europäischen Wohnungsbau – 
wird Deutschland das Zugpferd?
Ausgewählte Ergebnisse der Euroconstruct-Sommerkonferenz 2010
Erich Gluch und Ludwig Dorffmeister

Bereits 2008 und 2009 erlebte der europäische Wohnungsbau kräftige Einbußen.
In diesem Jahr dürfte dieser Baubereich ebenfalls schrumpfen, wenn auch »nur«
um rund 3%. 2011 und 2012 wird ein Erholungsprozess mit Wachstumsraten von
21/2 bzw. 31/2% einsetzen. Die Zahl der Wohnungsfertigstellungen wird dieser Ent-
wicklung nur mit einigem Abstand folgen: Die voraussichtlich knapp 1,5 Mill. fer-
tiggestellten Wohnungen 2012 dürften nämlich nur unwesentlich über dem Er-
gebnis dieses Jahres liegen. Wesentliche Beiträge dürften dabei vor allem von
Deutschland und Spanien kommen.

Branchen im Blickpunkt: Das Brauereigewerbe
Temporär in der Gunst des heißen Sommerwetters und der 
Begeisterung in Deutschland für die Fußball-Weltmeisterschaft
Matthias Balz

Nachdem für den Mai 2010 noch gemeldet wurde, dass der Bierabsatz in
Deutschland auf den niedrigsten Maiwert seit 1993 gesunken sei, konnte das
Brauereigewerbe in den Folgemonaten aufatmen. Die Begeisterung über die Fuß-
ball-Weltmeisterschaft in Südafrika und der außergewöhnlich heiße Sommer sorg-
ten für ein Hoch beim Bierabsatz in Deutschland. Nach den Ergebnissen des ifo
Konjunkturtests machte der gesamte Getränkebereich im Juli 2010 in Deutsch-
land einen außergewöhnlich großen Produktions- und Absatzsprung. 

Kurz zum Klima: Das Ozonloch – ein vergessenes Problem?
Jana Lippelt

Im September 2009 ratifizierte Timor-Leste (Osttimor) als letztes von 196 Ländern
das »Montreal-Protokoll über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen«. Das
Protokoll von 1987 stellt damit das bedeutendste multilaterale Umweltabkommen
und die erste internationale Vereinbarung dar, die eine weltweite Ratifizierung er-
langte. Die Problematik des Ozonlochs ist inzwischen weitgehend aus der öffent-
lichen Debatte verschwunden. Mehr als 20 Jahre nach dem Montrealer Abkom-
men ist die Wissenschaft jedoch zu neuen Erkenntnissen über die Zusammen-
hänge zwischen Ozonloch und Klimawandel gelangt. Der Artikel gibt einen Über-
blick über die Bedeutung des Ozonlochs für Umwelt und Klima und diskutiert Po-
litikmaßnahmen zur Abschaffung ozonschichtschädigender Substanzen.

Daten und Prognosen

Im Blickpunkt

25

37

40
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Schadet Deutschlands 
Exportpolitik den Nachbarn?

Europa zerfällt in zwei Blöcke: Länder, die
wie Deutschland Außenhandelsüber-
schüsse aufweisen (z.B. Österreich, Nie-
derlande, Schweiz, aber auch Belgien und
Tschechien), und solche mit negativen
Saldi (wie etwa Frankreich, Großbritan-
nien, Polen oder Spanien).1 Es handelt
sich dabei nicht etwa um eine konjunktu-
relle Erscheinung, sondern um ein lang-
fristiges, strukturelles Problem. Die Bruch-
linie läuft quer durch die EU, aber auch
durch die Gruppe der Euroländer. Und die
Zahlen sind durchwegs beeindruckend.
Der deutsche Außenhandelsüberschuss
lag 2008 bei 7,1% des Bruttoinlandspro-
dukts. Vorläufige Zahlen für 2009 zeigen
einen nur unwesentlich kleineren Über-
schuss. 

In der wirtschaftspolitischen Debatte
scheint in den letzten Monaten die Idee
Platz gegriffen zu haben, dass, erstens,
die deutschen Überschüsse verantwort-
lich seien für die Defizite der Nachbarlän-
der und dass, zweitens, bestimmte wirt-
schaftspolitische Maßnahmen Deutsch-
lands auf unfaire Weise zu der gegenwär-
tigen Situation geführt hätten. Beide Be-
hauptungen entbehren einer soliden
Grundlage. Dies bedeutet nicht, dass die
Ungleichgewichte nicht Anlass zu Sorge
bieten, doch das fundamentale Problem
liegt in den Finanzmarktinstitutionen, und
nicht etwa auf den Güter- oder Arbeits-
märkten, und es handelt sich dabei nicht
um ein Problem made in Germany.

Hat Deutschland eine Export-
politik?

Vor einer näheren Diskussion muss zu-
nächst gefragt werden: Hat Deutschland

überhaupt eine Exportpolitik? Die Instru-
mente der klassischen Außenhandelspo-
litik stehen in einer Zollunion mit gemein-
samem Binnenmarkt wie der EU einem
einzelnen Mitgliedsland nicht zur Verfü-
gung. Über potentiell wettbewerbsverzer-
renden Subventionen wacht die Kommis-
sion, und die Währungsunion verhindert
eine Manipulation des nominellen Wech-
selkurses. Nur wenige direkte Exportför-
derungsinstrumente wie z.B. Exportkre-
ditgarantien (Hermes-Deckung) oder die
Förderung von Auslandsmessen sind le-
gitim. Diese sind allerdings entweder für
den innereuropäischen Handel irrelevant
oder, gemessen am Fördervolumen, un-
bedeutend.

Es drängt sich also der Verdacht auf,
dass es keine wirkliche Exportpolitik
Deutschlands gibt, jedenfalls dann nicht,
wenn man die Analyse auf die klassi-
schen Instrumente der Exportförderung
beschränkt. Auf diese zielt die aktuelle
Debatte, angestoßen durch die franzö-
sische Finanzministerin Lagarde in einem
Interview mit der Financial Times am
16. März dieses Jahres, aber auch gar
nicht ab. Eher geht es um den Vorwurf,
dass Deutschland durch seine Arbeits-
marktpolitik indirekt Exportpolitik betreibt.
Es wird suggeriert, dass die deutsche
Lohnzurückhaltung als Konsequenz der
Hartz-IV-Reformen die Wettbewerbsfä-
higkeit Deutschlands auf unfaire Weise
und zum Schaden der Nachbarn verbes-
sert hätte.

Hartz IV und die Wettbewerbs-
fähigkeit

Die EU-Mitglieder haben, im Gegensatz
zur Industriepolitik, in der Arbeitsmarkt-
politik weitgehende Autonomie. Und
Deutschland hat im Vergleich zu manch

Schadet Deutschlands Exportpolitik den Nachbarn?

In den letzten Monaten stand das deutsche »Exportmodell« in der Kritik. Die deutschen Überschüs-

se seien mitverantwortlich für die Defizite der Nachbarländer und schaden den Handelspartnern,

lautet der Vorwurf. Ist diese Einschätzung gerechtfertigt?

Gabriel Felbermayr*

* Prof. Gabriel Felbermayr, Ph.D., lehrt am Institut für
Volkswirtschaftslehre, insbesondere Außenwirt-
schaft, an der Universität Hohenheim.

1 Daneben gibt es eine Reihe von Ländern mit na-
hezu ausgeglichenen Außenhandelspositionen,
z.B. Italien.



Zur Diskussion gestellt

anderen EU-Ländern diese Autonomie für Reformen genutzt.
Die Hartz-IV-Reformen haben das Lohnanspruchsniveau für
wenig qualifizierte Arbeitnehmer gesenkt. Sie haben die Ge-
werkschaften zu einer stärker beschäftigungsorientierten
Lohnpolitik veranlasst. All dies hat die tatsächlichen Lohn-
zuwachsraten gesenkt.

In der modernen Literatur zu friktionellen Arbeitsmärkten ist
eine Reduktion des Lohnanspruchsniveaus nicht zwingend
wohlfahrtssteigernd. Der Wohlfahrtseffekt hängt von der Ver-
teilung der Verhandlungsmacht zwischen den Tarifparteien
und von technologischen Parametern ab. Hohe Arbeitslo-
sigkeitsraten (jenseits von 5%) sind in dieser Modellwelt aber
eine klare Indikation von Ineffizienz. Insofern besteht wenig
Zweifel daran, dass die Hartz-IV-Reformen die deutsche
Wohlfahrt wirklich erhöht haben. Durch höhere Beschäfti-
gung ist das Pro-Kopf-Einkommen der Deutschen gestie-
gen, obwohl das Lohnanspruchsniveau und die realen
Durchschnittslöhne gefallen bzw. stagniert sind.

Niedrigere Arbeitskosten führen ceteris paribus zu geringe-
ren relativen Lohnstückkosten. Die empirische Evidenz zeigt,
dass die Außenhandelssaldi mit eben diesen relativen Lohn-
stückkosten korreliert sind (vgl. Mongelli und Wyplosz 2009).
Weil die Arbeitsmarktpolitik die Lohnstückkosten beeinflusst,
ist klar, dass Hartz IV eine Rolle für die europäischen Un-
gleichgewichte gespielt haben könnte.

Schadet Deutschlands Lohnzurückhaltung den
Nachbarn?

Im einfachsten Analyserahmen ist die Antwort auf obige Fra-
ge einfach: Nein. Der Grund ist, dass exogen geringere
Lohnkosten in Deutschland den Nachbarn zum Vorteil ge-
reichen, indem sie deutsche Exporte günstiger machen und
damit dem Ausland zu einer Terms-of-trade-Verbesserung
verhelfen.

Dieses Argument bleibt im Kern bestehen, wenn realisti-
schere Modelle betrachtet werden, in denen Handel nicht
auf Ausstattungsunterschiede zwischen Ländern, sondern
auf Produktdifferenzierung und sektorale Produktivitätsun-
terschiede zurückzuführen ist. Wenn eine wohlfahrtsstei-
gernde Reform des Arbeitsmarktes in Deutschland zu ei-
ner Reduktion der Arbeitslosigkeit und zu einem Anstieg
des Pro-Kopf-Einkommens im Vergleich zu einer Situation
ohne Reform führt, dann profitieren die Nachbarn. Wenn
der Einkommensanstieg in den Konsum geht, dann steigt
auch die Nachfrage Deutschlands nach Erzeugnissen der
Nachbarn. Die Terms of trade der Nachbarn verbessern
sich, und die Wohlfahrt dort steigt. In der Regel wird dies
sogar dazu führen, dass die Arbeitslosigkeit bei den Nach-
barn sinkt. Dieses Argument wird in unterschiedlichen Mo-
dellrahmen von Felbermayr, Larch und Lechthaler (2009)

und Egger, Egger und Markusen (2009) gezeigt. Wenn der
Einkommensanstieg gespart und nicht verkonsumiert wird,
dann nimmt das Angebot an Ersparnis auf dem Finanz-
markt zu. Die Nachbarn profitieren nun durch die günsti-
gere Verfügbarkeit von Kredit, zumindest wenn sie Netto-
schuldner sind. Ganz ähnliche Ergebnisse würde man üb-
rigens in Modellen erwarten, in denen nicht die Arbeits-
marktinstitutionen verbessert werden, sondern die Arbeits-
produktivität steigt.

Wenn Handel aufgrund von Ausstattungsunterschieden
stattfindet, gibt es allerdings ein Gegenargument. Im Heck-
scher-Ohlin-Modell spezialisiert sich das kapitalreiche Land
(Deutschland) auf kapitalintensive Güter, die es exportiert.
Wenn nun die Arbeitslosenunterstützung fällt und die Be-
schäftigung steigt, sinkt die effektive Kapitalausstattung
des Landes relativ zur Beschäftigung. Der komparative Vor-
teil bei den kapitalintensiven Gütern schrumpft und jener
bei den arbeitsintensiven Gütern steigt. Deutschland pro-
duziert mehr von den arbeitsintensiven Gütern selbst; sei-
ne Importnachfrage fällt, und seine Terms of trade ver-
bessern sich. Das Ausland wird schlechter gestellt.2 Das
Problem bei dieser Betrachtung ist, dass das Heckscher-
Ohlin-Modell des intersektoralen Handels für den euro-
päischen Binnenhandel empirisch bedeutungslos ist. In
keiner bilateralen Handelsbeziehung der Welt ist der An-
teil von intrasektoralem Handel größer als zwischen
Deutschland und Frankreich.

Empirische Ergebnisse in Felbermayr, Larch und Lechtha-
ler (2009) zeigen, dass in der langen Frist und im Durch-
schnitt Arbeitsmarktreformen in einem Land zu geringer Ar-
beitslosigkeit bei den Handelspartnern führen und dass dies
unabhängig von Ausstattungsunterschieden geschieht. Es
ist also auch empirisch so, dass Reformen in einem Land
den Nachbarn tendenziell nutzen.

Reformstau bei den Nachbarn schadet 
Deutschland

Aus den empirischen Resultaten folgt, dass ein Reformstau
in einem Land seinen Handelspartnern schadet. Wenn im
Ausland das Lohnniveau künstlich hochgehalten wird, so
dass die Arbeitslosigkeit über dem effizienten Niveau liegt,
dann ist das Pro-Kopf-Einkommen dort niedriger, als es sein
müsste. Genauso wie Arbeitsmarktreformen in Deutsch-
land den Nachbarn nutzen, würden Reformen bei den Nach-
barn den Deutschen nutzen. Die Datenlage steht also im
Widerspruch zu der von Frau Lagarde bemühten Vorstel-
lung. Nicht Deutschland schadet mit seinen Reformen sei-
nen Partnern, sondern der Reformstau bei den Nachbarn
schadet allen.
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2 Diese Möglichkeit wird z.B. in Helpman und Itskhoki (2010) diskutiert.
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Häufig vernimmt man die Idee, dass eine Senkung des Lohn-
anspruchsniveaus in einem Land die Nachbarn ebenfalls
zu Sozialabbau zwingt und dass dies zu einer Situation führt,
die insgesamt zu ineffizient geringen Lohnersatzleistungen
führt. Genau das Gegenteil scheint der Fall zu sein: Wenn
Deutschland seinen Arbeitsmarkt reformiert, so dass sein
Pro-Kopf-Einkommen steigt, dann sinken die Anreize im
Ausland, es ihm gleich zu tun. Der Grund ist, dass das Aus-
land von den deutschen Reformen profitiert, auch wenn es
selbst keine Änderungen durchführt. Wenn Reformen in den
Nachbarländern politisch schwierig durchzusetzen sind, be-
steht die Gefahr, dass das Vorpreschen Deutschlands die-
se Reformen letztendlich weiter verzögert, weil die Dring-
lichkeit sinkt.

Wir haben es also nicht mit einem »race to the bottom« zu
tun, in dem Reformen strategische Komplemente sind (re-
formiert ein Land, steigen die Anreize in den andern, auch
zu reformieren), sondern mit dem Gegenteil. Arbeitsmarkt-
reformen, so suggeriert es jedenfalls der empirische Befund,
sind strategische Substitute: wenn ein Land reformiert, sin-
ken anderswo die Anreize.

Könnte Deutschland sich durch seine ehrgeizigen Reformen
selbst geschadet haben? Dies ist theoretisch durchaus mög-
lich, wenn es damit Reformen in den Nachbarländern nach-
haltig unwahrscheinlich gemacht hat. Allein, realistisch ist
dies nicht. Die empirischen Resultate für die eng verfloch-
tene Gruppe der reichen OECD-Staaten zeigen, dass der
Nutzen einer Reform zwar auch den Nachbarn zu Gute
kommt, dieser Effekt allerdings um eine Größenordnung klei-
ner ist als der Effekt auf die eigene Arbeitslosigkeit. Es wä-
re immer noch besser – und zwar für alle einzeln – wenn die
sinnvollen Arbeitsmarktreformen überall durchgeführt wer-
den würden.

Die oben angeführten Argumente können zur Erklärung von
Außenhandelsungleichgewichten beitragen. Nehmen wir an,
es gibt Länder, die die notwendigen Reformen der Arbeits-
marktinstitutionen auf die Zukunft verschoben haben. Dann
folgt aus der intertemporalen Außenhandelstheorie, dass
diese Länder in der Gegenwart Außenhandelsdefizite auf-
weisen sollten und Länder mit effizienteren Institutionen Au-
ßenhandelsüberschüsse. Die Reformverweigerer verschul-
den sich mit dem Versprechen, in der Zukunft jene Refor-
men durchzuführen, die ihnen die Rückzahlung der Schul-
den erlauben werden.

Die Währungsunion als deutsche Export-
förderungsinstitution

Nun ist es aber so, dass der deutsche Außenhandelsüber-
schuss zwischen 1999 und 2002 besonders stark gestie-
gen ist und seither auf relativ hohem Niveau verharrt. Die

Hartz-IV-Gesetze traten aber erst 2005 in Kraft. Exportpo-
litik, die über den Arbeitsmarkt operiert, scheint die Dyna-
mik des Außenhandelssaldo also nicht zu erklären. Vielmehr
ist es augenscheinlich, dass der Anstieg der Nettoexporte
zeitlich mit der Einführung des Euro zusammenfällt. Der An-
stieg der Nettoexporte zu diesem Zeitpunkt ist zu einem gro-
ßen Teil durch höhere Exporte in die Eurozone zu erklären
(2000 war Frankreichs Außenhandelsposition im Aggregat
ausgeglichen; 2008 hat Deutschland mit keinem anderen
Land größere Überschüsse als mit Frankreich). Beide Län-
der haben mit Ländern außerhalb Europas insgesamt sehr
viel ausgeglichener Außenhandelssaldi. Es liegt also nahe
zu vermuten, dass die Einführung des Euro ursächlich mit
den beobachteten Ungleichgewichten zu tun hat. 

Vor der Währungsunion spiegelte sich das Risiko, dass ein-
zelne Länder zahlungsunfähig (oder: -unwillig) werden könn-
ten, in Zinsaufschlägen auf Staatsanleihen wider. Nach der
Währungsunion verschwanden diese nahezu, obwohl die
Währungsunion an sich die Bonität der Schuldner nicht ver-
ändern hätte sollen. Es sei denn, es wurde damit ein Haftungs-
verbund über alle teilnehmenden Länder instituiert. Dann
müssten sich die Zinsen angleichen. Genau das ist passiert.
Die Märkte gingen von einem De-facto-Haftungsverbund aus
und betrachteten gegenteilige Beteuerungen für nicht glaub-
würdig. Es kam mithin zu einer Subventionierung der Kredit-
aufnahme in Ländern geringerer Bonität durch Länder mit hö-
herer Bonität (allen voran Deutschland). Deutsche Kapitalab-
flüsse finanzierten die Außenhandelsdefizite mancher Nach-
barn (und tun das immer noch) und sind buchhälterisch zwin-
gend mit Nettoexporten Deutschlands verbunden. Man kann
also die von Deutschland mitgestaltete Währungsunion als
Exportförderungsprogramm betrachten, weil sie zu Kapital-
abflüssen aus Deutschland geführt hat. Wurden dadurch die
Nachbarn beschädigt? Nein. Ganz im Gegenteil. Durch den
nun de facto schlagend werdenden Haftungsverbund kommt
es zu einem Transfer. Die bisher implizite Subventionierung
Länder schlechterer Bonität wird nun explizit. Im Gegensatz
zum Fall der Hartz-IV-Gesetze hat Deutschland von dieser
Subventionierung allerdings nichts. Es wäre besser gewesen,
Deutschland hätte seine Ersparnisse nicht exportiert, sondern
im Inland verkonsumiert oder investiert. Dann wären die Net-
toexporte geringer, aber die Wohlfahrt höher. Dies heißt nun
aber nicht, Deutschland wäre mit einer Erhöhung seiner Staats-
verschuldung besser daran. Diese würde die fundamentale
Distorsion, nämlich die Fehlpreisung von Risiken durch ein fal-
sches Design der Währungsunion, nicht neutralisieren.3

Zusammenfassung

Schadet die deutsche Exportpolitik den Nachbarn? Eine ex-
plizite deutsche Exportförderungspolitik existiert nicht. Die

63.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  15/2010
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3 Diese Sicht findet sich auch in Fuest et al. (2010).
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Hartz-IV-Reformen in Deutschland haben in der Tat die Wett-
bewerbsfähigkeit erhöht und können als implizite Export-
förderung verstanden werden. Die Reformen nutzen aber
den Nachbarn genauso wie den Deutschen. Die Vorstellung,
dass es den Nachbarn besser gehen könnte, wenn Deutsch-
land weiterhin der kranke Mann in Europa wäre, ist gerade-
zu grotesk. Das bedeutet aber nicht, dass alles in Ordnung
ist. Die Fehlanreize aus dem De-facto-Haftungsverbund
Währungsunion wirken in Deutschland wie Exportförde-
rungspolitik, nutzen den Nachbarn und schaden den Deut-
schen. Wenn die wirtschaftspolitische Reaktion auf die Un-
gleichgewichte darin besteht, die Löhne in Deutschland
künstlich wieder über das effiziente Niveau zu heben, wer-
den alle Länder beschädigt. Vielmehr muss sich die Politik
einer Reform des Eurosystems widmen und das Design
der Währungsunion grundlegend überdenken.
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Exportweltmeister Deutschland – 
gewinnen wir auf Kosten anderer Länder?

Hallo, wir sind »Weltmeister« – Niemand hat beim Export
eine so rasante Steigerung wie Deutschland. Das sollte doch
ein Trost sein – trotz des schmerzhaften 0:1 gegen Spa-
nien. Diese bizarre Schlagzeile kann man sich nicht ausden-
ken, sie ist Realität. Die Rhein-Neckar Zeitung titelte so am
9. Juli 2010 auf ihrer Frontseite kurz nach dem Verlust des
Fußball WM-Halbfinales gegen Spanien. Die Schlagzeile zeigt
beispielhaft, welcher Natur der Diskurs in den Medien über
ökonomische Sachverhalte ist und wofür ökonomische »Er-
folge« mittlerweile herhalten müssen. Aber der Reihe nach.
Gesellschaftliche Identität und identitätsstiftende Ereignis-
se sind wichtig, gerade in einer wirtschaftlichen Krisensi-
tuation, wie sie die Welt seit Jahrzehnten nicht gesehen hat.1

Der Fußball kann dies bedienen. Aber die Exportstatistik?
Wohl kaum. Schlimmer wiegt jedoch, dass mit der sugge-
rierten Substitution zwischen Fußballerfolgen und Handels-
bilanzüberschüssen (bzw. deren Steigerung) ökonomische
Einsichten auf den Kopf gestellt werden. Es lohnt sich, die-
se Einsichten in Erinnerung zu rufen.

Erstens: Fußballspiele sind Nullsummenspiele, Außenhan-
del nicht. Im WM-Halbfinale kann nur Spanien oder
Deutschland gewinnen, aber nicht beide. Außenhandel
jedoch ist in der Regel ein »Spiel«, bei dem beide Seiten
gewinnen (auf mögliche Ausnahmen kommen wir noch
zu sprechen). Es handelt sich um einen Tausch über Gren-
zen, der darauf basiert, dass jede Seite etwas exportiert,
was sie relativ günstig produzieren kann, um etwas zu im-
portieren, was die andere Seite relativ günstig herstellt. Die
Idee der komparativen Kostenvorteile ist so alt wie die
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Nationalökonomie selbst und ist in ihren Grundzügen nach
wie vor richtig. 

Zweitens: Gewinne beim Fußball mögen Identität und posi-
tive Gefühle stiften, zumindest kurzfristig. Handelsbilanz-
überschüsse haben aber keinen ökonomischen Wert an sich.
Nutzen oder Wohlbefinden wird durch Konsum von Gütern
(und den vielen anderen schönen Dingen des Lebens) ge-
neriert. Ein Exportüberschuss zeigt aber nur an, dass ein
Land in einem gegebenen Jahr mehr produziert als konsu-
miert, weil es eine höhere Präferenz für zukünftigen Konsum
hat, und dass der Rest der Welt sich umgekehrt verhält. Die-
ses klappt auf Dauer nur, wenn die dadurch entstehenden
nationalen Vermögenszuwächse des Exportlandes irgend-
wann wieder abgebaut werden, in dem das ursprüngliche
Exportland dann zum Importland wird, denn kein Land kann
auf lange Frist immer mehr konsumieren als produzieren.
Wie lange die lange Frist sein wird ist nicht klar, mitunter aber
sehr lang. Die Tatsache, dass Deutschland schon seit Jahr-
zehnten einen Handelsbilanzüberschuss aufweist, mag das
als Naturgesetzmäßigkeit erscheinen lassen, aber dem ist
nicht so. 

Drittens: Die deutsche Fußballnationalmannschaft spielte
bei der WM besser, als viele erwartet hatten, und steiger-
te sich bis zum Halbfinale. Diese positive Änderung ist
schön, zeigt aber auch, dass der Bezugspunkt ein niedri-
ges Niveau an Erwartungen oder tatsächlichen Leistungen
war. Das Zitat aus der Rhein-Neckar-Zeitung zur Ände-
rung der deutschen Exporte ist in dieser Hinsicht richtig und
gleichzeitig irreführend. Richtig ist die Analogie insofern, als
dass sich die Exporte (und Importe!) in Deutschland im Ver-
gleich zum Tiefststand in 2009 stark erholt haben (vgl. BMWi
2010). Die Analogie ist irreführend, denn sie gibt die star-
ke prozyklische Abhängigkeit der deutschen Wirtschaft
wider. Im Aufschwung wachsen die deutschen Exporte stär-
ker als in den meisten anderen Ländern, aber im Abschwung
fallen sie auch kräftiger. Allerdings überträgt sich die Ver-
besserung der Exporte nicht eins zu eins in eine Erhöhung
des BIP. Dies gilt insbesondere für Deutschland, da nur ein
Teil der Wertschöpfung deutscher Exporte in Deutschland
selbst generiert wird, und ein beachtlicher Teil durch Impor-
te von Vor- und Zwischenprodukten aus dem Ausland er-
folgt (vgl. Sinn 2006). Dies schwächt die Prozyklizität ab,
aber nur zum Teil. 

Determinanten der Leistungsbilanz 

Deutschland sollte sich also nicht über Exportüberschüs-
se an sich freuen. Wie sieht es mit der Gegenseite aus,
also den Ländern insbesondere in Südeuropa, die Import-
überschüsse aufweisen? Nach der Logik der obigen Ar-
gumentation müsste dies an sich ebenfalls unproblema-
tisch sein. Deshalb überrascht es, wenn gewichtige Stim-

men wie die französische Finanzministerin Christine 
Lagarde im März 2010 und wiederholt Nobelpreisträger
Paul Krugman Deutschland vorwerfen, zu wenig für die
internationale Erholung der Wirtschaft zu tun und durch
den Exportüberschuss sich auf Kosten der Importüber-
schussländer insbesondere in Südeuropa zu regenerie-
ren. Die Logik des Vorwurfs ist subtiler als die obigen Ar-
gumente, da Deutschland hier eine aktive Politik unter-
stellt wird. Es lohnt sich, diesen Vorwurf näher zu unter-
suchen und der Frage nach Ursachen von Handelsbilanz-
überschüssen nachzugehen.

Eine mögliche Erklärung für Handelsbilanzüberschüsse sind
Wechselkursmanipulationen, also eine künstliche Unter-
bewertung der heimischen Währung, um die Exportfähig-
keit der eigenen Wirtschaft zu fördern. Dieses Argument
hat in bestimmten Fällen seine Richtigkeit. Der Vorwurf ei-
nes manipulierten Handelsüberschusses wird von den USA
gegenüber China häufig erhoben. In diesem Fall sind die
USA das Land mit einem riesigen Handelsbilanzdefizit und
China das Land mit dem Exportüberschuss, gerade bila-
teral mit den USA. Es spricht manches dafür, dass die chi-
nesische Zentralbank in der Tat den Renminbi unterbe-
wertet.2 Wenn zusätzlich das Importland den eigenen Ge-
genwartskonsum hochhält, wird der daraus resultierende
Außenhandel möglicherweise sogar gegen die komparati-
ven Kostenvorteile geführt, was für alle Beteiligten wohl-
fahrtsmindernd ist (vgl. Deardorff 2010). Für Deutschland
kann dieses Argument nicht greifen. Der Handelsbilanz-
überschuss Deutschlands mit den südeuropäischen Län-
dern kann nicht das Ergebnis eines manipulierten nomina-
len Wechselkurses sein, da diese Länder alle den Euro als
gemeinsame Währung benutzen. 

Abseits der nominalen Wechselkurse kann ein Land einen
niedrigen realen Wechselkurs haben, nämlich dann, wenn
die realen Produktionskosten niedrig sind. Hier hat Deutsch-
land in der Tat in den vergangenen Jahren durch Lohnzu-
rückhaltung seine Wettbewerbsfähigkeit verbessert. Aller-
dings lässt sich daraus kein Vorwurf stricken. Die Lohnstück-
kosten in Deutschland waren zu Anfang des Jahrzehnts
am obersten Ende in Europa, was sich in hoher Arbeitslo-
sigkeit bei Geringqualifizierten ausdrückte (vgl. Sinn 2006).
Deutschland hat also seine Wettbewerbsfähigkeit verbes-
sert. Dieser Vorteil gilt aber nicht nur gegenüber den süd-
europäischen Ländern, sondern gegenüber allen Ländern.
Es wäre eigenartig, wenn man zum Schutze der Südeuro-
päer Deutschland untersagen würde, seine Wettbewerbs-
fähigkeit und damit seine absoluten Kostenposition zu ver-
bessern, was die beidseitige Vorteilhaftigkeit von Außenhan-
del auf der Basis relativer Kostenvorteile nicht unterminiert.
Anders gesagt: Der Vorwurf wäre nur dann schlüssig, wenn
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es keinen Handel zwischen EU und Nicht-EU Ländern gä-
be. Dem ist aber nicht so.3

Zur Rolle staatlicher Intervention 

Die Argumente von Lagarde und Krugman gehen jedoch
weiter und beziehen sich auf die mangelnde Konsumnei-
gung bzw. zu hohe Sparneigung Deutschlands. Hier hilft
es sich in Erinnerung zu rufen, dass gesamtwirtschaftlich
der Handelsbilanzüberschuss (genauer Leistungsbilanz-
überschuss) der Differenz von Sparen und Investitionen ent-
spricht. Insofern würde mehr privater oder staatlicher Kon-
sum (und das heißt weniger Sparen) in Deutschland zu ei-
ner Verringerung des Handelsbilanzüberschusses beitra-
gen. Aber auch dieses Argument ist aus verschiedenen
Gründen nicht überzeugend. In der Krisensituation 2008
und 2009 war eine Ausweitung der gesamtwirtschaftlichen
Nachfrage durch staatliche Intervention begründet, denn
die Zurückhaltung der Konsumenten angesichts drohen-
der Arbeitslosigkeit ist verständlich und hätte zu einer gro-
ßen Nachfragelücke führen können. Dies hat die damalige
Bundesregierung erkannt und mit den Konjunkturprogram-
men I und II mit einem Volumen von etwa 84 Mrd. € ge-
gengesteuert. Aber die Krise ist vorbei. Die Weltwirtschaft
wird Schätzungen zufolge im Jahr 2010 um über 4% wach-
sen (vgl. BMWi 2010). Fiskalische Stimuli zur kurzfristigen
Nachfragestabilisierung sind also nicht notwendig. Statt-
dessen ist die Konsolidierung der staatlichen Haushalte
wichtiger. Die Staatschuldenquote ist durch die Krise in vie-
len Ländern dramatisch angewachsen4, so auch in
Deutschland von 65% in 2007 auf geschätzte 84% in 2011,
und wird weiter ansteigen. Dies ist nicht nur wegen kons-
titutioneller Schranken notwendig. Die neu formulierte
Schuldenbremse im Grundgesetz verlangt, dass auf Bun-
desebene das strukturelle Defizit auf 0,35% des BIP ab
2016 reduziert wird. Für die Länderhaushal-
te gilt sogar eine strukturelle Neuverschul-
dung von Null ab 2020. Der Weg dorthin

ist schwer und verlangt Steigerungen der jährlichen Ein-
sparungen (vgl. SVR 2009).5

Eine gewisse Zurückhaltung im privaten und staatlichen Kon-
sum ist aber auch aus anderen Gründen angemessen. In
vielen Ländern, allen voran in den USA, aber auch in Spa-
nien und in England, war die hohe Konsumneigung Folge
einer Immobilienblase. Hohe und mitunter stark steigende
Immobilienpreise spiegelten den Konsumenten ein höhe-
res Vermögen vor als es Fundamentaldaten nahe legen wür-
de, und erlaubten gerade in den USA mittels Refinanzierung
der Hypothek den eigenen Konsum durch höhere Verschul-
dung zu finanzieren. Das Ergebnis ist bekannt. Die gerin-
gen Steigerungen der Immobilienpreise in Deutschland ha-
ben daher zu einem relativ günstigen Krisenverlauf beigetra-
gen. Deutsche Privathaushalte und der Staat sind aber auch
aus einem weiteren Grund klug beraten, in Maßen zu kon-
sumieren und mehr zu sparen. Die deutsche Gesellschaft
altert stark. Damit gehen einher erhöhte Gesundheitsaus-
gaben und Renten bzw. Pensionen für Senioren. Die BIZ
schätzt für Deutschland bei gegebener gesetzlicher Lage ei-
nen Anstieg der altersbedingten Staatsausgaben zwischen
2011 und 2050 auf etwa 6 Prozentpunkte des BIP. 

Freispruch Deutschland?

Ist Deutschland also von alle Vorwürfen freizusprechen?
Die Antwort lautet nein. Zwar ist Deutschland auf makro-
ökonomischer Ebene kein Vorwurf zu machen, da die maß-
volle Haushaltspolitik den langfristigen konstitutionellen
Vorgaben entspricht und auch konjunkturpolitisch momen-
tan angemessen erscheint. Gleichwohl hat der deutsche
Staat – und nicht nur dieser – auf mikroökonomischer Ebe-
ne Politikentscheidungen getroffen, die sich in Handelsver-
zerrungen niederschlagen. Die folgende Auswertung
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3 Die fast ausgeglichene Leistungsbilanz der EU ist kein
Widerspruch, denn sie zeigt nur, dass sich die Han-
delsströme zwischen EU und Rest der Welt in etwa
saldieren. Für eine genauere Analyse der Bestim-
mungsfaktoren von Leistungsbilanzen siehe auch den
aktuellen Kommentar von Wyplosz (2010).

4 Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (2010)
beziffert den Anstieg der Verschuldungsquote für fort-
geschrittene Volkswirtschaften von 76% des BIP in
2007 auf 100% in 2011. 

5 Die Kriterien des Maastrichtvertrages auf europäischer
Ebene verlangen eine Verschuldungsquote von 60%
des BIP. Diese Zahl ist in weite Ferne gerückt. Der
Bailout von Griechenland und die Auferlegung des Ret-
tungsfonds im Mai 2010 mögen suggerieren, dass die-
se konstitutionellen Beschränkungen keine Bindungs-
wirkung entfalten. Die Kriterien sind ökonomisch im-
mer noch richtig und für Deutschland sie die neuen
Grundgesetzregelungen sogar eher restriktiver.

Tab. 1 

Handelsverzerrende Maßnahmen während der Wirtschaftskrise 

Anzahl der verschuldeten 
Maßnahmen 

(national/national + EU) 

Staat Anzahl der betroffenen 
und von anderen 

Ländern verursachten 

Maßnahmen Rot Gelb Grün 

Deutschland 367 20/29 2/14 1/5 

Frankreich 324 5/14 3/15 1/5 

Italien 314 10/19 0/12 0/4 

UK 316 15/24 1/13 0/4 

Russland 176 69 12 17 

China 533 19 18 7 

USA 382 14 50 4 

Japan 306 12 2 0 

Legende: Grün = vermutlich nicht handelsdiskriminierend, Gelb = 
Maßnahme diskriminierend wenn implementiert oder implementiert und 

vermutlich diskriminierend, und Rot = Maßnahme implementiert und mit 
sehr hoher Wahrscheinlichkeit diskriminierend. 

Quelle: Global Trade Alert (http://www.globaltradealert.org/); Berechnungen 

und Zusammenstellung des Autors auf Basis des Suchtools dieser Website. 
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stammt von der Webseite Global Trade Alert, die Verstö-
ße gegen die Grundsätze des freien internationalen Han-
dels zusammenträgt. Die Erfassung der Verstöße erfolgt
dezentral und mag deshalb selbst punktuell fehlerhaft oder
ungenau sein. Dafür ist die Aktualität der Daten und der

Umfang der abgedeckten Länder ein Vorteil, der hier ge-
nutzt werden soll.

Tabelle 1 gibt einen Überblick über weltweite Politikmaß-
nahmen, von denen die aufgelisteten Länder selbst nega-
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Tab. 2 

Von Deutschland verschuldete Maßnahmen  

Nr. Maßnahme Art der Maßnahme 
Beginn der 
Maßnahme 

Finanzielles Volumen Erläuterung 

1 Sanierungskausel  
  

Staatshilfe 01.01.2009 900 Mill.  Steuerliche 
Behandlung von 
Verlustvorträgen 

bei 
Sanierungsfällen 

2 SoFFin-Bürgschaften für 

Hypo Real Estate  

Bailout/Staatshilfe 23.12.2009 8 und 10 Mrd.  mit 

unterschiedlichen Lauf-
zeiten und Bedingungen 

 

3 Rekapitalisierung und 

Bürgschaft 

Bailout/Staatshilfe 02.06.2009 Rekapitalisierung  

5 Mrd.  
Bürgschaft 12,7 Mrd.  

Landesbank 

Baden-
Württemberg 
(LBBW) 

4 Rekapitalisierung und 
Risikoschirm 

Bailout/Staatshilfe 30.04.2009 Rekapitalisierung  
3 Mrd.  und Schutz-
schirm 10 Mrd.  

HSH Nordbank 
AG 

5 Kapitalbeteiligung und 
Risikoschirm 

Bailout/Staatshilfe 19.12.2008  Kapitalbeteiligung  
10 Mrd.  
Risikoschirm für Asset 

banked securities bis zu 
4.8 Mrd.   

BayernLB 

6 SoFFin-Garantie für Siche-
rungseinrichtungsgesellsch
aft deutscher Banken  

Bailout/Staatshilfe 01.02.2009 6,7 Mrd.  Für private 
Banken in 
Deutschland 

7 KfW-Kredite Staatshilfe 01.01.2009 Kreditvolumen von  
15 Mrd.   

KfW-
Sonderprogramm 
2009 für 

Unternehmen bis 
zu 500 Mill.  
Umsatz 

8 Bürgschaften Bailout/Staatshilfe 08.10.2009 1,2 Mrd.  Hapag-Lloyd 

9 SoFFin-II-Rekapitalisierung  Bailout/Staatshilfe 15.05.2009 Rekapitalisierung  
8,2 Mrd.  und Bürg-

schaftsprogramm bis zu 
15 Mrd.  

Commerzbank 

10 Risikokapital für kleine und 
mittlere Unternehmen 

Staatshilfe 01.01.2009 2 Mill.  für Risikokapital 
und 4 Mill.  für junge 
innovative Unternehmen 

Technologiefonds 
Mecklenburg-
Vorpommern 

11 Hilfen für kleine und junge 
Unternehmen  

Staatshilfe 01.01.2009 20 Mill.  Frühphasenfonds 
Brandenburg  

12 Finanzhilfen für Forschung 

und Entwicklung 

Staatshilfe 01.01.2009 360 Mill.  für 

 2009–2014  

Bereich Transport 

und Infrastruktur 

13 Günstige Kreditkonditionen 
zur Finanzierung von 

Investitionen  

Staatshilfe 26.01.2009 6 Mrd.   

14 Finanzhilfen für Forschung 
und Entwicklung von 

innovativen Firmen in 
Rheinland-Pfalz  

Bailout/state aid 
measure 

01.01.2009 10 Mill.  jährlich, 
insgesamt 70 Mill.  

 

15 Finanzhilfen für Forschung 
und Entwicklung im ökolo-
gischen Landbau 

Staatshilfe 01.01.2009 40 Mill.  für 2009–2013  

16 
bis 
20 

Verlängerung von 
Stützungsmaßnahmen im 
Rahmen des Finanzmarkt-

stabilisierungsgesetzes  

Bailout/Staatshilfe 17.10.2008, 
27.10.2008 

ohne Angabe  

Quelle: Global Trade Alert (http://www.globaltradealert.org/); Zusammenstellung des Autors auf Basis des Suchtools dieser 

Website. 
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tiv betroffen sind (»Opfer«) und die von diesen Ländern
selbst ausgehen (»Täter«). Dabei wird zwischen verschie-
denen Stufen der Handelsdiskriminierung unterschieden
(grün = vermutlich nicht handelsdiskriminierend, gelb =
Maßnahme diskriminierend wenn implementiert oder im-
plementiert und vermutlich diskriminierend, und rot = Maß-
nahme implementiert und mit sehr hoher Wahrscheinlich-
keit diskriminierend). Deutschland ist Opfer von 367 Maß-
nahmen (aller drei Stufen) anderer Länder, etwa auf dem
Niveau der USA, aber mehr als die anderen großen euro-
päischen Länder. Auffällig ist, dass Russland wesentlich
weniger, China aber deutlich mehr von ausländischen Maß-
nahmen betroffen ist. Ähnlich wie beim Fußball können Län-
der sich an ein Schiedsgericht wenden, hier bei der Welt-
handelsorganisation, um gegen die Verletzungen interna-
tionaler Handelsgrundsätze zu klagen. Leider dauern die-
se Verfahren jedoch meist Jahre.

Interessant ist nun, die Täterrolle der einzelnen Länder nä-
her zu untersuchen. Hierbei ist zu beachten, dass manche
der Maßnahmen auf EU-Ebene stattfinden und damit die
Verursachung nicht im engeren Sinne einem einzelnen Land
zugerechnet werden kann. Dieses wird bei den EU Län-
dern mit zwei Zahlen verdeutlicht. Die erste Zahl gibt die
rein nationalen Maßnahmen, die zweite die Gesamtzahl (na-
tional plus EU) zum Ausdruck. Hier zeigt sich, dass Deutsch-
land bei den mit rot gekennzeichneten Interventionen in der
Spitzengruppe liegt: 20 Maßnahmen. Dieses ist mehr als in
allen anderen aufgelisteten Ländern inklusive China, aller-
dings deutlich weniger als in Russland, das mit 69 Maß-
nahmen die Liste klar anführt. 

Natürlich sind die reine Aufzählung und der numerische Ver-
gleich allein wenig informativ. Tabelle 2 erläutert die 20 mit
rot gekennzeichneten Maßnahmen. Hierbei fällt auf, dass
fast alle Maßnahmen in den Bereich der Staatshilfen fallen,
insbesondere Rettungsmaßnahmen für öffentliche Banken.
Hinzu kommen aber auch Maßnahmen für kleine und mitt-
lere Unternehmen im Rahmen der Investitions- sowie For-
schungs- und Entwicklungsförderung. Letztere sind vom fis-
kalischen Volumen her meist gering. Dagegen ist die För-
derung der deutschen Banken massiv. Die staatliche Un-
terstützung war zum Zeitpunkt eines drohenden Systemkol-
lapses im Finanzsektor gerechtfertigt. Eine dauerhafte staat-
liche Unterstützung ist aber nicht sinnvoll und sollte vor
dem Hintergrund der internationalen Verzerrung rückgängig
gemacht werden.

Fazit

Die deutschen Exporte nehmen seit Mitte 2009 wieder zum
Teil deutlich zu (ebenso wie die Importe). Dies ist ein gutes
Zeichen insofern, als dass damit die Erholung der Weltwirt-
schaft zum Ausdruck kommt. Die Statistik ist aber kein Grund

zum Jubeln, denn Handelsbilanzüberschüsse und deren
Steigerung sind keine ökonomischen Werte an sich, son-
dern letztere zeigen gerade für Deutschland die Abhängig-
keit von der Weltkonjunktur an. Vorwürfe, die den Handels-
und Leistungsbilanzüberschuss als Ergebnis verkehrter deut-
scher Politik sehen, sind auf makroökonomischer Ebene
nicht berechtigt. Deutschlands zurückhaltende Konsumnei-
gung auf privater und staatlicher Ebene ist angesichts der
konstitutionellen Schranken und der langfristig auch ökono-
misch notwendigen Anpassung wegen der Alterung der
deutschen Gesellschaft gerechtfertigt. Gleichwohl hat der
deutsche Staat Maßnahmen ergriffen, die auf makroöko-
nomischer Ebene sehr wohl international verzerrende Effek-
te auslösen. Dies zu ändern wäre eine Aufgabe für die deut-
sche Politik.
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Sind Exporte und Importe denn auf 
einmal schlecht?

Spätestens seit der Kritik der französischen Wirtschaftsmi-
nisterin Lagarde am deutschen Exportüberschuss steht das
deutsche »Exportmodell« (falls es so etwas gibt) unter Be-
schuss. Die Hauptkritikpunkte scheinen sich im Grundsatz
folgendermaßen zusammenfassen zu lassen: Deutschlands
Stärke als Exportnation schadet den Handelspartnern, da
diese deutsche Güter einführen und dadurch selbst zu we-
nig exportieren. Dieser Handelsüberschuss gefährdet die
Wettbewerbsfähigkeit der Handelspartner und führt mögli-
cherweise zu stärkerer Verschuldung der Importländer, ins-
besondere innerhalb der EU. Dies, so wird argumentiert,
dürfte Krisen wie zurzeit in Griechenland, Spanien oder Por-
tugal verschärft haben. 

Über diese Kritik wurde in den letzten Monaten viel disku-
tiert und viel geschrieben. Vor allem wird dabei auf der Mak-
roebene argumentiert, siehe, z.B. Wyplosz (2010). Er argu-
mentiert stichhaltig, dass es keine überzeugende Evidenz
für einen kausalen Zusammenhang zwischen deutschen Ex-
portüberschüssen und Defiziten in den südlichen EU-Län-
dern gibt, weshalb die Kritik von Frau Lagrande zurückge-
wiesen wird. Diese Argumentation ist natürlich einleuchtend
und zeigt eine der großen Fallen, in die politisch geführte Dis-
kussionen gerne geraten, nämlich, von möglichen Korrela-
tionen zwischen Variablen zu leicht auf deren kausalen Zu-
sammenhang zu schließen. Dafür gibt es in der öffentlichen
Diskussion unzählige Beispiele, und es soll darauf hier nicht
näher eingegangen werden. 

Stattdessen soll in diesem Artikel das Augenmerk weg von
der Makroebene – dem möglichen Zusammenhang zwi-

schen der Exportleistung eines Landes, der Zahlungsbi-
lanz und Länderdefiziten – auf eine andere Dimension ge-
lenkt werden, um der Debatte vielleicht ein paar neue Im-
pulse zu verleihen. Diese Dimension ist die Ebene der Fir-
men, also der Akteure auf der Mikroebene. Natürlich ha-
ben Exporte und Importe wichtige Auswirkungen auf Han-
dels- und Zahlungsbilanzen, die nicht vernachlässigt wer-
den dürfen. Es sind jedoch nicht Länder, die exportieren
und importieren. Diese Entscheidungen werden zum größ-
ten Teil von Firmen getroffen und durchgeführt.1 Und die-
se Unternehmensentscheidungen haben volkswirtschaft-
liche Auswirkungen – durch die Charakteristika der Firmen,
die im Export und Import agieren, und der Güter, die ge-
handelt werden. 

Firmen als Ex- und Importeure

In einer aktuellen Studie zum Export- und Importverhalten
von deutschen Firmen von Vogel et al. (2009) zeigen die
Autoren, dass im Jahr 2005 61% aller Firmen im verarbei-
tenden Gewerbe weder exportieren noch importieren.2 9%
exportieren nur, während 11% ausschließlich importieren.
Die restlichen 19% der Firmen exportieren und importieren
Güter im selben Jahr. Also: weit mehr als zwei Drittel aller
deutschen Firmen exportieren nicht! 

Ein weiterer interessanter empirischer Befund hinsichtlich
der Exportaktivität von Firmen ist, dass die meisten Expor-
teure relativ wenig exportieren. In Deutschland sorgen et-
wa 10% aller Exporteure für rund 90% aller Exporte im ver-
arbeitenden Gewerbe (vgl. Mayer und Ottaviano 2008). Und:
Exporteure sind im Durchschnitt signifikant produktiver als
Nichtexporteure. Dies sind die Firmen, die wettbewerbsfä-
hig genug sind, um auf Exportmärkten erfolgreich zu agie-
ren. Dies ist übrigens nicht anders in anderen EU-Ländern
und, ja auch, Frankreich, wie in den Studien von Mayer und
Ottaviano (2008) und anderen gezeigt wird. 

Das bedeutet, dass nur relativ wenige Firmen, nämlich die
sehr produktiv und wettbewerbsfähigen, exportieren. Dies
wirkt sich im Gegenzug positiv auf die aggregierte Produk-
tivität des Landes aus, was sich im Produktivitätsniveau und
-wachstum zeigt. Von dieser Seite aus gesehen sind Ex-
porte also positiv für das Heimatland. 

Die Kehrseite der Medaille sind die Importe. Ist die Implika-
tion, dass Importe mit weniger Produktivität verbunden sind?
Ganz im Gegenteil. Neuere Studien, die nicht nur Export-,
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sondern auch Importdaten auf Firmenebene auswerten, zei-
gen, dass hochproduktive Firmen importieren – also das glei-
che Ergebnis wie für Exporteure. Beispielsweise zeigt ein
Paper von Vogel und Wagner (2008), dass Unternehmen,
die sowohl importieren als auch exportieren, die höchste
Produktivität aufweisen, gefolgt von Unternehmen, die aus-
schließlich importieren oder exportieren. Die am wenigsten
produktiven Unternehmen sind solche, die nicht im auslän-
dischen Markt agieren. Ähnliche Studien gibt es für andere
Länder, z.B. für Belgien von Muûls and Pisu (2009). 

Zusammenfassend lässt sich hier erst einmal Folgendes fest-
stellen. Eine relativ kleine Anzahl von Firmen zeichnet ver-
antwortlich für einen Großteil der deutschen Exporte. Dies
sind hochproduktive Unternehmen, die im ausländischen
Wettbewerb bestehen können. Für Importeure gilt jedoch
genau das Gleiche: es sind relativ wenige, und sie sind hoch-
produktiv. Und: das ist nicht nur der Fall in Deutschland, son-
dern auch in anderen EU-Ländern. Also kann die Kritik, dass
starke Importe zwangsläufig schlecht für das Importland
sind, unter diesem Gesichtspunkt entkräftet werden. 

Wissenstransfers durch Importe

Bei den Importen bleibt es jedoch nicht nur dabei, dass die
Importeure produktive Firmen sind. Was wahrscheinlich noch
wichtiger ist, ist, dass es durch die Importe zu Wissenstrans-
fers kommt. In den Gütern, die exportiert und importiert wer-
den, ist Wissen und Know-how enthalten. Dieses Wissen
wird durch internationalen Handel ins Ausland transferiert,
es kommt zu internationaler Wissensdiffusion. Dies ist nicht
erst seit der Studie von Coe und Helpman (1995) klar. Durch
Importe kommt neue Technologie ins Importland, die von
einheimischen Firmen angewendet werden kann. 

Die neuere Evidenz spricht dafür. In einer aktuellen wissen-
schaftlichen Studie benutzen Coe et al. (2008) Daten für ei-
ne Anzahl von OECD-Ländern (einschließlich Deutschland
und Frankreich) und zeigen, dass ausländisches Wissen
durch Importe transferiert wird. Dadurch kommt es zu Pro-
duktivitätssteigerungen in der Importindustrie im Ausland.
Um es etwas spezifischer auszudrücken: je höher die Tech-
nologieintensität der Importe (ausgedrückt durch For-
schungs- und Entwicklungsausgaben im Exportland), um-
so höher das Produktivitätswachstum der importierenden
Industrie im Importland. Und dieser Mechanismus ist auch
am Werk, wenn es um hochindustrialisierte Länder geht.
Oder anders gesagt: Deutschland profitiert durch das Wis-
sen, das durch Importe aus Frankreich ins Land kommt, und
umgekehrt profitiert Frankreich durch höheres Produktivi-
tätswachstum von Importen aus Deutschland. 

Das Produktivitätswachstum ist höher, je höher die Tech-
nologieintensität der Importe. Hier gibt es gute Nachrichten

für Deutschlands Handelspartner: Laut Berechnungen von
Clemens und Schumacher (2010) ist Deutschland der welt-
weit größte Exporteur von forschungs- und technologiein-
tensiven Gütern. Das bedeutet, dass Deutschlands Han-
delspartner höhere Produktivitätseffekte durch Importe aus
Deutschland erwarten können, als Deutschland es durch
Importe aus dem Ausland erwarten sollte. 

Ein aktuelles Forschungspapier von Bitzer et al. (2010)
führt diesen Argumentationsfaden weiter. Sie zeigen in
einer empirischen Analyse auf der Basis einer theoreti-
schen Diskussion, dass es durch diesen Wissenstrans-
fer zu einer Verschiebung des komparativen Vorteils kom-
men kann, die dazu führt, dass die Produktivität in der
Exportindustrie fällt, da sich die Produktion ins Ausland
verschiebt. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Fir-
men im Importland die Technologie, die durch den Han-
del transferiert wird, assimiliert haben und nun die Güter
selbst produzieren. Die empirische Evidenz von Bitzer et
al. (2010), die diese Argumentation unterstützt, beruht
ebenfalls auf OECD-Daten. Dies zeigt klar, dass sich auch
hochindustrialisierte Länder, wie z.B. Deutschland und
Frankreich, durch Importe Wissen ihrer Handelspartner
aneignen, das dann ebenfalls zum eigenen Vorteil einge-
setzt werden kann. 

Diese These wird auch durch die Berechnungen von Cle-
mens und Schumacher (2010) unterstützt. Sie zeigen, dass
Deutschlands komparativer Vorteil in technologieintensiven
Waren in den letzten zehn Jahren gesunken ist. Sie führen
dies nicht auf eine allgemeine Schwäche der Wirtschaft, son-
dern auf gestiegene Importe zurück. Mit anderen Worten:
es scheint, als hätten Firmen durchaus die Technologie ver-
innerlicht, durch die sie durch Importe aus Deutschland Zu-
gang bekommen haben. Dies ermöglicht es ihnen nun, die
Güter selbst zu produzieren und diese auch nach Deutsch-
land zu exportieren. Also aus Sicht der Handelspartner ein
durchaus positiver Handelseffekt. 

Dieser Mechanismus zeigt sich auch auf der Firmenebe-
ne. Zahlreiche Studien für Industrie- und Entwicklungslän-
der belegen, dass Firmen und Industrien ihre Produktivi-
tät durch die Einfuhr von Zwischenprodukten steigern kön-
nen (z.B. vgl. Görg et al. 2008). Firmen »outsourcen« die
Produktion dieser Vorleistungen und spezialisieren sich
auf ihre Kernkompetenz im Heimatland, und sie können
das zusätzliche Wissen nutzen, dass sie durch die Im-
porte zur Verfügung haben. Der Ausbau dieser Kernkom-
petenz ermöglicht dann eine Steigerung der Produktivität
und damit einhergehend der Wettbewerbsfähigkeit des
Unternehmens. 

Allesamt also gute Gründe, warum die Einfuhr von Gütern
als positiv angesehen werden sollte. Warum also diese har-
sche Kritik an der »Exportnation« Deutschland? 
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Steigerung der Exporte und Wettbewerbs-
fähigkeit

Ein Argument das, zumindest unterschwellig, bei Frau La-
grande mitzuspielen scheint, ist, dass Deutschland nicht
genug aus Frankreich importiert, und dass dies Deutsch-
lands Schuld ist. Der Verdacht der mangelnden Inlands-
nachfrage in Deutschland wurde schon häufig diskutiert
und von einigen, wie z.B. Wyplosz (2010) auch durchaus
kritisch hinterfragt. Daher soll dieses Thema hier außen
vor bleiben. 

Was die Ergebnisse zahlreicher der Studien zum Export-
verhalten von Firmen jedoch nahelegen, ist, dass das
Verhalten des Importlandes nicht das alleinig ausschlag-
gebende Kriterium für Exporte ist. Ebenfalls eine wich-
tige Rolle spielt die »Wettbewerbsfähigkeit« der Unter-
nehmen. Nur »gute« Firmen werden Exporteure, d.h.,
diejenigen, die produktiv sind (vgl. z.B. Bernard und Jen-
sen 2004). Wenn die Exportleistung eines Landes ge-
steigert werden sollte, wären Wirtschaftspolitiker gut be-
raten, sich die potentiellen Firmen genau anzuschauen.
Sind sie wettbewerbsfähig und produktiv genug, um im
internationalen Markt zu bestehen? Und wenn nicht, wie
könnte denn die Wettbewerbsfähigkeit eines Unterneh-
mens dergestalt gesteigert werden, dass es zu einem
Exporteur wird? 

Arbeitskosten per se haben damit im Allgemeinen wenig zu
tun. Was hier viel wichtiger ist, sind technologische Cha-
rakteristika der Firmen – F&E, Innovationen, qualifizierte Ar-
beitskräfte und Ähnliches. Hier sollte die Wirtschaftspolitik
ansetzen und die Rahmenbedingungen schaffen, damit Fir-
men sich in diesen Bereichen verbessern können. Ein Hin-
weis vielleicht, dass Frankreich, anstatt sich über deutsche
Reformen – die teilweise auf diese Aspekte abzielen – zu be-
schweren, selbst über adäquate wirtschaftspolitische Maß-
nahmen nachdenken sollte. 

Um bei Reformen und dem Arbeitsmarkt zu bleiben: Ein
interessanter Aspekt, der ebenfalls in die Debatte mit
aufgenommen werden sollte, wird ein einem aktuellen
Beitrag von Felbermayr et al. (2010) thematisiert. Sie
argumentieren auf der Basis von Handelsmodellen der
neueren Generation, dass Arbeitsmarktreformen im Ex-
portland die Beschäftigung im Handelspartnerland grund-
sätzlich positiv beeinflussen können. Dies liegt daran,
dass Arbeitsmarktreformen die Beschäftigung im Inland
erhöhen und dadurch die Nachfrage, auch nach Import-
gütern, steigern. Inwieweit diese theoretische Möglich-
keit auch durch empirische Evidenz gestützt wird, ist je-
doch nicht ganz klar. Hier gibt es gewiss noch For-
schungsbedarf, um dieses Argument überzeugend zu
untermauern. Aber es sollte zumindest zum Nachden-
ken anregen. 

Fazit

Da Frau Lagrande den Ball klar in das deutsche Spielfeld
schießt, sollte man sich nicht scheuen, diesen auch wieder
zurückzuspielen: wenn Frankreichs Exporte nicht so sind,
wie sie sich sie wünscht, hat das zu einem gewissen Teil
mit den beteiligten Unternehmen zu tun. Diese können durch-
aus von Importen profitieren, indem sie Zugang zu Techno-
logie bekommen. Sie können aber auch von der heimischen
Politik gefördert werden, indem man politische Maßnahmen
ergreift, die zu mehr Forschung, Innovationen und Qualifi-
kationen führen. 
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Schaden deutsche Exporte den 
Nachbarn? Oder: Bei wem liegt der
Schlüssel zur Lösung?

Die zuletzt von Frau Lagarde eloquent zugespitzte The-
se, das exportorientierte »Geschäftsmodell Deutschland«
habe sich zu einer Gefahr für die europäische Gemein-
schaftswährung entwickelt, scheint mittlerweile voll aus-
diskutiert zu sein. Es gibt mehrheitlich Konsens in eini-
gen grundlegenden Analysebestandteilen, die ich im Fol-
genden zuerst darlege. Bei der Frage »Schadet Deutsch-
lands Exportpolitik den Nachbarn?« scheiden sich jedoch
die Geister, und es lassen sich ein »Germano-centric view«
mit der Antwort »Nein«, dem im Wesentlichen außer
Deutschland noch die ehemaligen »Hartwährungsländer«
Finnland, die Niederlande und Österreich eindeutig an-
hängen, und die Sicht der übrigen Eurozonenländer mit
der Antwort »Ja« unterscheiden. Dieses Szenario wird un-
mittelbar verständlich und erscheint höchst anreizkompa-
tibel, eröffnet die EU-Schuldenkrise doch ein Zeitfenster
für eine grundlegende Umgestaltung der EU- und Euro-
zonen-Governance. So erscheint der jetzige Zeitpunkt
für die Mehrheit der Länder geeignet, für eine Europäische
Wirtschaftsregierung, verstanden als institutionalisierte Ko-
ordinierung antizyklischer Fiskalpolitik, einzutreten (vgl.
Belke 2009). 

Angesichts der beschriebenen Mehrheitsverhältnisse er-
gibt sich somit für Deutschland die strategische Notwen-
digkeit zu analysieren, wie es sein Exportmodell in der Eu-
rozone weiter betreiben kann, ohne bei der Gestaltung der
künftigen EU- und Eurozonen-Governance ins Hintertref-
fen zu geraten – d.h. sich am Ende einem neuen Regel-
werk anschließen zu müssen, das man vorher aus lauter

»Germano-Centricism« nicht mitgestaltet hat. Ein warnen-
des und dramatisches Beispiel in diesem Zusammenhang
sind die gegen die deutsche Minderheit im EZB-Rat im
Mai beschlossenen Anleihekäufe der Europäischen Zent-
ralbank. Es wird der deutschen Regierung somit nichts
anderes übrig bleiben, als im Rahmen eines »Package
Deals« bei der Gestaltung zukünftiger Governance-Struk-
turen Zugeständnisse an die ehemaligen »Weichwährungs-
länder« zu machen – zumindest so lange, wie man es an-
gesichts hoher Handels- und Seigniorage-Gewinne sowie
hoher Austrittskosten als vorteilhaft erachtet, in der Eu-
rozone zu bleiben und dabei weiter das erfolgreiche Ex-
portmodell zu verfolgen. Im Folgenden wird argumen-
tiert, dass es bei der Art möglicher Zugeständnisse aus
deutscher Sicht durchaus noch positiven Gestaltungs-
spielraum gibt. 

Deutschland: Leistungsbilanzüberschüsse nicht
in Stein gemeißelt

Nach meiner Lesart lassen sich insgesamt gute Gründe
dafür anführen, dass die bis zum Ausbruch der Finanz-
krise aufgetretenen Leistungsbilanzdivergenzen in der Eu-
rozone in einem gewissen Umfang fundamentale Phäno-
mene waren, die in Dauer und Umfang wenig wünschens-
wert waren. Die südeuropäischen Leistungsbilanzdefizit-
länder bauten zum Beispiel deutlich weniger Ersparnisse
auf, als aufgrund der Höhe und des Wachstums ihrer Pro-
Kopf-Einkommen, der Einkommensverteilung und der Be-
völkerungsstruktur angemessen und typisch wäre. Zudem
wurde deutlich, dass Lohnzuwächse und Konsum allein
nicht zu einem nachhaltigen Wachstum führen. Umgekehrt
verhält es sich für die Überschussländer: Lohnzurückhal-
tung und Exporte allein sind für sich genommen keine hin-
reichende Basis für ein sich selbst ragendes, nachhalti-
ges Wachstum. Man denke nur daran, dass Deutschlands
chronische Konjunkturschwäche der vergangenen Jahre
sehr viel mehr auf eine schwache Investitionstätigkeit, statt
auf einen schwachen Binnenkonsum zurückzuführen ist
(vgl. Sinn 2010). Da Deutschland bei der Nettoinvestiti-
onsquote zum Schlusslicht unter den OECD-Ländern ge-
worden ist, ist es legitim zu fragen: Lohnt es sich für
Deutschland wirklich noch, seine Ersparnisse im selben
Umfang wie bisher zu exportieren? Warum als nicht ein-
mal eine Umkehrung der Verhältnisse? Prinzipiell ließe sich
also auch ein Abschmelzen der deutschen Kapitalexpor-
te ins Ausland, also des Überschusses der deutschen Leis-
tungsbilanz, befürworten.

Sehr grundsätzlich ausgedrückt spricht also nichts da-
gegen, dass Deutschland seine Ersparnisse ins Inland
umlenkt und seiner inländischen Wirtschaft Kredit für neue
Investitionen gibt. Nur müssten sich die Defizitländer dann
nach anderen Finanzierungsquellen umsehen, darunter
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vor allem eine höhere Binnenersparnis, oder Austeritäts-
programme fahren. Sie auf zusätzliche Transfers der EU
hoffen zu lassen, ist hingegen kontraproduktiv (vgl. 
Belke und Schnabl 2009). Denn die EU-Schuldenkrise
war maßgeblich darauf zurückzuführen, dass die Märk-
te erkannten, dass Länder wie Portugal und Griechen-
land aufgrund ihres jahrelangen privaten und staatlichen
exzessiven Überkonsums nicht mehr in der Lage waren,
ihren heimischen Kapitalstock durch heimische Erspar-
nis zu refinanzieren. Ihre Insolvenz wurde zu einer realen
Gefahr. Dasselbe gilt für die Stärke der Immobilienbooms
in Spanien und Irland, die getrost schon lange vor Aus-
bruch der Finanzkrise als übertrieben bezeichnet wer-
den konnte. In beiden Fällen waren die Einkommenser-
wartungen ex post weit überzogen. 

Ausgeglichene Leistungsbilanzen taugen nicht
als kurz- bis mittelfristige Zielgröße

Andererseits können dauerhaft ausgeglichene Leistungs-
bilanzen nicht optimal sein – auch nicht für Deutschlands
Nachbarn. Leistungsbilanzungleichgewichte sind also per
se nicht zu verdammen. Auch gibt es ex ante kein ein-
deutiges Kriterium dafür, ab welcher Höhe ein Überschuss
oder ein Defizit exzessiv ist und ab wann es schädlich
ist. Internationaler Handel stellt eben kein Nullsummen-
spiel dar, sondern nützt sämtlichen Handelspartnern –
gerade dann, wenn er in einem Integrationsraum ohne
Handelsbarrieren wie der EU stattfindet. Dann aber er-
höht auch der intertemporale Austausch von Gütern und
Dienstleistungen, also das Entstehen von Leistungsbi-
lanzüberschüssen oder -defiziten, den Wohlstand in al-
len beteiligten Ländern. Vor allem gibt er bewussten Kon-
sum-, Spar- und Investitionsentscheidungen hinreichend
Raum. Lässt beispielsweise die Altersstruktur einer Volks-
wirtschaft auf ein verringertes Erwerbspersonenpotenti-
al schließen, kann ein Leistungsbilanzüberschuss und der
entsprechende Aufbau von Nettoauslandsvermögen
selbstverständlich als Folge bewusster privater Entschei-
dungen gesehen werden (vgl. Belke, Schnabl und Ze-
manek 2010). Kritisch ist dabei die Verwendung des dem
Leistungsbilanzüberschuss entsprechenden Kapitalex-
portes. Da die niedrigen Realzinsen in den Defizitländern
und die übertriebenen Wachstumserwartungen, die in Im-
mobilienpreisblasen endeten, die Leistungsbilanzdefizi-
te in einigen Ländern über ein Maß hinaus, das ex post
als effizient zu bezeichnen ist, erhöht haben, ist ein nach-
haltiger Rückgang dieser Leistungsbilanzdefizite notwen-
dig. Insofern als die hierin enthaltenen Importe deutschen
Exporten entsprechen, ergibt sich bei diesen ebenfalls
Korrekturbedarf (vgl. Belke und Gros 2007). Dieser hat
sich bisher wohl nur wegen des milliardenschweren Ret-
tungsschirms noch nicht eingestellt, der das Risiko von
Auslandssparanlagen stark verringert. 

Relative Konkurrenzfähigkeit der Länder der 
Eurozone untereinander hängt von der 
Wettbewerbsfähigkeit auf Drittmärkten ab

Vielfach übersehen wird, dass die relative Wettbewerbsfä-
higkeit der Länder der Eurozone untereinander auch von de-
ren Wettbewerbsfähigkeit auf Drittmärkten abhängt. Ein er-
starkender Euro wird das bereits bestehende Konfliktpoten-
tial in der EWU demnach noch verschärfen.1 Dieses spie-
gelt sich in den Leistungsbilanzsalden einzelner EWU-Mit-
glieder wider. Deutschlands Industrie, die immer noch ho-
he Leistungsbilanzüberschüsse erwirtschaftet, ist es ge-
wöhnt, einer starken Währung mit Kosteneinsparungen,
Lohnausterität und hochwertigen Produkten zu begegnen.
Hingegen waren in den südlichen Ländern der Währungs-
union in der Vergangenheit Geldmengenexpansion und Ab-
wertungen als Therapie gegen Leistungsbilanzdefizite üb-
lich. Da diese in der Währungsunion nicht mehr möglich sind,
drohen harte Einschnitte in der Lohnpolitik und damit stei-
gende politische Unzufriedenheit. Denn mit der Krise blei-
ben die Kapitalzuflüsse in Südeuropa aus, die seit der Grün-
dung der Europäischen Währungsunion hohe Lohnabschlüs-
se und steigende Leistungsbilanzdefizite finanzierten. Erhöht
sich in Deutschland, wie vielfach gefordert, der Konsum und
sinkt damit die Ersparnis, dann verringern sich (ohne einen
Rettungsschirm!) auch die deutschen Kapitalzuflüsse in den
Süden der Union, und der Anpassungsdruck dort wäre noch
stärker (vgl. Belke und Schnabl 2009; Belke, Schnabl und
Zemanek 2010).

Nachfragezwang und Lohndiktat – wem schaden
deutsche Exporte wirklich?

Erstaunlich ist, dass eben jene Analysten, die Deutschland
vor weniger als zehn Jahren seine hohen Löhne und nicht
mehr zeitgemäßen Strukturen vorhielten, sich jetzt an seiner
»unfair« hohen internationalen Wettbewerbsfähigkeit reiben.
Ebenso wie sie Ursache und Wirkung vertauschen, indem
sie den deutschen Exporteuren vorwerfen, dem Rest
Europas die Abnahme seiner Güter gleichsam aufzuzwin-
gen und sie damit ins Handelsdefizit zu drängen. Haben
die Deutschen denn wirklich zuerst geliefert, oder wollte man
in den Ländern mit Handelsdefiziten nicht erst die Waren?
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1 Die Zweifel an der Stabilität des Dollar mehren sich. Die Unzufriedenheit
der Dollarperipherie – vor allem China und Russland – mit dem expansi-
ven makropolitischen Kurs der USA wächst. Der Exit aus der quantitati-
ven Lockerung der Federal Reserve ist in die Ferne gerückt. Obama spricht
von exportgetriebenem Wachstum. Die Europäische Zentralbank zeigt
sich hingegen entschlossener hinsichtlich einer zeitigen monetären Straf-
fung. Sollten sich diese Erwartungen verfestigen, werden die Halter der
Weltdollarreserven trotz Netzwerkeffekten zugunsten der Dollarhaltung
Reserven graduell von Dollar in Euro umtauschen. Die entsprechende Auf-
wertung des Euro wäre mit hohen Anpassungslasten für die europäische
Exportindustrie verbunden. Bereits jetzt befindet sich der Wechselkurs
des Dollar zum Euro bereits über der früher von den betroffenen Branchen
angeführten »Schmerzgrenze« für deutsche Exporteure (vgl. Belke und
Schnabl 2009).
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Aber Stopp; dies ist ebenso billige Polemik wie die Einwür-
fe, Deutschland hätte sich bis zum Ausbruch der Finanzkri-
se an den auf Droge (d.h. der Vermögenspreisblase) be-
findlichen verarmten Südländern über sein Exportmodell ge-
sundgestoßen und müsse dies nun durch freiwillige Export-
selbstbeschränkung, Konsumzwang und Lohnerhöhung im
eigenen Hause wieder gut machen. Um politischen Schein-
gefechten zu entgehen und die Diskussion auf eine ratio-
nale Basis zu stellen, ist es, wie so häufig, schon ausrei-
chend, sich einmal die Daten über die Struktur des inner-
europäischen Außenhandels näher anzuschauen und hier-
aus die Konsequenzen zu ziehen (vgl. Belke 2010a).

In der Tat, das Wachstum in Deutschland ist in den letzen
20 Jahren entscheidend von den Ausfuhren bestimmt wor-
den. Seit Beginn der neunziger Jahre ist der Anteil der Ex-
porte am Bruttoinlandsprodukt im Rahmen der Globalisie-
rung von 25 auf über 40% gestiegen. Von einigen Nachbarn
in der Eurozone wird derzeit vorgebracht, dass die Export-
erfolge Deutschlands auf dem Rücken anderer Länder er-
zielt werden. Wie oben schon ausgeführt, ist diese Logik
und die vorgetragene Vehemenz weniger ökonomisch fun-
diert als vor dem Hintergrund zu verstehen, dass sie von den
Ländern, die bisher in der Eurozone über ihre Verhältnisse
gelebt haben, und Frankreich, das sich nach außen als
Speerspitze einer geplanten europäischen Wirtschaftsregie-
rung versteht, strategisch forciert wird.

Denn die Exporterfolge Deutschlands beruhen auf Wettbe-
werbsvorteilen, die man sich durch Innovationen, techni-
schen Fortschritt und einer moderaten Lohnpolitik über Jah-
re hinweg erarbeitet hat. Deutschland ist an den Weltmärk-
ten in erster Linie bei Investitionsgütern führend. Diese Pro-
dukte werden von Spanien, Portugal oder Griechenland nicht
in vergleichbarer Qualität hergestellt, von daher gehen für
diese Länder auch keine Marktanteile verloren. Aus Sicht
der Franzosen könnte man jetzt noch bedauern, dass die
Deutschen nicht mehr von ihren Gütern, wie teure Handta-
schen, Champagner und französische Delikatessen, nach-
fragen – von Produkten der Luft- und Raumfahrt, Arznei-
mitteln und Maschinen mal ganz abgesehen. Es geht um
unvollkommenen Wettbewerb, zu dem sich vorstehend ge-
nannte Länder erst noch Zugang verschaffen müssen. Um
bei diesen Gütern Exporterfolg zu haben, spielt der Preis
kaum eine Rolle. Ergo kann sich Deutschland seinen Export-
erfolg auch nicht durch Preis- und Lohndumping ergaunert
haben. Im Gegenteil: keiner hat diese Länder gezwungen,
deutsche Güter nachzufragen. Das tun sie freiwillig. Gera-
de die starke Nachfrage von Ländern der Eurozone, die auf-
grund des Euros erhebliche Zinseinsparungen verzeichne-
ten, wurden von deutschen Exporteuren genutzt. Warum
gab es diese Zinseinsparung, die von den südeuropäischen
Ländern alternativ auch zur Haushaltskonsolidierung hätten
eingesetzt werden können? Nicht zuletzt wegen der Stabi-
litätsreputation der im Euro aufgegangenen Deutschen Mark!

Darüber hinaus können deutsche Unternehmen ihre Pro-
dukte nicht einfach im Inland absetzen, private Haushalte
konsumieren schließlich keine Fertigungsmaschinen (vgl.
Belke 2010a). 

Deutschland hat durch sein Exportmodell auch die Rolle
einer europäischen Konjunkturlokomotive ausgefüllt, da
seine hohen Exporte als Vorleistungen auch regelmäßig
hohe Importe nach sich gezogen haben. Berücksichtigt
man längere Wertschöpfungsketten und den immer wich-
tiger werdenden Sinnschen »Basareffekt«, dann haben
deutsche Exporte immer mehr französische Vorlieferan-
ten profitieren lassen. Durch Lohnzurückhaltung haben
sich die deutschen Arbeitnehmer dem Importwettbewerb
zumindest in den letzten Jahren erfolgreich gestellt. Da
mit den Importen auch ein hoher Preiswettbewerb ver-
bunden war, hat dies vor allem den deutschen Konsumen-
ten einen erheblichen Einkommensgewinn (sic!) gebracht.
Das Exportgeschäft sichert folglich konkurrenzfähige Ar-
beitsplätze im In- und Ausland and und sorgt dafür, dass
die Unternehmen in der Globalisierung fit bleiben. Bei ei-
nem Rückzug Deutschlands aus den Exporten wären al-
so Wohlfahrtsverluste für den gesamten Euroraum zu er-
warten. Von einer Beschränkung Deutschlands profitiert
daher niemand. Stattdessen kommt es für andere Län-
der darauf an, durch strukturelle Anpassungen Wettbe-
werbsvorteile zu erzielen. 

Die Integration der Länder in die Weltwirtschaft wird sich in
den nächsten Jahren fortsetzen, so dass neue Absatzchan-
cen entstehen. Deutschland ist nicht auf europäische Ab-
satzmärkte angewiesen. Gleichzeitig kommen China und In-
dien und wohl auch die USA viel schneller aus der Krise,
obwohl sich die EU in ihrer Lissabon-Strategie darauf fest-
gelegt hatte, der international wettbewerbsfähigste Wirt-
schaftsraum zu werden. Wer in dieser Situation trotzdem
von Deutschland verlangt, seine Exportstärke und damit sei-
nen Wettbewerbsvorteil freiwillig abzubauen, argumentiert
fahrlässig und stellt die gesamte Union zur Disposition (vgl.
Belke 2010a).

Im Gegensatz zu den Exporterfolgen stieg der Konsum in
Deutschland in den letzten Jahren nur geringfügig. Denn
die Bevölkerung in Deutschland sinkt, und viele Menschen
– gerade in der schrumpfenden Mittelschicht – revidieren
ihre langfristigen Einkommenserwartungen nach unten.2

Das liegt auch an der hohen Besteuerung der Arbeitsein-
kommen, an der sich nicht zuletzt wegen der hohen staat-
lichen Haushaltsdefizite wohl wenig ändern wird. Deshalb
erhöhen viele Menschen ihre Sparquote und halten sich
beim Konsum zurück. Dies ist rational und eine Änderung
dieses Verhaltens kann von Seiten des Staates auch nicht
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erzwungen werden – ein staatlicher Konsumzwang ist nicht
in Sicht! 

Mögliche Reaktionen der Wirtschaftspolitik

Wie soll die Wirtschaftspolitik im Euroraum auf die dauer-
haften Asymmetrien der Leistungsbilanzsalden reagieren?
Derartige Empfehlungen setzen eine detaillierte Analyse der
Ursachen voraus. Es wäre verkürzt zu sagen, diese lägen
nur in zu hoher Verschuldung des privaten und des öffent-
lichen Sektors, also in zu hohem Privatkonsum und man-
gelnder Budgetdisziplin in den Defizitländern.3 Denn es be-
steht empirisch nicht nur ein enger Zusammenhang zwi-
schen privater bzw. öffentlicher Neuverschuldung und der
Risikoprämie auf Staatsanleihen, sondern auch zwischen
dem Leistungsbilanzsaldo und der Risikoprämie. Finanz-
märkte vermuten also dort, wo die Ausgabenwünsche er-
heblich größer sind als die Einkommen, also in Ländern mit
hohen Leistungsbilanzdefiziten, dass die notwendige Kon-
solidierung der Staatsfinanzen besonders schwer durch-
setzbar ist. Die Dynamik der Nachfrage war in den vom
Vertrauensverlust bedrohten Defizit-Ländern höher und die
Lohnstückkosten sowie das Preisniveau stiegen stärker als
im Kernland Deutschland. Außerdem wiesen die genau die-
se Länder hohe Leistungsbilanzdefizite und zuletzt auch sehr
hohe Budgetdefizite auf. Umso erstaunlicher und einseitig
ist es deshalb, dass in der öffentlichen Diskussion häufig
allein die divergierenden Lohnentwicklungen als Ursache der
außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte genannt werden
(vgl. Belke, Schnabl und Zemanek 2010). 

Um einen nachhaltigen Rückgang der Leistungsbilanzdefi-
zite zu forcieren, wird in der öffentlichen Diskussion beispiels-
weise gefordert, die Überschussländer sollten mittels expan-
siver Finanzpolitik oder höherer Lohnabschlüsse die Nach-
frage stimulieren. Dabei stellt eine expansive Finanzpolitik al-
lerdings schon wegen der in der Finanzkrise deutlich gestie-
genen öffentlichen Neuverschuldung keine sinnvolle Alter-
native mehr dar (vgl. Belke 2009, 2010b). 

Höherer Lohnabschlüsse in Deutschland 
als Lösung? 

Höhere Lohnabschlüsse (etwa über den Produktivitätsfort-
schritt und die erwartete Inflationsrate von knapp unter 2%
abzüglich eines krisenbedingten Vorsichtsabschlags hin-
aus) mit dem Ziel der Beeinflussung der Leistungsbilanz
der Überschussländer bedeuteten eine intendierte Ver-
schlechterung der Wettbewerbsfähigkeit der Überschuss-
länder. Französische Kommentatoren bezeichnen Deutsch-

land wegen des Exportüberschusses zwar als »das China
Europas« (Jacques Attali) und sprechen von Lohndumping
in Deutschland. Das exportorientierte »Geschäftsmodell
Deutschland« habe sich sogar zu einer Gefahr für die eu-
ropäische Gemeinschaftswährung entwickelt. Die Kritik
richtet sich dabei nicht so sehr auf den zu hohen Export-
überschuss Deutschlands, sondern auf die ebendort zu
schwache Inlandsnachfrage. Sie sei durch die Lohndämp-
fung entstanden, die im krassen Gegensatz zu anderen
großen Volkswirtschaften in Europa wie Frankreich, Groß-
britannien und Spanien stand. 

Eine dynamischere Binnenkonjunktur kann nicht durch ei-
ne reine Umverteilung zwischen Löhnen und Beschäftigung
angeregt werden. Da Deutschlands Sicherungspuffer ge-
genüber krisenbedingten Entlassungen durch Kurzarbeit u.a.
aufgebraucht ist und man sich im Falle eines konjunkturel-
len Rückschlags wieder am Rande erhöhter Arbeitslosigkeit,
d.h. an einer kritischen Lohnkostenschwelle, befindet, wür-
de jede aufgezwungene Erhöhung der Lohnkosten zu ge-
ringerer Beschäftigung führen. Dann aber würde auch die
gesamtwirtschaftliche Kaufkraft der Arbeitnehmer – die Lohn-
summe, definiert als Lohn mal Beschäftigung – durch Lohn-
steigerungen nicht angekurbelt, sondern gekappt werden.
Es würden negative Konjunkturimpulse gesetzt (vgl. Belke,
Schnabl und Zemanek 2010). Zumal auch hier im Unge-
wissen bleibt, wer denn in Deutschland überhaupt der ein-
sichtige Adressat staatlicher Forderungen »par ordre de 
mufti« sein sollte. Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretun-
gen der deutschen Exportindustrie jedenfalls haben sich
schon dagegen ausgesprochen.

Ein Schlüssel für den Abbau der Defizite liegt 
bei den Defizitländern 

Der offensichtlichste Schlüssel für den Abbau der Defizite
liegt bei den Defizitländern, zumal sich zumindest in Spa-
nien und Griechenland die Salden im Warenhandel auch ge-
genüber Ländern außerhalb des Euroraums deutlich ver-
schlechtert haben. Das Problem der Asymmetrie von Leis-
tungsbilanzsalden ist somit zumindest in der Eurozone kein
Nullsummenspiel. Aussagen wie »Exzessive Konkurrenz in
Europa nicht akzeptabel. Wenn sich alle so verhielten, dann
träten wir in eine Depression ein.« entbehren also einer theo-
retischen Grundlage. Die Defizitländer müssen ihre preisli-
che Wettbewerbsfähigkeit steigern, um ihre Exporte zu stei-
gern oder Importe zu ersetzen. 

Zugegeben: weltweit gesehen kann die Sache durchaus
anders liegen, insofern als die Exporte des einen die Im-
porte des anderen sind und man davon abstrahiert, dass
weltweiter Handel allen Beteiligten nützt. Nur: betrachtet
man das gegenwärtige Szenario strategisch aus euro-
päischer Sicht, so scheinen dieses Mal die US-Amerika-
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ner ein Problem zu haben, die bisher immer nach der Maß-
gabe handelten: »Der Außenwert des Dollar und das ho-
he Leistungsbilanzdefizit der USA ist Euer Problem«. Die-
ses Mal könnten die gerechtfertigten gemeinsamen Spar-
bemühungen der Europäer, deren Exporte durch den an-
haltenden Boom in den Schwellenländern gestützt wer-
den, kombiniert mit einer gemeinsamen Erhöhung ihrer
preislichen Wettbewerbsfähigkeit ein zunehmendes stra-
tegisches Problem für die USA mit ihrer nach wie vor ult-
ralockeren Makropolitik darstellen (vgl. Belke und Schnabl
2010). Zusammen mit einer möglichen Anfechtung der
Rolle des US-Dollar als Leitwährung durch die Märkte sorgt
dies für ein Gemisch, dass einige US-amerikanische Kom-
mentatoren – allen voran Paul Krugman – offensichtlich
zunehmend nervös werden lässt. 

Automatischer Abbau der Asymmetrien als 
First Best-Lösung

Von der Inlandsnachfrage der Defizitländer werden ange-
sichts der anstehenden Konsolidierungsmaßnahmen der
staatlichen Haushalte sowie der teilweise hohen Schulden-
stände bei privaten Haushalten und Unternehmen kaum
spürbare Impulse auf die Arbeitsnachfrage in den Defizit-
ländern ausgehen. Eher ist zu erwarten, dass in diesen Län-
dern eine Umstrukturierung der Produktion und Beschäfti-
gung in Richtung handelbarer Güter und mehr Exporte er-
folgt. Zumal die Überschussländer auch mehr importieren
werden – wegen ihres geringeren Konsolidierungsbedarfs
und da der während der Finanz- und Wirtschaftskrise rela-
tiv geringe Anstieg der Arbeitslosigkeit das Wachstum der
Löhne nur wenig dämpft. Es könnte also auch ohne »Pa-
ternalismus« in Gestalt von Leistungsbilanzdefizitregeln,
Lohndiktat und anderem zu einem Abbau der Leistungsbi-
lanzungleichgewichte in der Eurozone kommen. Soweit die
Lehrbuchvorstellung.

Die Geschwindigkeit der notwendigen Anpassung hängt
in der Realität vor allem davon ab, wie flexibel die Löhne
und Preise reagieren (vgl. Belke und Gros 2007). Die Po-
litik kann dies beeinflussen, indem sie marktliche Anpas-
sungen an die sich ändernden Rahmenbedingungen (wie
Lohnsenkungen im überdimensionierten Immobiliensek-
tor) nicht unterdrückt, sondern unterstützt. Zudem sollte
die Notwendigkeit des Anpassungsprozess nicht durch fi-
nanzielle Zuwendungen aus anderen Ländern des Euro-
raums oder sogar Ankündigungen eines »Bailouts« kon-
terkariert werden. 

Da dieser Prozess kurzfristig jedoch politisch wohl wenig ak-
zeptiert ist – genau dies haben der im Mai beschlossene
Hilfsschirm für die Euroländer und die Anleihekäufe der EZB
gezeigt –, dürfte die automatische Anpassung insgesamt re-
lativ langsam in Gang kommen, so dass die Leistungsbi-

lanzsalden kurzfristig sogar wieder größer werden könnten.
Das Gewährleistungsgesetz hat im Kern verhindert, dass die
in den bisherigen Defizitländern höheren Anlagerisiken deut-
sche Sparer als Kapitalanleger abschrecken, ihre Ersparnis-
se dorthin zu exportieren (vgl. Sinn 2010).

Ein anderer Schlüssel liegt bei Deutschland 

Zwar zeigen IWF-Daten, dass der kombinierte Leistungsbi-
lanzüberschuss der drei kleineren Gläubigerstaaten Schwe-
den, Schweiz und Niederlande mittlerweile etwas größer ist
als der isolierte Überschuss Deutschlands. Die Anpassung
auf der Gläubigerseite muss deshalb sicherlich nicht nur von
Deutschland allein geleistet werden. Trotzdem ist es für
Deutschland, wie zu Beginn ausgeführt, strategisch eminent
wichtig, eigene Beiträge zur Lösung des Asymmetriepro-
blems anzubieten.

Es müssen verlässliche Rahmenbedingungen her, die die
Planungssicherheit bei Unternehmen und privaten Haus-
halten verstärken. Dazu zählt im Nachgang der Krise auch
einer nachhaltige Finanzpolitik, die auf eine glaubwürdi-
ge Konsolidierung der öffentlichen Haushalte setzt und
Handlungsspielräume zurück gewinnt (vgl. Belke 2010b).
Deutschland sollte seine Binnennachfrage allenfalls durch
Steuerreformen oder eine Senkung (!) der Lohnneben-
kosten im Niedriglohnbereich fördern. Die höhere Binnen-
nachfrage würde dann für ein »Crowding In« der Flexibi-
lisierungen sorgen. Keinesfalls sollte es versuchen, die-
se durch eine angeordnete Erhöhung seiner Lohnstück-
kosten anzukurbeln, deren Niveau ohnehin über dem
Durchschnitt der EU liegt. Viel intelligenter als zu Zwangs-
konsum aufzurufen wäre es auch, die Erhöhung der re-
gionalen und sektoralen Arbeitskräftemobilität in Europa
viel stärker als bisher zu forcieren. Denn dann würde ei-
ne relative Lohnzurückhaltung nicht von Dauer sein und
sich auch keine dauerhafte relative Abwertung erzeugen
können.

Was dringend fehlt, und hierauf verweisen speziell viele fran-
zösische Kollegen, ist trotz seiner Größe die Erhöhung der
Effizienz des Dienstleistungssektors in Deutschland (vgl. EZB
2006). Auch der frühere IWF-Chefökonom Raghuram 
Rajan führt häufig als Ergebnis seiner Analyse der globalen
Ungleichgewichte aus, dass die Unterentwicklung der Ser-
vice-Kulturen eine große Schwäche der Exportmodellländer
Japan und Deutschland sei. Es können hier noch große Pro-
duktivitätsreserven und über höhere Löhne auch Kaufkraft-
reserven gehoben werden (vgl. EZB 2006). Ein Fokus auf
die Förderung des Dienstleistungssektors wäre ein Angebot
»zur Güte« an Frankreich.

Schließlich argumentiert Hans-Werner Sinn zu Recht,
dass Deutschlands chronische Konjunktur- und Binnen-
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nachfrageschwäche der vergangenen Jahre sehr viel mehr
mit schwacher Investitionstätigkeit zu tun hatte als mit
schwachem Binnenkonsum. Folgerichtig könnte Deutsch-
land anbieten, seine Binnennachfrage durch eine höhe-
re Nachfrage nach Investitionen durch domestizierte Er-
sparnis zu erhöhen. Man könnte Investitionen in Deutsch-
land fördern, indem die Standortqualität verbessert wird.
Damit würde man dem mit Leistungsbilanzüberschüssen
einhergehenden Kapitalexport entgegenwirken (vgl. Sinn
2010). Wenn dies ohnehin als Aufgabe einer an Wirt-
schaftswachstum orientierten Wirtschaftspolitik ausge-
legt wird, ergeben sich keine wirtschaftspolitischen Hand-
lungsnotwendigkeiten konkret zum Abbau von Leistungs-
bilanzsalden in den Überschussländern. Einzubeziehen
in derartige Überlegungen ist jedoch, dass viele Investi-
tionen an kostengünstigen Standorten außerhalb
Deutschlands erfolgen. Dies wiederum stärkt die Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen und erhält Arbeits-
plätze in Deutschland.

Würden hingegen Vorschläge staatlich verordneten Kon-
sumzwangs und zentral von der EU kommende Vorschrif-
ten zur Nivellierung der Löhne ernsthaft in Erwägung gezo-
gen, bedeutete dies einen Rückfall in längst vergangen ge-
glaubte Zeiten der Planification, d.h. die zentral gelenkte
Planwirtschaft. Das Schlechteste, was passieren könnte,
wäre ein Rückfall in die imaginäre Welt der »Soft Options«
im Rahmen einer Europäischen Wirtschaftsregierung, die ei-
ne Zentralisierung der Fiskalpolitik anstrebt und es Politikern
erlaubt, die EZB unter Druck zu setzen, den Euro weiter
abzuwerten. 

Dies alles wäre gleichbedeutend mit dem Ende der Euro-
zone, da es von den Bürgern nicht dauerhaft akzeptiert
würde. Von den Bürgern der ehemaligen Hartwährungs-
länder nicht, da sie befürchten müssen, in die Rolle dau-
erhafter Transfergeber gedrängt zu werden, und von den-
jenigen in früheren Schwachwährungsländern ebenfalls
nicht, da sie mit höheren Importpreisen und Einkommens-
verlusten rechnen müssen, sobald Deutschland freiwillig
seine internationale Wettbewerbsfähigkeit durch höhere
Löhne abbaut. Und dies, ohne ihre eigenen Exporte er-
höhen zu können. Vielmehr müssten sie um Vorleistungs-
exporte nach Deutschland bangen, wenn Deutschland
beim Export von Hochtechnologiegütern beispielsweise
durch das in derselben hochwertigen Güterliga spielende
Japan ersetzt würde (Belke 2010a). Ein Blick in die Daten
schützt vor zu billiger Polemik. Deutschlands Exporte nüt-
zen den Nachbarn gegenwärtig mehr, als sie ihnen scha-
den. Dennoch sollte Deutschland durch Erhöhung seiner
Kaufkraft Verantwortung für die Rückführung der Leis-
tungsbilanzungleichgewichte in der Eurozone überneh-
men – am besten durch eine stärkere Flexibilisierung sei-
nes Dienstleistungssektors und eine Senkung der Lohn-
nebenkosten.
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Schadet Deutschlands Export-
orientierung den Nachbarn?

Das »deutsche Exportmodell« in der Kritik

Die Erfolgsmeldungen scheinen nicht abreißen zu wollen.
Die Wirtschaftsforscher kommen im Sommer 2010 kaum
mehr nach, die Wachstumszahlen für Deutschland nach
oben zu korrigieren. Die Arbeitslosenzahlen sinken, die deut-
schen Automobil-, Chip- und Chemiebranchen melden glän-
zende Geschäfte. Der deutsche Außenhandel und die deut-
sche Exportwirtschaft florieren. Die Partylaune, die der deut-
schen Wirtschaft angesichts des höchsten Anstiegs des ifo
Geschäftsklimaindex seit der Wiedervereinigung jüngst at-
testiert wurde, kontrastiert jedoch auffällig mit der besorg-
ten Stimmung bei vielen Nachbarn und Handelspartnern
Deutschlands. Diese ächzen unter hoher Arbeitslosigkeit,
magerem Wachstum und der Notwendigkeit schmerzhaf-
ter Sparprogramme angesichts von Vertrauensverlusten auf
den internationalen Anlagemärkten. Auch wird das Ausland
von der Sorge um einen erneuten Absturz der (Welt-)Kon-
junktur nach dem ersten großen Einbruch im Gefolge der
Finanzkrise umgetrieben (»double-dip recession«).

Stehen diese konträren Entwicklungen in einem gemein-
samen Zusammenhang? Die deutschen Partner haben in
den letzten Monaten in der Tat diese Klage geführt: die of-
fenkundige Exportlastigkeit der deutschen Wirtschaft – das
»deutsche Exportmodell« – beschere den Deutschen wirt-
schaftliche Erfolge, schade aber seinen Nachbarn und Part-
nern. Angeführt wurde der Chor der Kritiker von der fran-
zösischen Wirtschafts- und Finanzministerin Lagarde, die

Deutschland vorwirft, sich durch Senkung seiner Lohn- und
Arbeitskosten zu Lasten seiner Partner Wettbewerbsvor-
teile auf den Exportmärkten verschafft zu haben. Sie for-
dert höhere Löhne und Gehälter in Deutschland, um diese
Entwicklung zu korrigieren und um deutsche Binnennach-
frage zu stimulieren. 

Nicht minder scharfe Vorwürfe kommen aus den USA, die
den Deutschen vorhalten, von der Nachfrage auf den Welt-
märkten zu profitieren, selbst aber eine Sparpolitik zu be-
treiben, die die Weltkonjunktur und nicht zuletzt auch die
US-Konjunktur belaste. Die amerikanische Administration
fordert daher stärkere deutsche Impulse für die Weltkon-
junktur, etwa durch Steuersenkungen, die Setzung von In-
vestitionsanreizen und eine Lockerung des Kündigungs-
schutzes.

Was ist von diesen Vorwürfen und Forderungen zu halten?
Um das Ergebnis der nachfolgenden Überlegungen vorweg-
zunehmen: Die Spannungen innerhalb des Euroraums, die
im Zentrum der französischen Kritik stehen, haben im Kern
hausgemachte Ursachen, die daher im Wesentlichen auch
durch Anstrengungen in den jeweiligen Ländern angegan-
gen werden müssen. Richtig ist jedoch auch, dass die Lohn-
zurückhaltung, die in den letzten Jahren in Deutschland ge-
übt wurde, den europäischen Nachbarn kontraktive Impul-
se und Anpassungslasten beschert hat. Diese Lohnmäßi-
gung war im Lichte der deutschen Arbeitsmarktprobleme
allerdings wohlbegründet und sie ist es noch. Eine forcier-
te deutsche Sparpolitik würde hingegen dazu führen, dass
Europa eine Bremse für die Weltkonjunktur wird. Eine Ana-
lyse der gegenwärtigen Lage der Weltkonjunktur zeigt, dass
es noch zu früh ist, auf einen weltweiten »Austeritätskurs«
umzuschwenken. Vor diesem Hintergrund fordert die ame-
rikanische Administration von Deutschland zur Recht stär-
kere Impulse für die Weltkonjunktur.

Deutschland und die Spannungen im Euroraum

Verwerfungen im Euroraum. Ausgangspunkt der franzö-
sischen Kritik am »deutschen Exportmodell« sind die ma-
kroökonomischen Verwerfungen im Euroraum. Zwar ist
die Leistungsbilanz des Euroraumes (gemessen am BIP)
mit einem leichten Überschuss von + 0,3% in diesem und
einem Defizit in eben dieser Höhe (– 0,3%) im vergange-
nen Jahr weitgehend ausgeglichen, hinter diesem Ge-
samtbild verbergen sich allerdings sehr heterogene Ent-
wicklungen in den einzelnen Ländern (vgl. Bundesbank
2010; OECD 2010). Die Peripherieländer Portugal, Italien,
Irland, Griechenland und Spanien, die so genannten 
»PIIGS«, weisen hohe Leistungsbilanzdefizite auf. Frank-
reich ist von einem Überschuss- zu einem Defizitland ge-
worden. Deutschland weist hingegen in den letzten Jah-
ren signifikante Leistungsbilanzüberschüsse auf. Diese
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Entwicklungen spiegeln sich weitgehend in der Zunahme
der preislichen Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands ge-
genüber den genannten Euroländern. 

Weitestgehend hausgemachte Ursachen. Ist das »deut-
sche Exportmodell« Ursache dieser Verwerfungen? Eine
genauere Analyse zeigt, dass den makroökonomischen
Spannungen innerhalb des Euroraums strukturelle und zyk-
lische Faktoren zugrunde liegen, die weitgehend hausge-
macht sind. 

Strukturell erklären sich Leistungsbilanzsalden einer Volks-
wirtschaft aus der Lücke zwischen Ersparnis und Nettoin-
vestitionen, die einerseits zinsempfindlich ist und anderseits
von autonomen Bewegungen getrieben wird.1 Die preisli-
che Wettbewerbsfähigkeit eines Landes, also das Verhält-
nis der Preise von heimischen zu ausländischen Gütern aus-
gedrückt in einer einheitlichen Währung, stellt sich in die-
ser langfristigen Perspektive dergestalt (gleichgewichtig)
ein, dass der Leistungsbilanzsaldo mit der Sparlücke und
dem hierdurch implizierten internationalen Ressourcentrans-
fer korrespondiert. Haben die betrachteten Länder unter-
schiedliche Währungen, so kann diese Adjustierung über
den (nominalen) Wechselkurs erfolgen; in einer Währungs-
union wie dem Euroraum müssen sich hingegen die (rela-
tiven) Preise anpassen, um diesen Ressourcentransfer in
Bewegung zu setzen. 

Greift man auf diesen strukturellen Erklärungsansatz zu-
rück, so sind die Entwicklungen im Euroraum bereits sehr
weitgehend durch Verweis auf den jeweiligen staatlichen Fi-
nanzierungssaldo erklärbar, der die gesamtwirtschaftliche
Ersparnis und mithin die Sparlücke eines Landes wesent-
lich beeinflusst. Aus dieser Perspektive betrachtet, kann
es nicht verwundern, dass die Länder mit den höchsten
Staatsdefiziten auch jene sind, die im Euroraum die am
stärksten ausgeprägten Leistungsbilanzdefizite aufweisen:
die PIIGS. Ins öffentliche Bewusstsein gerückt ist im Zuge
der dramatischen Vertrauenskrise insbesondere das Exem-
pel Griechenland, welches in den letzten Jahren eine sehr
expansive Finanzpolitik gefahren hat, die überdies eher kon-
sumtiven denn investiven Zwecken diente. Die Leistungs-
bilanzüberschüsse Deutschlands in der letzten Dekade re-
flektieren hingegen eine hohe private Ersparnis, die trotz
Staatsdefiziten zu einem gesamtwirtschaftlichen Sparüber-
hang geführt hat.

Zu den Faktoren, die die makroökonomischen Ungleichge-
wichte im Euroraum (strukturell wie zyklisch) getrieben ha-

ben, zählt die Konvergenz der Nominalzinsen, die sich im
Zuge der Einführung des Euro (wegen des Wegfalls des
Wechselkursrisikos und der anfänglichen Erwartung einer
»Stabilitätsunion«) ergab und die gepaart mit den Preisni-
veauunterschieden zu beträchtlichen Realzinsunterschieden
und damit zu asymmetrischen Nachfragestimuli geführt hat
(vgl. Bundesbank 2010). In den Peripherieländern stieg die
Nachfrage durch die niedrigen Realzinsen im Vergleich zu
Ländern mit höherem Realzins, wie Deutschland, stark an
– mit offensichtlich asymmetrischen Konsequenzen für Spar-
lücken und Leistungsbilanzpositionen.

Im Mittelpunkt der Deutung der makroökonomischen Un-
gleichwichte im Euroraum seitens der französischen Wirt-
schafts- und Finanzministerin steht die Entwicklung der
preislichen Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Aus der
Perspektive der ökonomischen Theorie betrachtet, ist
diese zwar langfristig-strukturell eine Größe, die sich, wie
bereits erläutert, endogen nach Maßgabe der Sparlü-
cken bilden muss. Gibt es jedoch Kräfte, die eine sol-
che Anpassung verhindern oder die preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit fern von ihrem langfristigen Gleichge-
wichtswert halten, so werden Anpassungen der Export-
und Importmengen erzwungen: kurzfristig-zyklisch be-
trachtet, wird die preisliche Wettbewerbsfähigkeit zum
Steuerungsfaktor des Leistungsbilanzsaldos, wobei in
einem Währungsraum die relativen Preisniveaus entschei-
dend sind. Insbesondere gilt: Gelingt es einem Land, sein
Preisniveau relativ zu jenem eines anderen Landes zu
senken, so wird es dadurch seine preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit verbessern und Exportüberschüsse er-
zwingen, während das andere Land umgekehrt einen
Verlust an preislicher Wettbewerbsfähigkeit und ein Leis-
tungsbilanzdefizit erfährt. In diesem Sinne ist das Argu-
ment korrekt, dass ein deflationärer Kurs eines Landes,
die Handelspartner zu einem ebensolchen Kurs zwingt,
wollen diese einem Verlust ihrer preislichen Wettbewerbs-
fähigkeit entgehen.

Hat Deutschland in den letzten Jahren Politiken betrie-
ben, die aktiv seine preisliche Wettbewerbsposition auf
Kosten seiner Nachbarn verbessern sollten? Ein Blick auf
die faktischen Entwicklungen zeigt, dass eine solche Mut-
maßung von der Hand gewiesen werden kann. Es ist of-
fenkundig, dass sich die deutschen Tarifpartner in den
letzten Jahren auf eine sehr maßvolle Lohnentwicklung
geeinigt haben, die ganz weitgehend als Reaktion auf die
deutschen Arbeitsmarktreformen zu deuten ist. Diese wur-
den in der Regierungszeit Schröder eingedenk der Pro-
bleme auf dem Arbeitsmarkt und des schwachen Wachs-
tums – vor den Reformen wurde Deutschland als »kran-
ker Mann Europas« bezeichnet – eingeleitet. Das er-
wünschte Wachstum und der erhoffte Beschäftigungs-
aufbau in Deutschland konnte dadurch in Gang gebracht
werden. Die preisliche Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
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land stand weder im Blickwinkel der seinerzeitigen Re-
gierung noch der Tarifparteien, die für die Lohnabschlüs-
se verantwortlich zeichnen. Der langsame Anstieg der
Lohnstückkosten in Deutschland, im Kontrast zum viel
höheren Wachstum der Löhne und Lohnstückkosten in
den europäischen Nachbarländern, hatte allerdings durch-
aus den Nebeneffekt, die preisliche Wettbewerbspositi-
on Deutschlands zu verbessern. Auch hier gilt aber: Die
Verluste an preislicher Wettbewerbsfähigkeit, die die
Nachbarn gegenüber Deutschland erfahren mussten, sind
eingedenk der starken Anstiege der eigenen Lohnstück-
kosten wiederum weitgehend hausgemacht.

Wirtschaftspolitische Implikationen. Aus der obigen Diag-
nose folgt, dass eine Abkehr von einer maßvollen Lohnpo-
litik in Deutschland nicht angezeigt ist: Sie ist nicht die fun-
damentale Ursache für die makroökonomischen Verwer-
fungen im Euroraum. Schon gar nicht ist eine expansive
Lohnpolitik aus Kaufkraftargumenten angezeigt, wie sie
Deutschland von der französischen Finanz- und Wirtschafts-
ministerin nahelegt wird. Das Lohn-Kaufkraftargument geht
fehl, weil es übersieht, dass (nominale) Lohnsteigerungen
unmittelbar auch Kosten- und damit Preissteigerungen aus-
lösen und mithin gar keine Erhöhung der realen Kaufkraft
bewirken.

Der Befund, dass die makroökonomischen Ungleichgewich-
te im Euroraum im Kern hausgemacht sind impliziert viel-
mehr, dass den Defizitländern eigene Anstrengungen ab-
zuverlangen sind. Für die unter Vertrauensverlusten leiden-
den PIIGS bedeutet dies, dass kein Weg an einem Spar-
und Konsolidierungskurs vorbei führt. Auch geht für diese
Länder, aber auch für Frankreich, kein Weg an einer Kor-
rektur ihrer Hochlohnpolitiken und einer Flexibilisierung ih-
rer Arbeitsmärkte vorbei. Dies, wohlgemerkt, um Fehlent-
wicklungen auf diesen Märkten zu korrigieren, ähnlich wie
dies Deutschland gemacht hat, nicht aus Gründen der in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit.

Aus diesen Überlegungen folgt auch: Schlagen die defizi-
tären europäischen Länder den notwendigen Sparkurs ein
und behält Deutschland seinen bisherigen Kurs bei oder
wechselt die deutsche Regierung zu einer Politik stärkerer
Sparanstrengungen, so droht der Euroraum insgesamt zu
einer Bremse für die Weltkonjunktur zu werden. An dieser
Stelle verbinden sich die Klagen, die von Frankreich und
den Vereinigten Staaten gegenüber Deutschland vorge-
bracht werden.

Deutschland und die »Austeritätsdebatte«

Das »deutsche Exportmodell« ist auch im Zuge der Maß-
nahmen zur Eindämmung der Folgen der Finanzkrise in die
Kritik geraten. Um die Vorwürfe und Forderungen zu prü-

fen, die heute von der amerikanischen Regierung an
Deutschland gerichtet werden, ist ein genauerer Blick auf
die Entwicklungen seit dem Ausbruch der Finanzkrise zu
werfen.

Eindämmung der Finanz- und Wirtschaftskrise. Nach an-
fänglich lähmenden Kontroversen über die Prioritätenset-
zung – Deutschland und andere europäische Länder woll-
ten den Schwerpunkt mehr auf eine schärfere Kontrolle und
Regulierung der Finanzmärkte legen, die Vereinigten Staa-
ten betonten hingegen vor allem die Notwendigkeit der nach-
frageseitigen Stimulierung durch expansive Fiskal- und Geld-
politiken –, hat sich in beiden Lagern letztlich die (richtige!)
Einsicht durchgesetzt, dass beide Maßnahmenbereiche un-
abdingbar sind, um eine kurz- wie langfristige Stabilisie-
rung zu bewirken.

Eine umfassende Einschätzung der langfristigen Stabilisie-
rungswirkungen der bislang implementierten Reformen im
Bankenbereich und Finanzsektor muss noch warten. Er-
kennbar ist aber, dass nicht wenige der bisher implemen-
tierten Maßnahmen halbherzigen Charakter haben und dass
vor allem von den angloamerikanischen Finanzzentren Ein-
fluss genommen und starker Druck ausgeübt worden ist,
um schärfere Maßnahmen zu unterbinden. 

Bezüglich des nachfrageseitigen Managements lässt sich
hingegen feststellen, dass die wirtschaftspolitischen Ak-
teure bislang aus der Geschichte gelernt und sehr erfolg-
reich agiert haben. Anders als in der Finanzkrise 1929, in
welcher die Geldmengen von den Zentralbankern ver-
knappt wurden, haben die amerikanische Fed und die Eu-
ropäische Zentralbank (EZB) die Zinsen in großen Schrit-
ten reduziert und die Kreditmärkte auch durch unkon-
ventionelle Maßnahmen unterstützt. Während die Regie-
rungen seinerzeit im Lichte der Krise ihre Budgets zum
Ausgleich bringen wollten, haben die Regierungen heute
steigende Defizite zugelassen, um massive Konjunktur-
pakete zu schnüren. Banken und Firmen wurden über-
nommen. Wichtige Impulse für die weltwirtschaftliche Kon-
solidierung kamen vom Konjunkturpaket Chinas, dem neu-
en großen Akteur auf den Weltmärkten. Aus der Geschich-
te wurde insofern auch gelernt, als anders als in den drei-
ßiger Jahren trotz aufkeimender Tendenzen extremer Han-
delsprotektionismus unterblieben ist: Die Analysen der
Welthandelsorganisation belegen, dass sich der Absturz
des Welthandels 2009 in erster Linie aus dem weltweiten
Nachfrageeinbruch und den inzwischen sehr ausgepräg-
ten Handelsverflechtungen erklärt.

Die »Austeritätsdebatte«. Technisch betrachtet ist die Re-
zession, die durch die Finanzkrise ausgelöst wurde, seit
Mitte 2009 beendet. Seither wachsen die Inlandsproduk-
te wieder. Sind die weltwirtschaftlichen Verwerfungen da-
mit eingedämmt, und sollten sich die Regierungen nun an
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die fiskalischen Aufräumarbeiten machen, also damit be-
ginnen, ihre Staatsdefizite abzubauen? Diese Frage pola-
risiert derzeit wie kaum eine andere die Ökonomenzunft
und die politischen Entscheidungsträger. Die Argumente
der Kontrahenten in dieser »Austeritätsdebatte« sind schnell
aufgezählt. 

Die Befürworter eines Sparkurses, wie beispielsweise der
Präsident der Europäischen Zentralbank Jean-Claude 
Trichet, führen im Wesentlichen drei Argumente an: Ers-
tens, die Rückführung der Staatsdefizite führt bei kluger
Implementierung langfristig zu Wachstums- und Wohl-
fahrtsgewinnen; zweitens, die Fiskalpolitik verliert bei
wachsenden Budgetdefiziten an Durchschlagskraft, weil
das Vertrauen in die Wirksamkeit solcher Politiken zu-
rückgeht; drittens, ein Sparkurs ist notwendig, um der
Fiskalpolitik auch in Zukunft Spielräume für Interventio-
nen zu belassen. Nicht zufällig sind diese Vertreter eines
Konsolidierungskurses auch Befürworter einer restrikti-
veren Geldpolitik.

Die Gegner eines Sparkurses, allen voran der amerikanische
Ökonom Paul Krugman, verweisen unter anderem auf die
negativen Erfahrungen, die die Welt in den 1930ern mit ei-
nem verfrühten Wechsel zu restriktiven Fiskal- und Geldpo-
litiken gemacht haben. Auch das Beispiel Japan, welches
ein »verlorenes Jahrzehnt« hinter sich hat, zeige die Proble-
me schlechten Nachfragemanagements. Die Gegner eines
»Austeritätskurses« bestreiten nicht die grundsätzliche Not-
wendigkeit fiskalischer Solidität. Solange sich Volkswirtschaf-
ten aber nachfragebedingt weit unter ihrem Potential be-
wegen, haben restriktive Politiken ihrer Argumentation ge-
mäß kontraproduktive Wirkungen. Auch seien die Argumen-
te der »Austeritätsbefürworter« in solchen Situationen nicht
überzeugend: weder gebe es Evidenz, dass Steuererhöhun-
gen und Ausgabenkürzungen dann zu einer Expansion der
Volkswirtschaft führen können, noch würden Konsolidie-
rungsanstrengungen in solchen Lagen das Vertrauen der In-
vestoren stärken. 

Die Argumente im Lichte des weltwirtschaftlichen Um-
felds. Die Befürworter eines Ausstiegs aus einer schul-
denfinanzierten Konjunkturpolitik, allen voran die deutsche
Bundesregierung, haben sich auf dem jüngsten Gipfel der
G-20-Staaten Ende Juni 2010 in Toronto im Wesentlichen
durchgesetzt. Wie ist dieser Schwenk zu fiskalischer »Aus-
terität«, und wie sind die Argumente der Kontrahenten in
dieser Debatte zu bewerten? 

Ein Blick auf das aktuelle wirtschaftliche Umfeld zeigt, dass
von einer stabilen weltwirtschaftlichen Erholung und Ent-
wicklung noch nicht die Rede sein kann. Es gibt durchaus
positive Anzeichen. Hierzu zählen die eingangs genannten
Entwicklungen in Deutschland, von denen auch die Nach-
barn profitieren können: die jüngsten Zahlen des Statisti-

schen Bundesamtes zeigen, dass die deutschen Importe
auf ein Niveau gestiegen sind wie noch nie. Der Welthandel
entwickelt sich nach Prognosen der WTO in diesem Jahr
stürmisch, wobei sich China und Indien als treibende Kräf-
te zeigen, deren Importe in wachsendem Maße aus den
reichen OECD-Ländern stammen. Mit China verbindet sich
die Erwartung weiterer positiver Impulse für die Weltkonjunk-
tur, so durch die Aufwertung des Yuan und so auch durch
die wachsende Kaufkraft der chinesischen Arbeiter, deren
Löhne von der stark steigenden Produktivität nach oben ge-
zogen werden.

Die Anzeichen für die Gefahr eines Rückfalls in eine er-
neute Rezession überwiegen allerdings. Von Japan sind
kaum Impulse für die Weltwirtschaft zu erwarten. Die La-
ge in den USA ist durch eine Arbeitslosenquote von 9,5%,
eine hohe Langzeitarbeitslosigkeit von 4,4% und große Un-
sicherheiten gekennzeichnet, wie der amerikanische No-
tenbankpräsident freimütig einräumt. Der Euroraum ist auf
Sparkurs, wie wir bereits festgestellt haben. Die Konjunk-
turprogramme laufen in vielen Ländern aus. Die Noten-
bankzinsen im Euroraum und in den USA sind auf Tiefst-
ständen. Es gibt durchaus Symptome für Deflation: In den
USA sind im April und Mai 2010 die Preise jeweils um 0,2%
gegenüber dem Vormonat gefallen. Die Teuerungsrate ist
in Deutschland mit 1,2% deutlich hinter der angestrebten
Rate von knapp unter 2%, in Japan fallen aktuell wieder
die Preise. Die Rendite langjähriger (zehnjähriger) Bun-
desanleihen ist auf 2,6% gesunken. Der Goldpreis ist kürz-
lich eingebrochen. Jüngste Zahlen der OECD zeigen, dass
in den großen Wirtschaftsräumen beträchtliche Outputlü-
cken zu verzeichnen sind.

Bei der Abwägung der Alternativen ist zu konstatieren, dass
beide Wege, der Sparkurs genauso wie die von den »Aus-
teritätsgegnern« geforderten weiteren Konjunkturprogram-
me mit sehr hohen Risiken verbunden sind. Im Lichte der
Lage der Weltwirtschaft fällt es aber schwer, sich den Ar-
gumenten der Gegner fiskalischer »Austerität« zu verschlie-
ßen. Das bedeutet, dass die auf dem G-20-Gipfel beschlos-
sene Abkehr von Politiken der Nachfragestimulation nicht
befürwortet werden kann.

Implikationen für die deutsche Wirtschaftspolitik. Die
Implikationen für die deutsche Wirtschaftspolitik liegen
auf der Hand. Mag sich Deutschland angesichts der ge-
genwärtigen positiven Entwicklungen in Sicherheit füh-
len: Es ist wegen seiner Exportorientierung von Bewe-
gungen der Weltwirtschaft in besonderem Maße abhän-
gig. Deutschland darf aber nicht nur von Impulsen von
außen leben, sondern von Deutschland sollten selbst Bei-
träge zur Stabilisierung der Weltkonjunktur ausgehen. In
der gegenwärtigen Lage bedeutet dies auch, dass der
amerikanischen Forderung nach fiskalpolitischen Impul-
sen zuzustimmen ist.
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Das europäische Bauvolumen wird in
diesem Jahr zum dritten Mal in Folge
schrumpfen. Im bisherigen »Spitzen-
jahr« – 2007 – wurden europaweit fast
1,5 Bill. € investiert; in diesem Jahr dürf-
ten es etwa 1,26 Bill. € (jeweils in Prei-
sen von 2009) werden. Dies entspricht
einem Rückgang um gut 15%. Dabei
hat die Baubranche aber das Schlimms-
te schon hinter sich. Das Jahr 2009, in
dem ein Minus von fast 9% verkraftet
werden musste.

Wohnungsbau in Europa erreicht
2010 Talsohle

Den schärfsten Einbruch weist der Woh-
nungsbau auf. Die Einbußen für die Jah-
re 2008 bis 2010 werden insgesamt
mehr als ein Fünftel betragen (vgl.
Abb. 1). Insbesondere im Neubau wer-
den seit 2007 erheblich weniger Bau-
maßnahmen durchgeführt. 2010 dürf-
ten für den Bau neuer Wohngebäude
in den Euroconstruct-Ländern rund
40% weniger Mittel aufgewendet wer-
den als noch drei Jahre zuvor. Die Zahl
der in neuen Wohngebäuden fertigge-

stellten Wohnungen sollte im gleichen
Zeitraum um ca. 45% auf nur noch
1,46 Mill. Einheiten sinken. In diesem
Jahr dürfte allerdings auch hier der Tief-
punkt erreicht sein. 2011 wird der Woh-
nungsneubau voraussichtlich um gut
31/2% steigen. Insgesamt wird sich das
Wohnungsbauvolumen etwas erholen
und 2012 den Wert von 2009 wieder
übertreffen.

wird Deutschland das Zugpferd?
Ausgewählte Ergebnisse der Euroconstruct-Sommerkonferenz 2010

Erich Gluch und Ludwig Dorffmeister

Nur langsame Erholung im europäischen Wohnungsbau – 

Nach den Rückgängen des europäischen Bauvolumens in den Jahren 2008 und 2009 werden die Bau-

leistungen nach Einschätzung der 19 Euroconstruct-Institute1 voraussichtlich auch 2010 abnehmen.

Den Bauexperten zufolge dürften in diesem Jahr die Investitionen um rund 4% sinken. Insgesamt

werden die Baumaßnahmen in Europa 2010 damit nur noch einen Umfang von etwa 1,26 Bill. € (in

Preisen von 2009) erreichen. Im Boomjahr 2007 lag das Bauvolumen noch um rund 18% höher.

Aber auch in den kommenden beiden Jahren werden sich die Bauleistungen in Europa nur moderat

entwickeln. Verantwortlich hierfür ist in erster Linie der Nichtwohnhochbau, der bereits 2009 erheb-

lich zurückgefahren wurde und 2010 abermals merklich sinken dürfte. Die Wirtschaftskrise hat dazu

geführt, dass der Bedarf an neuen Gewerbebauten deutlich gesunken ist. Neben bereits geplanten

Neubauprojekten wurden häufig aber auch anstehende Sanierungen bzw. Modernisierungen verscho-

ben. In vielen Ländern ist die konjunkturelle Erholung aktuell nicht ausreichend, um die Firmen zu

deutlich mehr Investitionen zu veranlassen. 2011 und 2012 ist demzufolge allenfalls von einer leich-

ten Belebung im Nichtwohnhochbau auszugehen. 

Bereits 2008 – und vor allem 2009 – erlebte der europäische Wohnungsbau kräftige Einbußen. In die-

sem Jahr dürfte dieser Baubereich ebenfalls schrumpfen, wenn auch »nur« um rund 3%. 2011 und

2012 wird sich der Erholungsprozess mit Wachstumsraten von 21/2 bzw. 31/2% fortsetzen. Die Zahl

der Wohnungsfertigstellungen wird dieser Entwicklung nur mit einigem Abstand folgen: Die voraus-

sichtlich knapp 1,5 Mill. fertiggestellten Wohnungen in 2012 dürften nämlich nur unwesentlich über

dem Ergebnis dieses Jahres (1,46 Mill. Einheiten) liegen. Wesentliche Beiträge dürften dabei vor al-

lem von Deutschland und Spanien kommen.

1 Das europäische Forschungs- und Beratungsnetz-
werk »Euroconstruct« wurde 1975 gegründet. Ba-
sierend auf jahrelanger Erfahrung und Weiterent-
wicklung kooperieren in diesem Verbund Institute
mit spezifischem Know-how im Bau- und Immo-
biliensektor aus 15 westeuropäischen sowie vier
mittelosteuropäischen Ländern. Die zweimal pro
Jahr an wechselnden Orten in Europa veranstal-
teten Konferenzen bilden den Kern der Eurocon-
struct-Aktivitäten; außerdem werden in unregelmä-
ßigen Abständen Spezialstudien zu den länger-
fristigen Perspektiven und zu den Strukturverän-
derungen im europäischen Bausektor erstellt.
Das ifo Institut für Wirtschaftsforschung e.V. an der
Universität München ist Gründungsmitglied und
deutsches Partnerinstitut des Netzwerks. Die in
diesem Beitrag vorgestellten Analysen und Prog-
nosen basieren auf den 19 Länderberichten zur
69. Euroconstruct-Konferenz, die am 25. Juni
2010 in Dublin durchgeführt wurde. Die 70. Euro-
construct-Konferenz ist für den 3. Dezember 2010
in Budapest geplant. Interessenten können sich
wegen des Programms und der Anmeldeunterla-
gen im Internet informieren (www.ifo.de oder
www.euroconstruct.org) oder sich schon jetzt di-
rekt an das ifo Institut wenden.



Daten und Prognosen

Im Gegensatz zum Wohnungsbau dürfte das Tiefbauvolu-
men im Zeitraum 2006 bis 2012 weniger starken Schwan-
kungen unterworfen sein. In den Jahren 2007 bis 2009
wuchs der Tiefbau insgesamt um lediglich 3%; 2010 dürf-
te er um rund 11/2% schrumpfen. Dieser Rückgang ist der
erste seit dem Jahr 1996. Der stetige Ausbau der europäi-
schen Infrastrukturnetze und die zahlreichen Instandhal-
tungsmaßnahmen hatten eine 13 Jahre dauernde Aufwärts-
entwicklung zur Folge. Nach Überwindung der globalen Wirt-
schaftskrise und wieder etwas verbesserter Handlungsspiel-
räume der öffentlichen Hand dürften die Tiefbauinvestitio-
nen 2011 und 2012 wieder zunehmen. Allerdings wird die
Belebung hier deutlich schwächer ausfallen als im Woh-
nungsbau.

Insgesamt werden sich die Bauleistungen in Europa in den
kommenden beiden Jahren nur moderat entwickeln. Ver-
antwortlich hierfür ist in erster Linie der Nichtwohnhoch-
bau, der bereits 2009 erheblich zurückgefahren wurde und
2010 abermals merklich sinken dürfte. Auch für 2011 und
2012 ist derzeit von einer allenfalls leichten Belebung in die-
sem Teilbereich auszugehen. 

Aktuell wenig Bedarf für neue Gewerbebauten

2009 betrug der Anteil des Nichtwohnhochbaus an allen
europäischen Bauleistungen rund ein Drittel. Anders als
im Tiefbau, wo staatliche Investitionen etwa in Straßen,
Gleisanlagen oder Kraftwerke dominieren, geben im
Nichtwohnhochbau vorwiegend private Unternehmen Bü-
rohäuser, Lagerhallen oder Fabrikgebäude in Auftrag. Die
Wirtschaftskrise hat dazu geführt, dass der Bedarf an
neuen Gewerbebauten deutlich gesunken ist. Neben be-
reits geplanten Neubauprojekten wurden häufig aber auch
anstehende Sanierungen bzw. Modernisierungen ver-

schoben. In vielen Ländern ist die konjunk-
turelle Erholung aktuell nicht ausreichend,
um die Firmen zu deutlich mehr Investi-
tionen zu veranlassen. 2011 dürften die
europaweiten Bauaktivitäten im Nicht-
wohnhochbau daher erneut nicht ausge-
weitet werden. Dabei spielt auch eine Rol-
le, dass in den Aufschwungsjahren 2006
bis 2008 die Bauausgaben merklich ge-
stiegen sind. 2008 lagen in Investitionen in
diesem Teilbereich um fast 10% über dem
Wert von 2005. 

Die Zahl der realisierten Projekte nahm auf-
grund der guten Auftrags- und Gewinnsitua-
tion der Unternehmen sowie der günstigen
Finanzierungsbedingungen spürbar zu. So
wurden etwa alte Produktionsstätten häufi-
ger ersetzt oder erweitert. Projektentwickler
nahmen deutlich mehr Gewerbebauten wie

Einkaufszentren oder Logistikgebäude in Angriff. In Deutsch-
land erhöhten sich beispielsweise die Investitionen in Nicht-
wohngebäude in diesen drei Jahren um nahezu ein Fünftel,
in Großbritannien um rund 10%. Der Nichtwohnhochbau lei-
det demnach nicht nur unter der oft unbefriedigenden Ge-
schäftlage der Firmen, sondern ebenso unter dem aktuell
ausreichenden Angebot an Gewerbebauten.

Große Unterschiede zeigen sich, wenn man die Entwick-
lung in Spanien und Polen betrachtet. In Spanien wurde
der Neubau von Nichtwohngebäuden in den Jahren 1997
bis einschließlich 2007 ununterbrochen ausgeweitet. Das
Neubauvolumen wuchs in dieser Zeit aufgrund des kräf-
tigen wirtschaftlichen Aufschwungs um durchschnittlich
rund 31/2% jährlich auf 331/2 Mrd. € in 2007 (in Preisen
von 2009) und machte 2007 etwa zwei Drittel des ge-
samten spanischen Nichtwohnhochbaus aus. In diesem
Jahr wurde lediglich in Großbritannien und in Frankreich
mehr in neue gewerbliche bzw. öffentliche Gebäude in-
vestiert. 

Bereits kurz nach der Jahrtausendwende hatten die Neu-
bauaktivitäten in Spanien einen beachtlichen Umfang er-
reicht, so dass ab 2003 die realen Zuwächse nur noch we-
niger als 3% pro Jahr betrugen. In den Jahren 2006 und
2007 nahmen die spanischen Neubaumaßnahmen im Nicht-
wohnhochbau lediglich um insgesamt gut 4% zu, obwohl
beispielsweise die Produktion und der Auftragseingang im
verarbeitenden Gewerbe in diesem Zeitraum noch spürbar
wuchsen (vgl. Abb. 2). Allerdings verschlechterte sich die
Geschäftssituation im Einzelhandel und im »Dienstleistungs-
bereich ohne Handel« bis Ende 2007 merklich. Dies geht
aus den europaweiten Unternehmensbefragungen hervor,
die im Auftrag der Europäischen Kommission durchgeführt
werden.
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In Spanien bleibt der Neubau von Nichtwohn-
gebäuden bis 2012 äußerst schwach

Die konjunkturelle Abkühlung im Jahr 2008 und die sich
anschließende Rezession hatten erhebliche, negative
Auswirkungen auf den Nichtwohnhochbau. Während die
Bestandsmaßnahmen nur »moderat« nachgaben, brach
das Neubauvolumen 2008 und 2009 um insgesamt
knapp 30% ein. Das Vertrauen der Verbraucher trübte
sich stark ein; 2009 ging der private Konsum in Spa-
nien um rund 5% zurück. Darunter litt unter anderem
die inländische Produktion. Im ersten Halbjahr 2010 war
im verarbeitenden Gewerbe keine nennenswerte Ge-
schäftsbelebung auszumachen. Zwar kamen mehr Auf-
träge herein, die Produktion verharrt bislang aber auf
dem Niveau des Vorjahres. Die Stimmung im Einzelhan-
del ist aber lange nicht mehr so schlecht wie noch im
Jahr 2008. 

Insgesamt dürfte die wirtschaftliche Erholung
in Spanien allerdings deutlich langsamer ver-
laufen als in den meisten europäischen Län-
dern. So hat sich beispielsweise die Kapa-
zitätsauslastung im verarbeitenden Gewer-
be den Umfragewerten zufolge in den ersten
Quartalen 2010 nur geringfügig verbessert.
Bis 2012 wird der Bau neuer Nichtwohnge-
bäude voraussichtlich auf einem Niveau ver-
harren, das noch um fast 20% unter dem
Tiefstwert der letzten 20 Jahre (21,4 Mrd. €
in 1993) liegt. Da der Gebäudebestand – vor
allem aufgrund der umfangreichen Neubau-
aktivitäten der letzten Jahre – insgesamt in
einem relativ guten Zustand ist, dürften bis
2012 auch die Bestandsmaßnahmen
schwach bleiben.

In Polen ist die Situation völlig anders. Der
wirtschaftliche Aufholprozess ist hier noch
lange nicht so weit fortgeschritten wie in Spa-
nien. Die Zuwachsraten der Industrieproduk-
tion sind demzufolge noch wesentlich höher.
Das vergleichsweise niedrige Lohnniveau hat
eine deutlich größere Anziehungskraft auf po-
tentielle Investoren. Es überrascht daher
nicht, dass es Polen als einzigem Land in der
EU gelang – vor allem aufgrund seiner star-
ken Binnennachfrage – das Bruttoinlands-
produkt 2009 zu erhöhen. 

Trotzdem schrumpfte im vergangenen Jahr
die Produktion im verarbeitenden Gewerbe
(vgl. Abb. 3). Obwohl der Rückgang der Pro-
duktion bei weitem nicht so stark ausgeprägt
war wie in Spanien, sank die Kapazitätsaus-
lastung spürbar auf rund 72%. Zu dieser Ent-

wicklung dürfte wohl auch der umfangreiche Zubau neuer
Industriegebäude beigetragen haben. Zwar wurden die In-
vestitionen in neue Industriegebäude 2008 um rund 7% und
2009 um knapp 14% zurückgefahren. Im vorigen Jahr wur-
den damit aber immer noch fast 1,8 Mrd. € in neue Produk-
tionsanlagen investiert, wobei zudem das in Osteuropa deut-
lich niedrigere Baukostenniveau zu berücksichtigen ist.

Polnischer Nichtwohnhochbau setzt 2011 
rasantes Wachstum fort

In den Jahren 2006 bis 2008 wuchsen in Polen die Neubau-
maßnahmen im Nichtwohnhochbau erheblich stärker als die
Produktion im verarbeitenden Gewerbe. Dies ist unter an-
derem auch darauf zurückzuführen, dass ebenfalls massiv
in Büro- und Geschäftsgebäude investiert wurde. Auch die
Bestandsmaßnahmen legten spürbar zu. Mittelfristig dürfte

63.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  15/2010

27

50

60

70

80

90

100

110

120

130

140

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012
75

80

85

90

95

100

105

110

115

120

Entwicklung des Nichtwohnhochbaus in Spanien

Quelle: Eurostat; Euroconstruct.

verarbeitendes Gewerbe
 (Werte für 2010 auf Basis Jan.–Mai)

Index 2005 = 100

Auftragseingang
Produktion

Bestand
Neubau

Nichtwohnhochbau

Produktion und Auftragseingang im verarbeitenden Gewerbe

Abb. 2

-40

-30

-20

-10

0

10

20

30

68

70

72

74

76

78

80

82

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Einzelhandel
Konsumentenvertrauen

Klimaindikatoren und Kapazitätsauslastung

Quelle: EU Kommission.

Kapazitätsauslastung in %
Indikatorpunkte  (Werte für 2010: Jan.–Juli)

verarbeitendes Gewerbe
 (Werte für 2010: 1. bis 3. Quartal)

Geschäftsindikator
DL-Gewerbe ohne Handel 



Daten und Prognosen

die wirtschaftliche Schwächephase kaum Auswirkungen auf
die Bautätigkeit im Nichtwohnhochbau haben. In den nächs-
ten Jahren sollte das polnische Neubauvolumen, das ge-
genwärtig gut 70% aller Aktivitäten im Nichtwohnhochbau
ausmacht, wieder kräftig steigen. Aufgrund der Bestands-
maßnahmen, die noch ein kleines Plus aufwiesen, schrumpf-
te das gesamte Bauvolumen im Nichtwohnhochbau ledig-
lich 2009 – um rund 11/2%. 

Das erste Halbjahr 2010 hat gezeigt, dass die polnische Wirt-
schaft dabei ist, wieder Fahrt aufzunehmen. Dies lässt sich
etwa an den Eurostat-Daten für Produktion und Auftrags-
eingang im verarbeitenden Gewerbe ablesen. Aber auch der
durch Unternehmensumfragen ermittelte Geschäftindika-
tor für das »Dienstleistungsgewerbe ohne Handel« erreicht
schon wieder den Wert des Jahres 2005. Zudem darf die
anhaltende Verunsicherung unter den Konsumenten nicht
darüber hinwegtäuschen, dass der private Konsum zwi-
schen 2005 und 2009 ein stabiles Wachstum von jährlich

mindestens 2% aufwies. Auch für die nächs-
ten Jahre ist mit steigenden Konsumausga-
ben zu rechnen.

In Spanien markiert die Weltwirtschaftskrise
das vorläufige Ende eines viele Jahre dauern-
den Aufholprozesses, der unter anderem zu
einem massiven Ausbau des gewerblichen
Immobilienbestands, öffentlicher Infrastruk-
tureinrichtungen, aber auch des Wohnungs-
angebots geführt hat. Im Nichtwohnhochbau
ist der dringendste Bedarf fürs Erste gedeckt
und eine Erholung der Baunachfrage zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt nicht in Sicht. Die der-
zeitige Belebung der Weltwirtschaft wird nicht
ausreichen, um in Spanien die Nachfrage
nach öffentlichen und gewerblichen Hoch-
bauleistungen nachhaltig zu stimulieren. Hier-
für müssten auch einige Fehlentwicklungen
korrigiert werden, die in der zurückliegenden
wirtschaftlichen Blütephase nur unzureichend
in Angriff genommen worden sind. So müss-
te beispielsweise die Schattenwirtschaft, die
Experten mittlerweile auf ein Viertel des Brut-
toinlandsprodukts schätzen, deutlich einge-
dämmt werden. Darüber hinaus dürfte es we-
sentlich leichter fallen, die Staatsfinanzen zu
sanieren, wenn es gelingen würde, die Steu-
erehrlichkeit zu erhöhen. Daneben besteht
das Problem der dramatisch hohen Jugend-
arbeitslosigkeit. Aktuelle sind rund 40% der
Erwerbspersonen unter 25 Jahren ohne Ar-
beitsplatz. Die spanische Volkswirtschaft lei-
det also unter verschiedenen negativen Fak-
toren, die letztlich auch die Investitionsnei-
gung der Firmen dämpfen.

In Polen überwiegen dagegen immer noch die positiven Kräf-
te ganz eindeutig. Mit seinen fast 40 Mill. Einwohnern ist es
zudem nicht so stark von der Auslandsnachfrage abhängig
wie die kleineren osteuropäischen Staaten. Der Aufbau neu-
er bzw. der Ausbau bereits bestehender Wirtschaftsberei-
che wird dabei ebenso für eine kräftig steigende Baunach-
frage sorgen wie der Ausbau der Infrastrukturnetze. Der
Nichtwohnhochbau dürfte langfristig also nicht nur vom Bau
neuer Fertigungsstätten, Büros oder Lagerhallen profitieren,
sondern auch von der Errichtung neuer Autobahnraststät-
ten, Kraftwerks- oder Bahnhofsgebäude.

Europäischer Wohnungsneubau schrumpft 2010
zum vierten Mal in Folge

Der europäische Wohnungsbau erlebte 2008 und 2009
kräftige Einbußen. In diesem Jahr dürfte dieser Baube-
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reich ebenfalls schrumpfen, wenn auch »nur« um rund
3%. In den Jahren 2008 bis 2010 wird sich das Woh-
nungsbauvolumen daher um insgesamt 22% auf knapp
550 Mrd. € (in Preisen von 2009) verringern. Bei den Neu-
bauleistungen begann die Abwärtsbewegung bereits ein
Jahr früher. So flossen noch 2006 nahezu 360 Mrd. € in
neue Wohnhäuser. 2010 dürften es nur noch rund
207 Mrd. € (jeweils in Preisen von 2009) sein – was ei-
ner Abnahme um mehr als 42% in nur vier Jahren ent-
spricht. Dabei wird der Wohnungsneubau in Westeuro-
pa in den Jahren 2007 bis 2010 um fast 44% zurückge-
hen, die vier osteuropäischen Länder dürften in der Sum-
me voraussichtlich sogar einen Anstieg von knapp 12%
verzeichnen. 

In allen Ländern hat das günstige konjunkturelle Umfeld
sowie der enorme Anstieg der Energiepreise dazu ge-
führt, dass in den Jahren 2006 bis 2008 zunehmend in
die Renovierung und Modernisierung der bestehenden
Wohnbauten investiert wurde. Allerdings konnte dies
nicht verhindern, dass – vor allem aufgrund rückläufiger
Neubautätigkeit in Deutschland und Irland – das west-
europäische Wohnungsbauvolumen 2007 nur noch sta-
gnierte. In Westeuropa stellen die Bauleistungen an be-
stehenden Wohngebäuden schon seit Jahren ein stabi-
les Element dar. Die Aufwendungen hierfür »kletterten«
von rund 320 Mrd. € im Jahr 2000 auf rund 340 Mrd. €
(jeweils in Preisen von 2009) im vergangenen Jahr. (vgl.
Abb. 4). 

Der Neubau verhält sich dagegen dynamischer, da er viel
stärker auf Konjunkturauf- und -abschwünge reagiert. Für
die meisten privaten Haushalte bedeutet der Bau eines Hau-
ses oder der Erwerb einer Eigentumswohnung einen enor-
men finanziellen Kraftakt. In wirtschaftlich unsicheren Zei-
ten nehmen deshalb viele davon Abstand, während in Auf-
schwungsphasen steigende Löhne und gefühlte Arbeits-

platzsicherheit die Bereitschaft hierzu deutlich erhöhen. Da-
neben spielen für den Wohnungsneubau staatliche Förder-
programme, steuerliche Anreize oder Preisänderungen ei-
ne wichtige Rolle. 

Der westeuropäische Wohnungsneubau bewegte sich zwi-
schen 1999 und 2003 in einer Größenordnung von jährlich
um die 300 Mrd. € (in Preisen von 2009). Anfang der neun-
ziger Jahre erreichten die Neubauinvestitionen gerade ein-
mal rund 260 Mrd. € (in Preisen von 2009). In den Jahren
2004 bis 2006 stiegen die Ausgaben für Neubauten dann
jedoch deutlich an. 2006 wurde der Höchstwert von knapp
350 Mrd. € erzielt, 2007 sanken die Neubauleistungen dann
bereits auf nur noch rund 340 Mrd. € (jeweils in Preisen
von 2009). 

In Westeuropa klettert 2010 der Anteil der 
Bestandsmaßnahmen auf 63% des Wohnungs-
bauvolumens

Insbesondere die kräftigen Preisanstiege für Wohnimmobi-
lien führten in vielen westeuropäischen Ländern zu einer
merklichen Ausweitung der Neubauaktivitäten. Aber auch
die – bedingt durch den Beitritt zur Eurozone – erheblich ge-
sunkenen Zinsen für Hypothekenkredite veranlassten in zahl-
reichen Ländern die privaten Haushalte zum Bau bzw. Er-
werb von Wohneigentum. Im Verlauf der Jahre 2004 bis 2007
kam es schließlich in etlichen Ländern zu einer Überhitzung
des Wohnungsmarktes, da insbesondere die offensichtli-
chen Preissteigerungen auch spekulative Investoren auf den
Plan gerufen hatten. 

Die Banken gaben bereitwillig Kredite – ebenso wie die Käu-
fer auf weiter steigende Preise vertrauend. Zudem suchten
vor allem gut verdienende Engländer, Deutsche und Skan-
dinavier in Südeuropa nach einem Altersruhe- oder Zweit-

wohnsitz bzw. einer Ferienimmobilie. Finanz-
krise und Preisrückgänge ließen jedoch die
Bereitschaft zum Immobilienerwerb in eini-
gen Ländern plötzlich sinken. Die Kreditver-
gabe an Privatpersonen und Immobilienun-
ternehmen wurde deutlich restriktiver, der
Wohnungsleerstand nahm schnell deutlich
zu. Die Produktionseinbrüche führten
sprunghaft zu steigender Arbeitslosigkeit. Der
Traum vom Eigenheim rückte für viele in wei-
te Ferne, bei den Banken häuften sich die
Kreditausfälle. 

Das westeuropäische Neubauvolumen
brach völlig ein und dürfte in diesem Jahr
nicht einmal mehr 200 Mrd. € (in Preisen
von 2009) erreichen. Bis 2012 dürfte nur ei-
ne leichte Erholung erfolgen. Die Bestands-
maßnahmen sind von der Krise hingegen
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kaum betroffen. Aufgrund des schwächeren Neubaus steigt
ihr Anteil in Westeuropa sogar bis auf 63% in diesem Jahr.
2006 entfiel noch mehr als die Hälfte der Wohnungsbau-
leistungen auf den Neubau. 

In den vier osteuropäischen Ländern Polen, Slowakei,
Tschechien und Ungarn spielen die Bestandsmaßnahmen
eine sichtlich geringere Rolle als im Westen. Ihr Anteil liegt
seit 2000 nahezu konstant bei gut 30%, das absolute Vo-
lumen stieg jedoch stetig an (vgl. Abb. 5). In diesem Jahr
dürften rund 51/2 Mrd. € (in Preisen von 2009) in Umbau-
ten, Reparaturen Generalsanierungen und Modernisierun-
gen fließen. Um die Jahrtausendwende waren es noch
2 Mrd. € weniger. 

Ein jährlicher Neubau von 200 000 bis 250 000 Wohnun-
gen leistet nur einen geringen Beitrag, das Wohnungsan-
gebot rasch den gestiegenen Ansprüchen anzupassen. Die
meisten der fast 25 Mill. Wohneinheiten in den vier östli-
chen Euroconstruct-Mitgliedsländern müssen deshalb sa-
niert werden. Zwar wurden die Anstrengungen in den letz-
ten Jahren intensiviert, die Wünsche der Bevölkerung wür-
den jedoch ein höheres Tempo erfordern. Viele Gebäude
sind nämlich bereits so marode, dass Instandsetzungsmaß-
nahmen dringend erfolgen müssten. Dies hat auch damit zu
tun, dass nach dem Zusammenbruch der Ostblockstaaten
Millionen von staatseigenen Etagenwohnungen zu symbo-
lischen Preisen an die Bewohner verkauft wurden. Diese ver-
fügen allerdings häufig nicht über ausreichende Geldmittel,
um eine Generalsanierung durchzuführen.

Auch in Osteuropa Abkühlung des Neubau-
sektors

Im Gegensatz zu Westeuropa hat sich 2007 und 2008 der
Bau neuer Wohnungen in Osteuropa noch weiter beschleu-
nigt. Auch hier waren deutliche Preiserhöhungen zu beob-

achten, die Spekulanten anlockten und zu einer Intensivie-
rung des Neubaus führten. In einzelnen Ländern wurden die
Preise für neu erstellte Wohnungen unter anderem auch von
stark steigenden Baukosten getrieben. Die Preissprünge wa-
ren zum Teil dramatisch und überflügelten die allgemeine
Lohnentwicklung so weit, dass ein Großteil der Bevölkerung
von seinen Eigenheimplänen Abstand nehmen musste.
Selbst staatliche Zinsverbilligungsprogramme, wie sie bei-
spielsweise in Polen angeboten wurden, konnten eine Ab-
kühlung der Neunachfrage nicht verhindern. Letztlich ent-
schieden sich wieder mehr Haushalte dafür, ihr neues Häus-
chen in Eigenregie zu errichten. Dabei nahmen sie sogar ei-
ne erheblich längere Bauzeit in Kauf. 

Einige Jahre lang hatten sich Wohnungskäufer in den ost-
europäischen Ländern vergleichsweise günstige Fremdwäh-
rungskredite in Euro oder Franken »gesichert«. Im Zuge der
Finanz- und Wirtschaftkrise haben Abwertungen der heimi-
schen Währung nunmehr jedoch dazu geführt, dass zahl-
reiche Haushalte mit Zahlungsschwierigkeiten zu kämpfen
haben. Die Raten für die in Fremdwährungen aufgenom-
menen Hypothekenkredite haben sich nämlich – umgerech-
net in Forint oder Zloty – deutlich erhöht. Die Restschuld
hat sich ebenfalls merklich erhöht. 

Das Wirtschafts- und Konsumklima kühlte sich nicht nur in
West-, sondern auch in Osteuropa spürbar ab. Auch ha-
ben vielerorts Preiskorrekturen dazu beigetragen, dass sich
die Neubautätigkeit 2009 und 2010 merklich verringerte.
Insgesamt dürfte der Rückgang des Neubauvolumens in
diesen beiden Jahren rund 16% betragen. 2010 wird das
Neubauvolumen aber immer noch sichtlich über dem Ni-
veau des Jahres 2006 liegen. Denn der Bedarf an neuem
Wohnraum ist anhaltend hoch. Im Vergleich zum westeuro-
päischen Durchschnitt ist der Wohnungsbestand in einem
deutlich schlechteren Zustand. Zudem nimmt die Zahl der
Haushalte in den vier betrachteten osteuropäischen Län-
dern stetig zu. Die jährlichen Fertigstellungszahlen machen

– bezogen auf den Wohnungsbestand – le-
diglich rund 1% aus. Die Bauexperten rech-
nen deshalb damit, dass sich der Neubau
2011 kräftig beleben und 2012 fast zweistel-
lig wachsen wird.

2010 in Irland so gut wie kein
Geschosswohnungsbau mehr

2012 dürfte das Neubauvolumen in den vier
osteuropäischen Mitgliedländern mit knapp
13 Mrd. € (in Preisen von 2009) fast wieder
das Niveau des bisherigen Spitzenjahres –
2008 – erreichen. Dann sollten nahezu
256 000 Wohnungen in neuen Wohngebäu-
den fertiggestellt werden – geringfügig we-
niger also noch 2008 (vgl. Tab. 1). In West-
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europa ist hingegen nur eine Stabilisierung auf niedrigem
Niveau bzw. eine leichte Belebung zu erwarten. 2012 wer-
den voraussichtlich fast 1 Mill. Wohneinheiten weniger er-
stellt als 2008. In vier Jahren würde dann der Rückgang
knapp 43% erreichen, wobei allein auf das Krisenjahr 2009
ein »Verlust« von rund einer halben Million Wohnungen ent-
fallen würde. 

Im Osten weist Polen durchgängig den umfangreichsten
Neubau von Wohnungen auf. Für Spanien trifft dies nur bis
einschließlich 2009 zu. Hier wurde in der Boomphase 2003
bis 2007 vor allem die Erstellung von Geschosswohnun-
gen erheblich ausgeweitet. 2010 dürften insgesamt ledig-
lich noch 100 000 neue Wohneinheiten fertiggestellt wer-
den. Das sind weniger als ein Drittel des für Frankreich und
gut die Hälfte des für Italien prognostizierten Wertes. 

Auch in Irland brach der Wohnungsneubau dramatisch ein.
Getreu der britischen »My home is my castle«-Mentalität
wurde hier aber vorwiegend in Eigenheime investiert. So fand
der Bauboom hier – anders als in Kontinentaleuropa – vor
allem im Ein- und Zweifamilienhaussegment statt. Diese Be-
sonderheit konnte allerdings nicht verhindern, dass sowohl
der Geschosswohnungs- als auch der Eigenheimbau mitt-
lerweile drastisch geschrumpft sind. Die Errichtung von Ge-
schosswohnungen dürfte 2010 sogar nahezu vollständig

zum Erliegen kommen. Es wird damit gerechnet, dass in die-
sem Jahr lediglich noch rund 1 000 Wohnungen in neuen
Mehrfamiliengebäuden fertiggestellt werden.

Bis 2012 nur drei Länder mit positiver 
Entwicklung im Wohnungsbau

Vergleicht man die für 2012 prognostizierten Wohnungsfer-
tigstellungen mit den Daten des Jahres 2008, so zeigt sich
lediglich für die Länder Deutschland, Schweiz und Polen
eine positive Entwicklung. Auch sonst weisen diese drei Län-
der einige Gemeinsamkeiten auf. So sind sie alle drei wirt-
schaftlich vergleichsweise robust. Darüber hinaus war auf
den Wohnimmobilienmärkten in Deutschland und der
Schweiz keine Preisrallye zu beobachten, die die Wohnungs-
nachfrage zusätzlich angefacht hätte. 

Gegenüber 2008 wird für die deutsche Neubautätigkeit der
größte Zuwachs erwartet. Die Fertigstellungen sollten hier
um rund 20% zulegen. Dabei gilt zu beachten, dass der
Wohnungsneubau in Deutschland über viele Jahre hinweg
schrumpfte. Schließlich gab es zunächst eine umfangrei-
che Neubautätigkeit im Gefolge des Wiedervereinigungs-
booms sowie anschließend eine Stimulierung durch die Ein-
führung der Eigenheimzulage, die ebenfalls umfangreiche
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Tab. 1 

Wohnungsfertigstellungen
a)
 in Europa nach Ländern 2008 bis 2012 

  in 1 000 Wohneinheiten Veränderung in % 

  2008 2009 2010 2011 2012 2012/2008 

Belgien 52,5 46,9 41,5 42,6 38,2 – 27,2 

Dänemark 26,0 17,0 10,0 11,0 12,0 – 53,8 

Deutschland 152,3 136,5 157,0 166,0 183,0 20,2 

Finnland 30,5 22,2 24,0 28,0 27,5 –   9,8 

Frankreich 423,0 357,0 320,0 335,0 325,0 – 23,2 

Großbritannien 168,0 139,0 145,0 131,0 133,0 – 20,8 

Irland 51,3 18,0 7,5 7,5 8,0 – 84,4 

Italien 278,2 244,3 190,3 159,0 159,6 – 42,6 

Niederlande 78,9 83,0 62,0 63,5 64,5 – 18,3 

Norwegen 28,6 21,7 20,0 22,0 27,0 –   5,6 

Österreich 46,6 45,4 43,2 42,0 41,7 – 10.6 

Portugal 56,8 50,1 36,5 22,1 19,3 – 66,0 

Schweden 35,3 22,6 18,5 23,1 28,2 – 20,1 

Schweiz 44,2 43,5 44,5 46,6 48,9 10,6 

Spanien 692,0 414,0 100,0 115,0 120,0 – 82,7 

Westeuropa (EC-15) 2 164,3 1 661,2 1 219,9 1 214,3 1 235,9 – 42,9 

Polen 165,2 160,0 170,0 175,0 175,0 5,9 

Slowakei 17,2 18,8 15,3 15,8 16,2 –   5,7 

Tschechien 38,4 35,5 31,0 29,1 31,6 – 17,7 

Ungarn 36,1 32,0 25,0 27,0 33,0 –   8,6 

Osteuropa (EC-4) 256,9 246,3 241,3 246,9 255,8 –   0,4 

Insgesamt 2 421,1 1 907,5 1 461,2 1 461,2 1 491,7 – 38,4 
a) Fertiggestellte Wohnungen in neu errichteten Wohngebäuden (Ein-, Zwei- sowie Mehrfamiliengebäude). 

Quelle: Euroconstruct. 
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Vorzieheffekte induzierte. Im Anschluss dar-
an dämpfte dann auch die kontinuierliche
Rückführung verschiedener staatlicher För-
derungen einschließlich verschlechterter
steuerlicher Gestaltungsmöglichkeiten. Nicht
ohne Wirkung auf den Neubau dürften mitt-
lerweile auch die strengen Energievorschrif-
ten sein. 

Wurden 1997 noch rund eine halbe Million
Wohnungen neu errichtet, waren es vergan-
genes Jahr nicht einmal mehr 140 000 Ein-
heiten. Auch die moderaten Lohnsteigerun-
gen sowie die zunehmende Unsicherheit be-
züglich des Arbeitsplatzes dürften dazu bei-
getragen haben, dass die Baunachfrage na-
hezu kontinuierlich sank. Auch wenn die Ge-
nehmigungszahlen mittlerweile anscheinend
die Talsohle verlassen haben und die im ifo Konjunkturtest
befragten Wohnungsbaufirmen von einer erheblich verbes-
serten Geschäftslage berichten, so kann bislang bei wei-
tem nicht von einer »kräftigen« Belebung gesprochen wer-
den. Auch 2012 dürfte die Fertigstellungszahl für Deutsch-
land die Marke von 200 000 Wohnungen noch merklich
unterschreiten. 

Deutsche Fertigstellungsquote steigt in diesem
Jahr, … 

Mittelfristig wird die Fertigstellungsquote pro Kopf in Deutsch-
land demnach niedrig bleiben. 2012 dürften etwa 2,2 Woh-
nungen je 1 000 Einwohner neu errichtet werden. Dieser
Wert liegt deutlich unter dem europäischen Durchschnitt von
3,2 Wohneinheiten. Die leicht positive Entwicklung in
Deutschland sowie weitere Rückgänge in einigen anderen
Ländern werden 2010 zu einer »Wachablösung« führen.
Nach drei Jahren, in denen Deutschland die rote Laterne
innehatte, geht diese nun an Irland über: Dort werden in die-
sem Jahr voraussichtlich nur noch 1,7 Wohnungen je
1 000 Einwohner fertiggestellt (vgl. Abb. 6). Nur drei Jahre
zuvor – 2007 – war Irland noch der Spitzenreiter in Europa
mit einer Fertigstellungsquote von 18 Wohneinheiten pro
1 000 Einwohner. 

… damit ist Deutschland nicht mehr euro-
päisches Schlusslicht

Den vorletzten Platz wird voraussichtlich Dänemark ein-
nehmen, wo 2010 nur noch rund 10 000 neue Wohnun-
gen auf den Markt kommen dürften. 2007 stellte man noch
mehr als 30 000 Einheiten fertig. Auch hier führten güns-
tige Zinsen, eine äußerst geringe Arbeitslosigkeit und
schließlich auch Preissteigerungen zu einer stark anzie-

henden Baunachfrage. Daneben stimulierten auch »mo-
derne« Finanzinnovationen, bei denen die Kreditnehmer
in den ersten Jahren nur geringe Zinsbelastungen zu tra-
gen hatten. Inzwischen haben sich die Vorzeichen jedoch
geändert. Die Preise für Wohnimmobilien waren in Däne-
mark – nach Angaben der Europäischen Zentralbank –
2008 und 2009 rückläufig. Überdies schlug die Wirt-
schaftskrise voll auf den Arbeitsmarkt durch. Der deut-
lich verringerte Kündigungsschutz und das sehr effizien-
te Vermittlungssystem reduzierten zwar im Vorfeld der Kri-
se die Arbeitslosigkeit so stark, dass nahezu von Vollbe-
schäftigung gesprochen werden konnte. Auf die merk-
lich verschlechterte Auftragslage reagierten die Firmen
dann aber mit einer Entlassungswelle. 

Der private Konsum schrumpfte 2009 deshalb auch um
gut 41/2%; im westeuropäischen Durchschnitt gaben die
Konsumausgaben nur um etwa 11/2% nach. Die gesam-
te Baunachfrage hat sich deutlich abgekühlt. Speziell der
Markt für Wohnimmobilien dürfte einige Zeit brauchen,
um die vorangegangene Überproduktion aufzunehmen.
Mit einer Quote von 1,9 Wohnungsfertigstellungen je
1 000 Einwohner wird Deutschland im laufenden Jahr
demnach auch an Dänemark vorbeiziehen, das 2010 nur
noch auf 1,8 Fertigstellungen je 1 000 Einwohner kom-
men dürfte. 

Die meisten Wohnungen werden derzeit – bezogen auf
die Bevölkerung – in der Schweiz, Österreich und Frank-
reich errichtet. Quoten von rund fünf Wohnungen je
1 000 Einwohner stellen allerdings keine übermäßig ho-
he Neubautätigkeit dar. Der Neubau erfüllt nämlich meh-
rere wichtige Funktionen. Einerseits schafft der Zubau
den notwendigen, zusätzlichen Wohnraum für eine stei-
gende Zahl von Haushalten. Andererseits verhindert der
Neubau von Gebäuden eine Überalterung des Wohnungs-
bestands. Die Bedürfnisse der Bevölkerung haben sich
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zudem im Laufe der letzten Jahrzehnte stark gewandelt.
So werden beispielsweise Großfamilien immer seltener
und der durchschnittliche Wohnflächenverbrauch pro Per-
son nimmt stetig zu. 

Erhöhte Ansprüche in Ostdeutschland

Daneben haben sich die Ansprüche deutlich erhöht. Dies
betrifft nicht nur die Ausstattung der Gebäude, sondern vor
allem die spezifischen Energieverbrauchseigenschaften.
Auch der Bedarf an behinderten- oder altersgerechten Woh-
nungen wird im Zuge der fortschreitenden Überalterung
der Gesellschaften enorm wachsen. Da umfangreiche Um-
bauarbeiten im Bestand jedoch häufig nicht wirtschaftlich
sind, bleibt in vielen Fällen nur ein Neubau, um das Wohn-
angebot – mit den vom Markt geforderten Qualitäten – auf-
recht zu erhalten. 

Neubautätigkeiten sind darüber hinaus immer auch da von-
nöten, wo – im Allgemeinen – aus wirtschaftlichen Gründen
eine umfangreiche Binnenwanderung stattfindet. So führt
beispielsweise die Verlagerung oder Neugründung der Pro-
duktionsstätte eines großen Unternehmens, zusammen mit
der Ansiedlung zahlreicher Zulieferer, zur Schaffung vieler
Arbeitsplätze. Für diese müssen in der Region Wohnun-
gen zur Verfügung stehen. Gleichzeitig sinkt die Nachfrage
nach Wohnungen in den Regionen, aus denen die Beschäf-
tigten weggezogen sind. Die Auswirkungen auf die Wohn-
raumnachfrage in einzelnen Regionen können somit sehr
groß sein.

Im Osten mehr Fertigstellungen pro Kopf 
als im Westen

Ein Spitzenwert der Fertigstellungsquoten von aktuell
5,6 Wohnungen je 1 000 Einwohner, wie er 2010 für die
Schweiz vorhergesagt wird, liegt also durchaus in einem
nicht überzogenen Rahmen. 2009 war noch Spanien der
Spitzenreiter. Damals wurden dort neun Wohneinheiten
pro 1 000 Einwohnern neu errichtet. Auch der Durch-
schnittswert für alle 19 Euroconstruct-Länder hat sich
merklich verringert. 2007 wurde noch eine Quote von fast
sechs Wohnungen je 1 000 Einwohner erreicht. In die-
sem Jahr dürfte dieser Durchschnittswert dagegen bei
etwa 3,2 Wohneinheiten je 1 000 Einwohner liegen. In
Westeuropa wird die Fertigstellungsquote vermutlich
3,1 und in Osteuropa 3,8 Wohnungen je 1 000 Einwoh-
ner erreichen.

Der Einbruch im spanischen Wohnungsbau wird verein-
zelt bereits mit der desolaten Situation in Deutschland
verglichen. Hierzulande wurde im vergangenen Jahr mit
der Fertigstellung von nur noch 136 518 Wohnungen in

neuen Wohngebäuden der niedrigste Wert seit mehr als
50 Jahren verzeichnet. Es wird dann die Frage gestellt,
ob in Spanien, nach dem Ende des Wohnungsbaubooms,
nun ebenfalls viele Jahre mit schwacher – oder gar wei-
ter rückläufiger – Wohnungsnachfrage gerechnet werden
muss. 

Langfristanalyse für Deutschland und Spanien

Um diese Frage zu beantworten, ist es vorteilhaft, die Ent-
wicklung in diesen beiden Ländern über einen längeren Zeit-
raum hinweg zu analysieren. So belebte sich die Wohnungs-
bautätigkeit in Deutschland in der ersten Hälfte der neunzi-
ger Jahre merklich – nachdem es in Westdeutschland nur
wenige Jahre zuvor noch so aussah, als würde der Woh-
nungsbau spürbar an Bedeutung verlieren. 1987 und 1988
rutschte die Zahl der Wohnungsfertigstellungen nämlich un-
ter die Marke von 200 000. Die damals aktuellen Bevölke-
rungsprognosen zeigten Deutschland als »aussterbende«
Nation. Wer wollte da noch in Wohnungen investieren? Und
im damaligen Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau wurden Pläne diskutiert, die gesam-
te Bauförderung einschließlich des sozialen Wohnungsbaus
einzustellen.

Mit der Wiedervereinigung wurden die Weichen jedoch neu
gestellt. Um die Wohnungsversorgung in Ostdeutschland
zu verbessern, musste möglichst rasch der Wohnungs-
neubau stimuliert werden. Dies erfolgte durch das Förder-
gebietsgesetz, wonach bereits im Jahr der Fertigstellung
bis zu 50% der Herstellungskosten steuerlich geltend ge-
macht werden konnten. Aber auch in Westdeutschland
gab es bis Ende 1995 vortreffliche steuerliche Gestaltungs-
möglichkeiten. So konnten bei der Erstellung von Wohn-
gebäuden bereits in den ersten zehn Jahren 58% der Her-
stellungskosten als AfA geltend gemacht werden. Die Kon-
ditionen waren demnach nur geringfügig schlechter als
für Wohnungsbauinvestitionen in Ostdeutschland (60% AfA
in zehn Jahren). 

Nach dieser intensiven Steuer-induzierten Förderung hätte
sich die Wohnungsnachfrage eigentlich bereits spürbar ab-
kühlen müssen. Die für die Wohnungsnachfrage besonders
wichtige Altersgruppe der 25- bis 35-Jährigen schrumpfte
nämlich in weniger als zehn Jahren um fast 40%. Durch die
Einführung der Eigenheimzulage ab 1996 kam es jedoch
noch einmal zu einem Nachfrageschub, der allerdings nach
rund drei Jahren verpuffte (vgl. Abb. 7). 

Kräftig steigende Immobilienpreise in Spanien

Schon der merkliche Anstieg der Wohnungsneubautätigkeit
im Verlauf der neunziger Jahre wurde in Spanien in erster
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Linie von steigenden Immobilienpreisen getragen. Es gab
zur selben Zeit zwar auch in Deutschland Preisanhebun-
gen bei neu errichteten Wohngebäuden. Die Verteuerung
konzentrierte sich allerdings im Wesentlichen auf Objekte
in Ostdeutschland, die westdeutschen Investoren mit Spit-
zensteuersätzen angeboten wurden. Diese Ausreißer pass-
ten sich aber relativ bald dem allgemeinen Immobilienpreis-
niveau an. 

In Spanien stiegen demgegenüber die Preise für Wohn-
immobilien in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre um
durchschnittlich 5% p.a., ab 2001 sogar zweistellig. Hier
dürfte spätestens ab der Einführung des Euro im Jahr 2002
ein »Dreiklang« für eine atemberaubende Entwicklung ge-
sorgt haben. Seit der Mitte der neunziger Jahre näherten
sich die Zinssätze der späteren Euroländer an, wobei vor
allem in den südeuropäischen Ländern die Zinsen spür-
bar sanken. Die Finanzierungskonditionen waren somit
plötzlich in Spanien für viele potentielle Investoren unvor-
stellbar günstig. 

Dadurch wurde auch die Wohnungsnachfra-
ge kräftig stimuliert, was konsequenterwei-
se bald zu noch größeren Preissteigerun-
gen an den Immobilienmärkten führte. Bei
Zinsen in der Größenordnung von lediglich
4% und zweistellig kletternden Immobilien-
preisen musste weitere Nachfrage entste-
hen. Das Zusammenspiel von niedrigen Zin-
sen sowie steigenden Preisen und zuneh-
mender Nachfrage konnte sich viele Jahre
fortsetzen. Allein in den fünf Jahren 2001
bis 2005 verdoppelten sich die Preise für
Wohnimmobilien, die Zahl der Wohnungs-
fertigstellung stieg von rund einer halben Mil-
lion auf knapp 700 000 Einheiten (vgl.
Abb. 8). Im Jahr 2007 wurde mit rund
800 000 Fertigstellungen der Spitzenwert er-

reicht, kurz darauf – im Frühjahr 2008 – mar-
kierten die Preise ihren Gipfelpunkt. Nach
den Daten der Europäischen Zentralbank
waren damals die Preise für neue Wohnun-
gen 126% höher als sieben Jahre zuvor.

Schrumpfende Bevölkerung in
Deutschland seit 2003

Ostdeutschland weist schon seit Beginn der
neunziger Jahre einen Bevölkerungsrück-
gang auf. In Westdeutschland waren dage-
gen in den Jahren 1989 bis 1992 umfang-
reiche Zuzüge zu registrieren. So stieg die
Bevölkerungszahl in Westdeutschland allein
in diesen vier Jahren vor allem durch Zuzü-
ge aus Ostdeutschland sowie osteuropäi-

schen Ländern um 3,6 Millionen an. In Deutschland insge-
samt wuchs die Bevölkerung in den Jahren 1993 bis 2002
noch um durchschnittlich 0,2% pro Jahr. Seit 2003 nimmt
die Bevölkerung sogar ab.

Auch in Spanien war die Bevölkerungsentwicklung zunächst
eher verhalten. So nahm die Einwohnerzahl im Verlauf der
neunziger Jahre lediglich um gut 100 000 Personen pro Jahr
zu, was einem Zuwachs von rund 0,3% entsprach. Im da-
rauf folgenden Jahrzehnt avancierte Spanien jedoch zum
Land mit der höchsten Bevölkerungszunahme in Europa:
In der Zehnjahresoperiode 2000 bis 2009 kletterte die Zahl
der Bevölkerung jährlich um im Durchschnitt 640 000 Per-
sonen. Dies entspricht einer durchschnittlichen Zunahme
um rund 11/2% pro Jahr. 

Dass eine Ausweitung der Wohnungsbautätigkeit stark vom
Bevölkerungszuwachs getragen wird bzw. wurde lässt sich
recht gut an der Struktur der erstellten Wohngebäude ab-
lesen. So dominierten in Deutschland lediglich bis 1997 die
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Wohnungsfertigstellungen in Mehrfamiliengebäuden. In Spa-
nien ist der Geschoßwohnungsbau demgegenüber in allen
Jahren des Untersuchungszeitraums mindestens doppelt
so groß wie der Ein- und Zweifamilienhausbau. In Zahlen
ausgedrückt heißt das: In Deutschland wurden in der 18-
Jahres-Periode bis 2009 im Durchschnitt rund 325 000 Woh-
nungen pro Jahr fertig gestellt. Davon entfielen gut 53%
auf Wohnungen in Ein- und Zweifamiliengebäuden. 

In Spanien dominiert der Geschoßwohnungsbau

Von den fast 500 000 Wohnungen, die im selben Zeit-
raum pro Jahr in Spanien gebaut wurden, entfielen dage-
gen nur rund halb so viele in Ein- und Zweifamilienhäu-
sern (27%). Der Wohnungsneubau wurde – und wird – in
Spanien also eindeutig vom Geschoßwohnungsbau domi-
niert. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass der größ-
te Teil der Wohnungen, der in den letzten Jahren für den
Tourismus oder als Ferienwohnung/Zweitwohnung für
Nicht-Spanier errichtet wurden, in den Bereich des Ge-
schoßwohnungsbaus fällt.

Bezieht man die Zahl der Wohnungsfertigstellungen auf die
jeweilige Zahl der Einwohner, dann zeigt sich, dass es in
Deutschland selbst in der kräftigsten Phase der Wohnungs-
bautätigkeit im Gefolge der Wiedervereinigung so gut wie
keinen »Boom« gegeben hat – zumindest wenn man die Ent-
wicklung in Spanien gegenüberstellt. So wurden in Deutsch-
land selbst in den Jahren 1994 bis 1997 nur rund sechs
Wohnungen je 1 000 Einwohner fertig gestellt (vgl. Abb. 9).
Diese Werte wurden in Spanien selbst in den Jahren mit
noch moderater Neubautätigkeit – in der ersten Hälfte der
neunziger Jahre – übertroffen. 

Während in den 18 Euroconstruct-Ländern ohne Spanien
bis 2000 jährlich nahezu konstant rund vier Wohnungen

pro 1 000 Einwohner gebaut wurden, kletterte der Wert für
Spanien bereits auf das Dreifache. Im daran anschließen-
den Superboom mit in der Spitze 800 000 Fertigstellungen
im Jahr 2007 wurden 18 Wohnungen je 1 000 Einwohner
fertig gestellt. Ab der Mitte des Jahrzehnts belebte sich die
Wohnungsneubautätigkeit auch in einigen anderen europäi-
schen Ländern nicht unerheblich, z.B. in Irland, Polen, Frank-
reich oder dem Vereinigten Königreich. Der Durchschnitts-
wert für die 18 Euroconstruct-Länder ohne Spanien stieg
dadurch 2006 erstmals deutlich über die Marke von vier Fer-
tigstellungen je 1 000 Einwohner. 

Die Entwicklung des Wohnungsneubaus in Deutschland und
Spanien weist somit im Vergleich der letzten knapp 20 Jah-
re kaum Gemeinsamkeiten auf. Der kleine »Boom« in
Deutschland zu Beginn der neunziger Jahre war im Wesent-
lichen erfreulichen Vorgaben im Steuerrecht geschuldet. Als
diese Effekte verschwanden – und schließlich auch noch die
altersmäßig wichtigste Nachfragergruppe schrumpfte –
konnte der schleichende Rückgang beim Bau neuer Woh-
nungen nicht mehr aufgehalten werden.

Eine Million leer stehender Wohnungen 
in Spanien

In Spanien erhöhte sich in 18 Jahren die Bevölkerung um
rund sieben Millionen Einwohner. Dies entspricht einem An-
stieg von etwa 18%. Allein aus diesem Grund war eine kräf-
tige Neubautätigkeit absolut notwendig. Zu der Zuspitzung
der Nachfrage führten allerdings letztlich die traumhaften
Finanzierungskonditionen, die das Doppelpass-Spiel von
steigender Nachfrage und Preisen ermöglichten. Das Spiel
funktionierte so gut – und so lange – dass am Ende nicht
nur die Preise »in den Himmel« wuchsen sondern auch
über eine Million leer stehender Wohnungen auf dem Markt
waren. Die hohe Wohnungsbautätigkeit konnte nicht lang-

sam zurückgefahren werden sondern ver-
fiel innerhalb von wenigen Monaten. In die-
sem Jahr werden in Spanien voraussicht-
lich nur noch 100 000 Wohnungen fertig ge-
stellt; dies entspricht rund einem Achtel des
Wertes von 2007.

Was die zukünftige Entwicklung betrifft, so
dürfte diese mittelfristig sowohl für Deutsch-
land als auch für Spanien nicht ungünstig
ausfallen. In Deutschland kann auch weiter-
hin mit keiner echten Hilfestellung von Sei-
ten des Staates gerechnet werden. Positiv
ist allerdings zu werten, dass der kräftige
Rückgang bei den 25- bis 35-Jährigen mitt-
lerweile abgeschlossen ist – und damit nicht
weiter bremsend auf die Wohnungsnach-
frage wirkt. Durch die schwache Neubau-
tätigkeit über viele Jahre hinweg existiert in
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einigen wachstumsstarken Regionen sogar bereits Woh-
nungsmangel.

In Spanien wird es zwar einige Jahre dauern, bis das Gros
der Leerstände abgebaut ist – und sich auch die Preise
wieder normalisiert haben. Sollte allerdings das kräftige Be-
völkerungswachstum anhalten – Experten gehen von einer
Erhöhung um im Durchschnitt 200 000 bis 250 000 Perso-
nen pro Jahr aus, d.h. einem Anstieg um rund 1/2% pro
Jahr – dann sollte bereits in wenigen Jahren das derzeitige
Fertigstellungsniveau wieder deutlich übertroffen werden. Ei-
ne lang anhaltende Schwächephase wie in Deutschland dürf-
te es somit in Spanien nicht geben.
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Die Daten des ifo Konjunkturtests zei-
gen deutlich, wie die Erwartungen der
Branche aufgrund der positiven Erfah-
rungen und Entwicklungen von 2006,
dem Jahr der Fußball-Weltmeister-
schaft im eigenen Land, von den Hoff-
nungen auf das Ereignis Fußball-Welt-
meisterschaft 2010 in Südafrika ge-
prägt worden sind (vgl. Abb. 1). Damals
kamen allerdings noch weitere Impulse
durch die vielen ausländischen Gäste
und deren zusätzlichen Konsum in
Deutschland hinzu. Schönes Wetter,
perfekte Tore und ein gepflegtes Bier
bilden den Harmonie-Dreiklang, von
dem die Brauindustrie respektive das
Brauereigewerbe träumen. Das vom
Deutschen Brauerbund (DBB) erhoffte
und sehnlich erwünschte »Sommer-
märchen 2010« ist nach bisher vorlie-
genden Informationen also Wirklichkeit
geworden. Die Branche meldet für Ju-
ni1 und Juli 2010 beträchtliche zusätz-
liche Absatzmengen, vergleichbar mit
Absatzschwerpunkten bzw. Spitzenab-
sätzen wie zu Silvester oder Ostern.2

Die Produktions- und Nachfragespitze
zu Ostern 2009 mit einem ungewöhn-
lich warmen und schönen Aprilwetter
sticht in Abbildung 1 direkt ins Auge.
Im Juni 2010 berichtet nun Krombacher
beispielsweise, dass das beste Ergeb-
nis in der Geschichte der Brauerei er-
zielt wurde. Die euphorische Stimmung
im Lande hat dazu beigetragen, den
heimischen Bierkonsum spürbar anzu-
kurbeln (vgl. Allgemeine Hotel- und
Gastronomiezeitung, AHGZ, 2010).
Viele Brauereien mussten Sonder-
schichten fahren. Allerdings sind sich
die deutschen Brauer darüber im Kla-
ren: Den generellen Trend in Deutsch-

land eines seit mehr als 20 Jahren sin-
kenden Pro-Kopf-Bierverbrauchs kann
dauerhaft auch die Kraft des Fußballs
nicht drehen (vgl. Tab. 1). 

Nach den Ergebnissen des ifo Konjunk-
turtests machte der gesamte Getränke-
bereich im Juli 2010 in Deutschland – wet-
terbedingt – einen außergewöhnlich gro-
ßen Produktions- und Absatzsprung. 

In den außerordentlich kühlen Monaten
April und Mai 2010 war demgegenüber
der Bierdurst in Deutschland quasi »ein-
gefroren«. Von Januar bis Mai 2010 lag
der Bierabsatz mit 38,713 Mill. hl um
2,7% unter dem Niveau des entspre-
chenden Vorjahreszeitraumes (2009:

Temporär in der Gunst des heißen Sommerwetters und der Begeisterung in
Deutschland für die Fußball-Weltmeisterschaft

Matthias Balz

Branchen im Blickpunkt: Das Brauereigewerbe

Nachdem für den Mai 2010 noch gemeldet wurde, dass der Bierabsatz in Deutschland auf den nied-

rigsten Maiwert seit 1993 gesunken sei (vgl. Statistisches Bundesamt 2010a), konnte das Braue-

reigewerbe in den Folgemonaten aufatmen. Die Begeisterung und Freude in Deutschland über die

Spiele sowie den Verlauf der Fußball-Weltmeisterschaft in Südafrika und der außergewöhnlich

heiße Sommer in der Heimat sorgten für ein Hoch beim Bierabsatz in Deutschland. 
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1 Vgl. Statistisches Bundesamt (2010b): Juni 2010
+ 7,8% gegenüber Juni 2009 

2 Vgl. z.B. Warsteiner Gruppe (2010); Lebensmittel-
zeitung (2010b); Handelsblatt (2010); Die Welt
(2010).
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39,806 Mill. hl).3 Bei den Biermixgetränken fiel der Ab-
satzrückgang in den ersten fünf Monaten 2010 mit – 11,3%
noch wesentlich deutlicher aus (2010: 1,45 Mill. hl gegen-
über 2009: 1,64 Mill. hl). Auch bei den Biermischungen
stand im Juni 2010 ein deutliches Plus. Im Halbjahreser-
gebnis ergab sich so gegenüber dem ersten Halbjahr 2009
nur noch ein Minus von 4,3%. Dabei konnte der Bierex-
port in andere EU- (an vorderster Stelle Italien) sowie Dritt-
länder (auf dem ersten Platz hier die USA) sogar noch zu-
legen4; regelrecht eingebrochen im April und Mai war hin-
gegen der inländische Bierkonsum. Bereits 2009 muss-
ten die deutschen Brauereien ein Absatzminus von 2,8%
im Vergleich zu 2008 hinnehmen.5 Sogar weltweit ging
die Biererzeugung im vergangenen Jahr 2009 marginal zu-
rück, sie stagnierte knapp.

Deutschland verfügt traditionell über eine beispiellose
Vielfalt an Bieren. So zählt der Deutsche Brauer-Bund
(DBB, 2010) insgesamt rund 5 000 Biere auf, gebraut in
1 327 Braustätten (Stand: 2010), die zu etwas mehr als
900 Unternehmen gehören (nach Statistischem Bundes-
amt, Umsatzsteuerstatistik). Regionale Vielfalt bei hei-
matlicher Verwurzelung und ein breiter Mix
an Sorten mit zahlreichen regionalen Spe-
zialitäten sind prägende Bestandteile der
weltberühmten deutschen Bierkultur. Die
Zahl der Braustätten steigt dabei in den
letzten Jahren aufgrund zahlreicher neu
eröffneter Braugasthäuser, die verbreitet
auch unter dem Begriff: »Gasthausbraue-
reien« bekannt sind. Im eigentlichen Brau-
ereigewerbe vollzieht sich allerdings seit

Jahren ein offensichtlich nicht aufhaltbarer Konzentra-
tionsprozess: Große Brauereien kaufen immer wieder
kleine auf. Zahlreiche Brauereien im mittleren Marktseg-
ment gaben in den letzten 10 bis 15 Jahren sogar auf,
sie wurden endgültig geschlossen. Mittlerweile wird von
einem Konzentrationsgrad in der Branche ausgegangen,
der besagt, dass 95% des deutschen Bierausstoßes von
14% der heimischen Brauereien getragen wird. 

Die letzten Jahre auf dem deutschen Biermarkt waren ge-
kennzeichnet von einem Wachstum bei so genannten Bil-
ligmarken, während der Umsatz bei den führenden bzw. be-
kannten Premiummarken-Bieren stagnierte oder teilweise
sogar Rückgänge verzeichnete. So eilte die Oettinger-Grup-
pe mit ihrem Markenzeichen als Anbieter von Billigbieren in
den letzten Jahren von Wachstumserfolg zu Wachstums-
erfolg und konnte zu den größten Braukonzernen in Deutsch-
land aufschließen.6 Als Ergebnis dieser Entwicklung vertrei-
ben inzwischen auch viele so genannte Premium-Brauerei-
en eine Billigbiermarke. Entsprechend hatte ursprünglich die
Holsten-Gruppe mit großem Erfolg die Billig-Dosenbiere 5.0
und 2.57 (Radler) eingeführt. Die Warsteiner Gruppe z.B.
erwarb 1990 die Paderborner Brauerei, mit deren Produk-
ten sie inzwischen auf dem Niedrigpreissegment mitkonkur-
riert (vgl. z.B. Lebensmittelzeitung 2010a).

Seit 2004 haben die großen Brauereikonzerne der Welt,
wie Inbev (mit Marken in Deutschland wie Becks, Franzis-
kaner/Spaten/Löwenbräu, Hasseröder, Diebels etc.), Carls-
berg (mit Marken in Deutschland wie Holsten, Lübzer etc.
– früher auch Feldschlösschen, wurde jedoch inzwischen
von der Oettinger-Gruppe übernommen) Heineken (mit Brau-
holding, also den deutschen Marken Paulaner, Kulmbacher,
Fürstenberg etc., die auch zwischenzeitlich mit dem briti-

i fo  Schne l ld ienst  15/2010 –  63.  Jahrgang

38

Tab. 1 

Entwicklung des Pro-Kopf-Bierverbrauchs  
in Deutschland: 

Jahr Bierverbrauch je Einwohner in Liter 

1992 142,0 

1995 135,9 

1998 127,5 

2001 122,6 

2004 116,0 

2005 115,3 

2006 116,0 

2007 111,8 

2008 111,1 

2009 109,6 

Veränderung 

2009 zu 1992 
in % – 22,8 

Quelle: Deutscher Brauer-Bund e.V. 

3 Statistisches Bundesamt, FS 14, Reihe 9.2.1.
4 Erstes Halbjahr 2010: Bierexporte insgesamt: + 7,4 %

(in EU-Länder: + 3,3%, in Drittländer: + 21,9%).
5 Zur Entwicklung des Bierabsatzes in Deutschland 1999

bis 2008 vgl. Statistisches Bundesamt (2009).

Tab. 2 

Ausgewählte Kennzahlen zur deutschen Brauwirtschaft 

Jahr 1995 1998 2002 2004 2006 2008 2009 

Bierausstoß  
(Mill. hl) 

116,9 111,5 107,6 108,4 104,3 99,9 98,1 

Bierverbrauch 
(Mill. hl) 

111,0 104,6 100,6 95,7 95,5 91,1 89,9 

Nachrichtlich:  
Biermixgetränke  
(Mill. hl) 

– 1,2 2,9 2,6 3,5 4,2 4,19 

Bierausfuhr  
(Mill. hl) 

8,1 8,7 11,2 14,6 14,9 15,2 13,9 

Biereinfuhr  

(Mill. hl) 
3,2 3,1 3,7 4,4 6,4 6,5 5,7 

Quelle: Deutscher Brauer-Bund e.V. (DBB),  

http://www.brauer-bund.de/aktuell/statistik.html. 

6 Der Spiegel (2009) bezeichnet die Gruppe bereits als den Marktführer in
Deutschland (löste 2004 die Krombacher Brauerei als Branchenprimus ab).

7 Was sich als eine äußerst erfolgreiche Marketingstrategie entpuppte, da
die Produktnamen bei gleichzeitiger Rückkehr zur Dose voll den Zeitgeist
der jungen Generation trafen.
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schen Konzern Scottish & Newcastle mit ihrer bekanntes-
ten Marke FOSTER’S fusioniert wurden) oder SAB-Miller8

(mit Pilsner Urquell aus Tschechien) verstärkt Beteiligungen
an deutschen Großbrauereien erworben (vgl. Balz 2005).
Gemessen an den Größenmaßstäben auf Weltmarktebene
kommt jedoch der größte deutsche Bierproduzent, die Ra-
deberger Gruppe, nur auf einen vergleichsweise geringen
Anteil von 1% am Weltbiermarkt. Nach Angaben der Barth-
Gruppe9 ist China unter nationalen Aspekten der größte Bier-
produzent der Welt, Deutschland rangiert nach diesem Ran-
king auf Platz 5. 

In der Branche orientiert man sich allerdings weit mehr an
dem Motto: Entscheidend ist, nicht am größten, sondern
am besten zu sein. Schließlich zählt das älteste Lebensmit-
telgesetz der Welt, das Reinheitsgebot von 1516, zu den
Qualitätstrümpfen der deutschen inländischen Brauerei-
unternehmen. 

In den letzten Jahren nimmt der Anteil von Importbieren
stetig zu (vgl. Abb. 2). D.h. die Konkurrenz auf dem inländi-
schen Markt wird zusätzlich verstärkt durch Biereinfuhren,
insbesondere aus bekannten traditionsreichen Bierproduk-
tionsländern, wie z. B. Dänemark oder gerade auch aus
Staaten Ost- und Mitteleuropas, wie der tschechischen Re-
publik, aus Polen und inzwischen auch aus Russland etc.
Für die Nachfrage ist hier beispielsweise von zentraler Be-
deutung, dass in Deutschland tätige polnische Saisonar-
beitskräfte Biere aus ihrer Herkunftsregion bevorzugen, um
so sich ein Stück Heimat in der Fremde bewahren zu kön-
nen. Die Wettbewerbsintensität, national und international,
dürfte für die deutschen Brauer also zukünftig kaum gerin-
ger werden. 
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Im September 2009 ratifizierte Timor-Leste (Osttimor) als
letztes von 196 Ländern das »Montreal-Protokoll über Stof-
fe, die zum Abbau der Ozonschicht führen«. Das Protokoll
von 1987 stellt damit das bedeutendste multilaterale Um-
weltabkommen und die erste internationale Vereinbarung
dar, die eine weltweite Ratifizierung erlangte. Die Proble-
matik des Ozonlochs ist inzwischen weitgehend aus der öf-
fentlichen Debatte verschwunden. Mehr als 20 Jahre nach
dem Montrealer Abkommen ist die Wissenschaft jedoch zu
neuen Erkenntnissen über die Zusammenhänge zwischen
Ozonloch und Klimawandel gelangt. Dieser Artikel der Rei-
he »Kurz zum Klima« gibt einen Überblick über die Bedeu-
tung des Ozonlochs für Umwelt und Klima und diskutiert
Politikmaßnahmen zur Abschaffung ozonschichtschädi-
gender Substanzen.

Die Existenz eines Ozonlochs über der Antarktis wurde
1985 durch Farman, Gardiner und Shanklin nachgewie-
sen, nachdem Molina und Rowland bereits 1974 den Pro-
zess des Ozonabbaus durch Fluorchlorkohlenwasserstof-
fe (FCKW) beschrieben hatten. Auch über der Arktis bil-
dete sich ein Ozonloch, allerdings mit einer weitaus gerin-
geren Ausdehnung und geringeren Abbauraten. Ozon (O3)
wird in der Stratosphäre (15 bis 35 km Höhe) der Tropen
durch den Einfluss der UV-Strahlung gebildet und bis zu
den Polen transportiert. Die Strahlung spaltet die Sauer-
stoffmoleküle (O2) in atomaren Sauerstoff (O) auf, der sich
wiederum mit anderen Sauerstoffmolekülen zu Ozon ver-
bindet (vgl. UNDP 2007). 

FCKWs umfassen eine Gruppe künstlich hergestellter or-
ganischer Verbindungen, bei denen der Wasserstoff in na-
türlich vorkommenden Kohlenwasserstoffen vollständig
durch Fluor und Chlor ersetzt wird. Diese Stoffe sind un-
giftig und unbrennbar und stellen aufgrund einer gerin-
gen Wärmeleitfähigkeit gute Kältemittel dar (vgl. Bayeri-
sches Landesamt für Umwelt 2008). Verwendet wurden
sie neben der Funktion als Kältemittel unter anderem als
Treib- und Lösemittel, Feuerlöschmittel sowie für indus-
trielle Reinigungsprozesse (vgl. UNDP 2007). Aufgrund ih-
rer chemischen Stabilität gelangen FCKWs unverändert
in die Stratosphäre, in der sie bis zu mehreren Jahrhun-
derten verbleiben. Der starke Ozonabbau über der Ant-
arktis kommt durch die besonderen Klimabedingungen
zustande und umfasst eine Reihe komplexer Vorgänge.
Im Winter der südlichen Hemisphäre bildet sich rund um
die Antarktis ein Kaltluftwirbel, der verhindert, dass wei-
tere milde Luft ins Landesinnere strömt (vgl. AWI 2006).
Die Wolken, die sich bei Temperaturen unter – 80°C bil-
den, stellen die Grundlage für den Ozonabbau dar. Es
bilden sich dort Eiskristalle aus FCKW-Abbauprodukten,
welche sich wiederum zu reaktiven Chlorverbindungen
umwandeln (vgl. AWI 2006). Die im Laufe des antarkti-
schen Frühlings (September/Oktober) wieder verstärkt ein-
wirkenden UV-Strahlen liefern dann die Energie für die Auf-

spaltung der Verbindungen, aus denen freie Chlorradika-
le hervorgehen. Diese haben das Potential, Ozonmole-
küle zu Sauerstoffmolekülen umzuwandeln und die Ozon-
schicht nach und nach abzubauen (vgl. UNDP 2007). Ein
einziges Chlorradikal kann dabei bis zu 100 000 Ozon-
moleküle spalten (vgl. Bayerisches Landesamt für Umwelt
2008). Des Weiteren können auch Brom und Jod Ozon
aufspalten. Im Sommer löst sich der polare Kaltluftwirbel
auf, so dass wieder wärmere, ozonhaltigere Luftmassen
zur Antarktis strömen und sich das Ozonloch schließt.
Als Ozonloch wird dabei der Bereich der Atmosphäre be-
zeichnet, in dem die Ozonkonzentration unter den Wert
von 220 Dobson-Einheiten sinkt.1 Die Folgen, die sich aus
dem Ozonloch ergeben, sind weithin bekannt. Durch ei-
ne erhöhte UV-Strahlung steigt das Risiko, an Hautkrebs
zu erkranken, sie gefährdet zudem das Sehvermögen so-
wie das Pflanzenwachstum (vgl. UNEP 2007). 

Das Protokoll von Montreal wurde 1987, nach dem ersten
Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht in Wien 1985,
zunächst von 46 Staaten unterzeichnet. Darin wurden Maß-
nahmen und Zeitpläne zur Reduzierung verschiedener
FCKWs vereinbart. Das Montreal-Protokoll ist seit 1989 bin-
dend für die Industriestaaten. Die obere Karte zeigt den Ver-
brauch (d.h. die Produktion und Importe abzüglich der Ex-
porte und bereits vernichteter Bestände) von FCKWs im Jahr
1986 in ODP Tonnen (Gewicht * ODP2), bevor das Protokoll
in Kraft trat. Bis auf einige afrikanische und asiatische Län-
der war hierbei ein weltweit hoher Verbrauch dieser Subs-
tanzen zu verzeichnen. Für die EU wurde ein einheitlicher
Wert von rund 300 000 ODP t angegeben (vgl. UNEP 2007).
Das komplette Verbot für die Produktion und den Verbrauch
in Industrieländern gilt seit 1996, in der EU-12 bereits seit
1995. Dies beinhaltete auch die Vernichtung alter Bestän-
de. Ausnahmen gelten für die Produktion und den Handel
geringer Mengen für den Eigenbedarf und medizinische Zwe-
cke (vgl. European Commission 2007). 

Die untere Karte zeigt den FCKW-Verbrauch im Jahr 2008,
der im Vergleich zu 1986 ein komplett anderes Bild dar-
stellt. Demnach werden in Industrieländern bereits keine
Schadstoffe mehr verwendet, während in den Entwick-
lungsländern zum Teil noch größere Mengen verbraucht
werden. Für diese Länder wurden zur Ermöglichung des
wirtschaftlichen Fortschritts im Artikel 5 des Protokolls
andere Ziele und Fristen gesetzt. So sind das Abkommen
und das Verbot für diese Länder erst seit Anfang 2010 bin-
dend. Zur Umsetzung der Vertragspflichten in den Ent-
wicklungsländern wurde 1991 ein multilateraler Fond, ver-

Jana Lippelt

Kurz zum Klima: Das Ozonloch – ein vergessenes Problem?

1 Eine Dobson-Einheit entspricht einer Schichtdicke von 0,01 mm unter nor-
malem Atmosphärendruck bzw. 2,7*1016 O3/cm2 (vgl. NASA 2008).

2 ODP = Ozone Depletion Potential. Dieses gibt das Ozonabbaupotential re-
lativ zum Abbaupotential des FCKWs Trichlorfluormethan (R11) mit ODP
= 1 an (vgl. UNDP 2007).
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Abb. 1
FCKW-Verbrauch

Quelle: UNEP (2010).
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waltet durch verschiedene Organisationen, eingerichtet
(vgl. UNEP 2009). 

Im Anschluss an die Verhandlungen in Montreal wurden ei-
ne Reihe zusätzlicher Vereinbarungen verabschiedet, da ab-
zusehen war, dass die ursprünglichen Regelungen nicht aus-
reichen, um die Zerstörung der Ozonschicht aufzuhalten. So
wurde der Zeitplan bis zum vollständigen Verbot der FCKWs
während der Konferenzen von London, Kopenhagen, Wien,
Montreal und Peking schrittweise verschärft. Infolge des Ver-
bots wurde zudem verstärkt nach FCKW-Ersatzstoffen ge-
sucht. Hier kamen in den neunziger Jahren zunächst halo-
genierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe (H-FCKWs) zum Ein-
satz. In diesen wurden die Fluor- und Chloranteile teilweise
durch Wasserstoff ersetzt. Dadurch werden diese Stoffe be-
reits in der Troposphäre abgebaut und besitzen daher nur
ein geringes Ozonabbaupotential (vgl. Bayerisches Lan-
desamt für Umwelt 2008). Allerdings stellen diese Stoffe (wie
auch FCKWs) Treibhausgase mit einem Erwärmungspo-
tential von bis zu 2 400 CO2-Äquivalenten dar (vgl. EPA
2010). FCKWs spielen hierbei aufgrund der vereinbarten Re-
duktionen seit 1987 eine immer geringere Rolle, die ver-
schiedenen Ersatzstoffe jedoch tragen zum Teil maßgeb-
lich zur globalen Erwärmung bei. 1995 wurde in Wien da-
her der Abbau der H-FCKWs in das Montreal-Protokoll mit
aufgenommen. Der Stufenplan sieht in den Industrieländern
in Bezug auf den Verbrauch einen Ausstieg bis zum Jahr
2030 vor. Seit 2010 dürfen hier nur noch 35% der ur-
sprünglichen Mengen verbraucht werden, ab 2015 nur noch
10% (vgl. ARAP 2007). In der EU sind die Regulierungen
strikter festgelegt. Hier dürfen H-FCKWs bereits seit 2010
nicht mehr verbraucht werden, die Produktion soll bis 2014
um 80% gesenkt werden (vgl. ARAP 2007). Für die Ent-
wicklungsländer ist hierbei wie auch bei den FCKWs ein län-
gerfristiger Ausstieg vorgesehen. Ein vollständiges Verbot
gilt hier erst ab 2040. Andere Ersatzstoffe wie z.B. chlor-
freie FKWs (Fluorkohlenwasserstoffe) sind als besonders kli-
maschädliche Gase im Kyoto-Protokoll erfasst worden, über
eine Aufnahme in das Montreal-Protokoll wird derzeit ver-
handelt (vgl. EIA 2009). 

Ein unlängst erkanntes Problem stellt das Distickstoffoxid
(Lachgas) dar, welches vorwiegend in der Landwirtschaft
entsteht. Es ist im Kyoto-Protokoll als Treibhausgas festge-
legt und wurde als eine weitere Substanz identifiziert, die
Ozonmoleküle zerstören kann (vgl. Ravishankara et al. 2009).
Obwohl Lachgas nur ein sehr geringes Ozonabbaupotenti-
al (ODP = 0,017) besitzt, kann es aufgrund der großen emit-
tierten Mengen dennoch zum Abbau der Ozonschicht bei-
tragen. Dieses Gas stellt damit seit dem Verbot der FCKWs
das stärkste ozonschädliche Gas dar. Es wurde jedoch bis-
her noch nicht in das Montreal-Protokoll aufgenommen. Ei-
ne Reduzierung der Emissionen kann daher sowohl zum Kli-
maschutz als auch zum Erhalt der Ozonschicht beitragen
(vgl. Ravishankara et al. 2009). 

Obwohl der Prozess zum Abbau der FCKWs und ihrer Er-
satzstoffe insgesamt als Erfolg gewertet werden kann, zei-
gen sich auch verschiedene Probleme. Zum einen sind
die Schadstoffe trotz des Verbots vor allem in Entwick-
lungsländern noch in vielen alten Gebäuden und Geräten
vorhanden und stellen somit ein Risiko dar (vgl. UNEP
2007). Zum anderen hat sich infolge des Verbots und ver-
schiedener Gesetzeslücken im Abkommen ein Schwarz-
markt für FCKWs und deren Ersatzstoffe entwickelt, der
nur schwer zu kontrollieren ist (vgl. European Commissi-
on 2007). Durch falsche Kennzeichnung der FCKWs als
recycelte oder essentielle Produkte wurden in der Ver-
gangenheit aus Ländern wie Indien oder China zum Teil
große Mengen im Wert von 25 bis 60 Mill. US-Dollar (2006)
in Industrieländer geschmuggelt (vgl. UNEP 2007). Nach
dem Verbot der H-FCKWs in den Industrieländern wird sich
der illegale Handel aus Entwicklungsländern auf diesem
Gebiet noch verschärfen. 

Die Auswirkungen des Ozonlochs werden in der Wissen-
schaft nicht ausschließlich als negativ angesehen. Inzwi-
schen wurde nachgewiesen, dass das entstandene Ozon-
loch die Antarktis vor den Folgen des Klimawandels weit-
gehend bewahrt hat. Durch den Ozonverlust und die da-
mit verbundene Abkühlung wurde das polare Windsystem
verstärkt, welches die Antarktis klimatisch zusätzlich iso-
lierte und zur Zunahme der Meereisbedeckung führte (vgl.
AWI 2009). 

Im Gegensatz dazu haben die Temperaturen auf der ant-
arktischen Halbinsel im Westen, die außerhalb des polaren
Luftwirbels liegt, in den letzten Jahren aufgrund veränder-
ter Wind- und Meeresströmungen deutlich zugenommen.
Dies führte zu einem Rückzug fast aller Gletscher in diesem
Gebiet. Den neuesten Berechnungen zufolge nimmt die
FCKW-Konzentration in der Stratosphäre langsam ab, so
dass sich das Ozonloch voraussichtlich bis zum späten
21. Jahrhundert schließen wird (vgl. AWI 2009). Die Zunah-
me des Ozongehalts über der Antarktis könnte damit para-
doxerweise die weitere Erwärmung dieses Gebietes be-
günstigen. Der weltweit hohe Ausstoß von Lachgas kann
die Regeneration der Ozonschicht zwar einerseits verzö-
gern, andererseits jedoch zur Klimaerwärmung beitragen,
sofern hier nicht weitere Maßnahmen ergriffen werden (vgl.
Ravishankara et al. 2009). Bei einer zusätzlichen Verdop-
pelung der derzeitigen Treibhausgaskonzentrationen wird
von einer Erwärmung der Antarktis von bis zu 3°C ausge-
gangen. Aufgrund höherer Meerestemperaturen würde dies
laut Hu und Fu (2009) zur Abschwächung des polaren Wind-
gürtels beitragen und damit zu einer schnelleren Schlie-
ßung des Ozonlochs sowie zu einer weiteren Erwärmung
der Antarktis führen. Obwohl eine derartige Erwärmung nicht
zum Abschmelzen der gesamten Antarktis führen wird, könn-
te allein die Westantarktis infolge höherer Luft- und Was-
sertemperaturen deutlich zum weltweiten Meeresspiegel-
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anstieg beitragen (vgl. AWI 2009). Wie sich das Wechsel-
spiel zwischen Ozonloch und Klimawandel in Zukunft tat-
sächlich verhalten wird, ist bisher jedoch noch unklar und
wird von der Entwicklung der menschlichen Aktivitäten ab-
hängen.
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